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1 Anlass und Aufgabenstellung
Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement Gelnhausen plant im Auftrag des Landes
Hessen, die Landesstraße L 3190 im Abschnitt von NK 5619/021 nach NK 5620/005 auf einer
Länge von ca. 1.541 Metern nach aktuellem Regelwerk auszubauen, um die
Verkehrssicherheit und die Leistungsfähigkeit dieses Streckenabschnittes zu verbessern, da
der Zustand der vorhandenen L 3190 durch Fahrbahnschäden, tlw. Fahrbahnabsenkungen im
Randbereich sowie einer nicht ausreichend funktionsfähigen Entwässerung gekennzeichnet
ist.

Die Genehmigung der Ausbaumaßnahme erfolgt über ein Planfeststellungsverfahren.

Die Projektbeschreibung findet sich in Kapitel 4 des Artenschutzbeitrags.

Es sind die artenschutzrechtlichen Anforderungen abzuarbeiten, die sich aus den
europäischen Richtlinien, Richtlinie 92/43/EWG des Rates (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie,
FFH-RL) und Richtlinie 2009/147/EG des europäischen Parlaments und des Rates
(Vogelschutz-Richtlinie, VS-RL) sowie aus der nationalen Gesetzgebung (BNatSchG)
ergeben. Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prüfung werden im vorliegenden arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag dargelegt. Artenschutzrechtlich erforderliche Maßnahmen
werden in den landschaftspflegerischen Begleitplan integriert.

Die unmittelbar geltenden Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG dienen in Verbindung mit
§ 45 BNatSchG der Umsetzung der FFH- und Vogelschutzrichtlinie in nationales Recht. Im
Zuge eines nach § 15 BNatSchG zulässigen Eingriffs sind im Rahmen der artenschutz-
rechtlichen Prüfung die unter diese Richtlinien fallenden Arten (Arten des Anhangs IV der FFH-
RL, wildlebende europäische Vogelarten und sonstige in einer Rechtsverordnung nach § 54
Abs. 2 BNatSchG aufgeführte Verantwortungsarten1) zu berücksichtigen.

Die ausschließlich national besonders oder streng geschützten Arten sind nicht Prüfgegen-
stand des artenschutzrechtlichen Fachbeitrages, sondern sind im Rahmen der Eingriffs-
regelung im LBP zu berücksichtigen2.

1 Bisher ist keine entsprechende Rechtsverordnung erlassen worden. Sobald dies geschehen ist, wird diese Fußnote durch
einen Verweis auf die Rechtsverordnung ersetzt.

2 Siehe hierzu auch den Leitfaden für die Erstellung landschaftspflegerischer Begleitpläne zu Straßenbauvorhaben in Hessen.
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2 Rechtliche Grundlagen
Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu
verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu
beschädigen oder zu zerstören,

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung
der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.

Die streng und besonders geschützten Arten sind in § 7 Abs. 2 Nr. 13 und Nr. 14 BNatSchG
definiert.

Für nach § 15 Abs. 1 unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Eingriffe in Natur und
Landschaft, die nach § 17 Abs. 1 oder Abs. 3 zugelassen oder von einer Behörde durchgeführt
werden, gelten gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG nur
eingeschränkt:

 So sind in diesen Fällen die Verbotstatbestände lediglich für die wild lebenden Tier- und
Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie für die die europäischen
Vogelarten und sonstige in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG
aufgeführte Verantwortungsarten zu betrachten.

 Werden diese durch einen Eingriff oder ein Vorhaben betroffen, liegt ein Verstoß gegen
1. das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die
Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und
Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese
Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten
Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann,
2. das Verbot des Nachstellens und Fangens wild lebender Tiere und der Entnahme,
Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Absatz 1 Nummer 1 nicht
vor, wenn die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen
Maßnahme, die auf den Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung oder ihrer
Entwicklungsformen vor Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung und die Erhaltung
der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen
Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt werden und diese Beeinträchtigungen
unvermeidbar sind,
3. das Verbot nach Absatz 1 Nummer 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion der
von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im
räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Soweit erforderlich, können auch
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgelegt werden. Für Standorte wild lebender
Pflanzen der in Anhang IV b der FFH-Richtlinie aufgeführten Arten gilt dies
entsprechend.



KH Planwerk GmbH 6

Hessen Mobil; Straßen- und Verkehrsmanagement
L3190 zw. NK 5619 021 und NK 5620 005 Station: 2,650 - 4,243
ASB – Unterlage 19.3 - Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

 Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, sind diese ausschließlich im Rahmen
der Eingriffsregelung des § 15 BNatSchG zu behandeln.

Gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG können die zuständigen Behörden von den Verboten des §
44 BNatSchG im Einzelfall Ausnahmen zulassen

1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher
wirtschaftlicher Schäden,

2. zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt,
3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken

dienende Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung,
4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich

der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich günstigen
Auswirkungen auf die Umwelt oder

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses
einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art.

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind
und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht
Artikel 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie weitergehende Anforderungen enthält. Artikel 16 Abs. 3
der FFH-Richtlinie und Artikel 9 der Vogelschutzrichtlinie sind zu beachten. Danach darf eine
Ausnahme nur erteilt werden, wenn für die Art weiterhin ein günstiger Erhaltungszustand
besteht.3 Ist das nicht der Fall, kann eine Ausnahme nur erteilt werden, wenn hinreichend
nachgewiesen ist, dass die Ausnahme den ungünstigen Erhaltungszustand der Populationen
einer Art nicht weiter verschlechtert und die Wiederherstellung eines günstigen
Erhaltungszustandes der Populationen einer Art nicht behindern kann.4

3 D. Kratsch in: Schumacher/Fischer-Hüfle, Bundesnaturschutzgesetz, 2.Auflage, § 45 RNn. 47.
4 EuGH, Urt. vom 14.06.2007, C – 342/05 (Finnischer Wolf); BVerwG, Beschluss vom 17.04.2010, 9 B 5.10 - Rn. 8.
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3 Methodik der artenschutzrechtlichen Prüfung
Die Vorgehensweise richtet sich nach dem aktuellen „Leitfaden für die artenschutzrechtliche
Prüfung in Hessen“ (HESSISCHES MINISTERIUM FÜR UMWELT 2015), wonach sich die folgenden
vier Arbeitsschritte ergeben:

 Bestandserfassung und Relevanzprüfung,
 Konfliktanalyse,
 Maßnahmenplanung und ggf.
 Klärung der Ausnahmevoraussetzungen.

Diese Systematik wird durch eine vorgeschaltete Beschreibung des Projektes und seiner
Wirkfaktoren ergänzt.

3.1 Bestandserfassung und Relevanzprüfung
Zur Ermittlung der Vorkommen artenschutzrechtlich prüfungsrelevanter Arten im
Planungsraum werden alle verfügbaren faunistischen und floristischen Gutachten,
Kartierungen und weitere Datenquellen ausgewertet, die Rückschlüsse auf aktuelle
Artvorkommen zulassen. Als Untersuchungsraum des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags ist
dabei die Gesamtheit aller artspezifischen Wirkräume des Vorhabens anzusehen.

Da bisher keine Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG zu weiteren Verantwortungs-
arten erlassen wurde, sind die prüfungsrelevanten geschützten Arten die wildlebenden
europäischen Vogelarten gemäß Art. 1 der VS-RL und die Arten des Anhangs IV der FFH-RL.
In Hessen kommen Arten des Anhangs IV der FFH-RL in folgenden Artengruppen vor: Farn-
und Blütenpflanzen, Säugetiere inkl. Fledermäuse, Reptilien, Amphibien, Käfer, Libellen,
Schmetterlinge und Weichtiere (HESSEN-FORST FENA 2014). Das zu betrachtende
Artenspektrum der in Hessen wildlebenden europäischen Vogelarten wurde aktuell (zuletzt
2014) von der Vogelschutzwarte zusammengestellt (STAATLICHE VOGELSCHUTZWARTE FÜR
HESSEN RHEINLAND PFALZ UND SAARLAND 2014).

Nachdem die Gesamtheit der nach § 44 BNatSchG zu betrachtenden geschützten Arten mit
nachgewiesenen oder als sehr wahrscheinlich anzunehmenden Vorkommen im
Untersuchungsraum des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags ermittelt wurde, werden im
nächsten Schritt der Relevanzprüfung Arten nach drei Kriterien ausgeschieden:

 Arten, deren natürliches Verbreitungsgebiet nicht im Bereich des geplanten Vorhabens
und seiner Umgebung liegt (Zufallsfunde, Irrgäste),

 Arten, die zwar Vorkommen im Gesamtuntersuchungsgebiet haben, jedoch nicht im
artspezifischen Wirkraum vorkommen und

 Arten, die zwar im generellen artspezifischen Wirkraum vorkommen, die jedoch
gegenüber den Wirkungen des konkreten Vorhabens unempfindlich sind.

Die verbleibenden Arten werden der artspezifischen Konfliktanalyse unterzogen (Abb. 1).

3.2 Konfliktanalyse
In der Konfliktanalyse wird artbezogen geprüft, ob für die ausgewählten prüfungsrelevanten
Arten die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG (vgl. Kapitel 2) eintreten. Grundlage hierfür
ist die Überlagerung der anlage-, bau- und betriebsbedingten Wirkungen des Vorhabens mit
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den Vorkommen der hinsichtlich ihrer Empfindlichkeit beurteilten Artvorkommen sowie deren
Fortpflanzungs- und Ruhestätten.

Die Darstellung der artspezifischen Grundlagen und die eigentliche Prüfung erfolgen für alle
FFH-Anhang IV-Arten sowie für solche europäischen Vogelarten mit ungünstig-unzureichen-
dem oder ungünstig-schlechtem Erhaltungszustand in Hessen Art für Art im „Musterbogen für
die artenschutzrechtliche Prüfung“ gemäß den Vorgaben im Anhang 1 des „Leitfadens für die
artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen“ (HESSISCHES MINISTERIUM FÜR UMWELT 2015,
jeweils aktualisierte Fassung).

Für die europäischen Vogelarten mit einem günstigen oder nicht bewerteten Erhaltungs-
zustand in Hessen wird die vereinfachte tabellarische Prüfung durchgeführt. Als Vorlage wird
die im Anhang 2 des „Leitfadens für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen“ (HESSISCHES
MINISTERIUM FÜR UMWELT 2015) dargestellte „Mustertabelle zur Darstellung der
Betroffenheiten allgemein häufiger Vogelarten“ verwendet. Für Vogelarten, die in einem
günstigen Erhaltungszustand sind, aber in großer Anzahl von Individuen oder Brutpaaren von
den Wirkungen des Vorhabens betroffen werden, wird ebenfalls die Art-für-Art-Prüfung unter
Verwendung des Musterbogens für die artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt.
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Alle Tier- und Pflanzenarten in Hessen werden je nach Schutzstatus in den
jeweils zuständigen Fachbeiträgen behandelt:

 Arten des Anhangs IV FFH-RL
 Europäische Vogelarten
 Verantwortungsarten nach § 54

Abs. 2 BNatSchG (wenn VO
vorliegend)

Artenschutzfachbeitrag

 Arten, die als
Erhaltungsziel
genannt sind

 charakteristi-
sche Arten der
LRT

-
FFH-VP

 national
geschützte Arten

 Arten des
Anhangs II FFH-
RL

-
LBP-Kapitel
Tiere und Pflanzen

nicht Thema des Artenschutzfach-
beitrages

Welche Arten sind im grob abgeschätzten Projektgebiet zu erwarten?

Auswertung von Luftbildern: Welche Biotope sind da? Welche Arten sind
daher zu erwarten? Ergebnisse der Ortsbegehung/Übersichtsbegehung

Auswertung vorhandener Daten (z. B. ältere Daten für Hinweise auf
hochwertige Biotope und Daten Dritter, Abfrage (Scoping) bei

Naturschutzverwaltung, Naturschutzverbänden, natis-Datenbank etc.

______

Bestands-
erhebung

______

Abb. 1: Methode der Ermittlung der prüfungsrelevanten Arten im Artenschutz-
fachbeitrag

Welche Arten werden von Projektwirkungen potentiell betroffen?
Siehe Kapitel 4 ASB

Methodisch korrekte, qualifizierte Bestandsdaten (Kapitel 5 ASB),
die in die artenschutzrechtliche Prüfung überführt werden:

Art-für-Art-Prüfung in Anhang 1 ASB
und/oder vereinfachte Prüfung in Anhang 2 ASB

Eigene Erhebungen und Erfassung von Daten Dritter der als
prüfungsrelevant erkannten Arten

Welche Untersuchungen der betroffenen Arten können planungs-
relevante Erkenntnisgewinne mit vertretbarem Aufwand liefern?
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3.3 Maßnahmenplanung
Maßnahmen, die zur Vermeidung der Auslösung von Verbotstatbeständen geeignet und
erforderlich sind, werden artbezogen konzipiert und kurz hinsichtlich Art, Umfang, Zeitpunkt,
Dauer sowie der Anforderungen an Lage und Standort beschrieben. Hierbei wird berück-
sichtigt, dass Maßnahmen auch multifunktional mehreren Arten zugutekommen können. Eine
detaillierte Darstellung dieser Aspekte erfolgt in den Maßnahmenblättern des LBP. Dies gilt
sowohl für

 projektbezogene Vermeidungsmaßnahmen, wie auch für
 vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen),

o die auf den Erhalt der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten
der betroffenen Individuen abzielen, sowie für

o Maßnahmen zur Vermeidung erheblicher Störungen, die auf den
Erhaltungszustand der lokalen Population abzielen.

Im Falle eines Ausnahmeverfahrens gilt selbiges für

 Maßnahmen zur Wahrung des Erhaltungszustandes der übergeordneten Populationen
(FCS-Maßnahmen).

Weitere Maßnahmen des LBP, die artenschutzrechtlich nicht erforderlich sind, um die
Auslösung von Verbotstatbeständen zu verhindern, jedoch zusätzlich positiv auf die jeweilige
Art wirken, werden als "ergänzend funktional geeignete Maßnahmen des LBP" aufgeführt.

3.4 Klärung der Ausnahmevoraussetzungen
Falls Verbotstatbestände für eine oder mehrere Arten eintreten, kann nach § 45 Abs. 7
BNatSchG die zuständige Behörde für Naturschutz und Landschaftspflege (im Fall der
Planfeststellung ist dies die Planfeststellungsbehörde im HMWEVL) von den Verboten des §
44 im Einzelfall weitere Ausnahmen zulassen.

Folgende Ausnahmevoraussetzungen sind dabei im vorliegenden Artenschutzbeitrag zu
klären (vgl. Kapitel 2: Rechtliche Grundlagen):

 Die zwingenden Gründe des öffentlichen Interesses werden im technischen
Erläuterungsbericht (vgl. RE 2012, BUNDESMINISTERIUM FÜR VERKEHR 2012) dargelegt.
Das Überwiegen dieser zwingenden Gründe wird im Kapitel 8 des Artenschutzbeitrages
dargestellt.

 Die zumutbaren Alternativen werden im technischen Erläuterungsbericht (vgl.
BUNDESMINISTERIUM FÜR VERKEHR 2012) beschrieben. Im ASB werden diese Alternativen
in Kapitel 8 artenschutzfachlich bewertet.

 Im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag wird auch bewertet, ob sich der Erhaltungszustand
der Populationen einer Art verschlechtert, bzw. dass die Populationen der betroffenen Art
in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung ohne
Beeinträchtigungen in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen (Art. 16 Abs.1 FFH-
RL). Bei Arten im ungünstigen Erhaltungszustand ist zu bewerten, ob keine weitere
Verschlechterung eintritt und die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes
nicht behindert wird (BVerwG, Beschluss vom 17.04.2010, Az.: 9 B 5/10, Rdnr.8 und 9).



KH Planwerk GmbH 11

Hessen Mobil; Straßen- und Verkehrsmanagement
L3190 zw. NK 5619 021 und NK 5620 005 Station: 2,650 - 4,243
ASB – Unterlage 19.3 - Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

4 Projektbeschreibung und projektbedingte Wirkungen
Bei der geplanten Baumaßnahme, die Gegenstand eines Planfeststellungsverfahrens ist,
handelt es sich um einen Ausbau eines Teilabschnittes der Landesstraße L 3190, speziell um
den Abschnitt von NK 5619/021 nach NK 5620/005 auf einer Länge von ca. 1.541 Metern nach
aktuellen Regelwerk auszubauen, um die Verkehrssicherheit und die Leistungsfähigkeit dieses
Streckenabschnittes zu verbessern.

Die Landesstraße L 3190 ist eine regionale Verbindung, die im Netzknoten NK 5619/021 (ab
B 275 in der Ortslage Nieder – Mockstadt) beginnend nach Osten über Stockheim bis an die
L 3184 bei Ortenberg, OT Bergheim, führt. Bei Bleichenbach wird die L 3190 durch die B 457
überlagert.

Die Ausbaustrecke verläuft recht kurvig. Im Bestand weist die Trasse eine Fahrbahnbreite
zwischen 4,60 m bis 5,20 m auf. Das Bankett nördlich der Trasse hat eine Breite von 0,60 bis
0,80 m, daran schließt eine Entwässerungsmulde an. Das Bankett südlich der Trasse weist
Breiten zwischen 1,20 m bis 0,70 m auf. Auch hier grenzt im westlichen Teil der Ausbaustrecke
eine Entwässerungsmulde an.

Im Planungsbereich sind keine Vorhaben prägende Bauwerke vorhanden. Die Trassierung
und die Querschnittswahl werden nach den Parametern der RAL 2012 durchgeführt. Die
vorgesehene Verkehrscharakteristik (Verkehrsmengen, Verkehrsarten, Verkehrszusammen-
setzung, Verkehrsmittel) wird sich auf der betroffenen Straße nicht wesentlich ändern. Der
Verkehrsablauf und die Verkehrsqualität werden sich verbessern.

Die Trassierung der L 3190 folgt im Wesentlichen der Bestandstrasse. Bauwerke sind derzeit
nicht geplant. Als streckenbezogenes Gestaltungskonzept ist die landschaftsbild- und
standortgerechte Anpassung des Straßenkörpers in die Landschaft und das Relief vorgesehen
sowie zum Teil standortgerechte Pflanzung zur Eingrünung des Straßenkörpers.

Der Querschnittsgestaltung der Ausbautrasse setzt sich wie folgt zusammen:

- 6,0 m Fahrbahnbreite
- 2: 1,50 m Bankette, in Abschnitten mit Amphibienleiteinrichtungen Bankett 2,18 m
=>  9,0 m Gesamtbreite, in Abschnitten mit Amphibienleiteinrichtungen 9,68 m

Die Entwässerung wird neu bemessen und geordnet. Für die Entwässerung ist geplant, das
Oberflächenwasser der Fahrbahn über Bankett und Böschungen in geplante Mulden und
Gräben abzuleiten. Zur Rückhaltung des anfallenden zusätzlichen Oberflächenwassers aus
zusätzlich versiegelten Flächen und der Amphibienleiteinrichtungen werden auf einer Länge
von ca. 210 m Erdschwellen im Bereich der Entwässerungsmulde angeordnet. So wird das
Oberflächenwasser zurückgehalten/gestaut und kann zu Teil verdunsten oder versickern.

Böschungen, Einschnitts-/Dammböschungen, werden entsprechend dem angrenzenden
Gelände, möglichst mit geringem Flächenverbrauch hergestellt um Eingriffe in Natur und
Landschaft so gering wie möglich zu halten.

Eine detaillierte Beschreibung aller technischen Änderungen ist dem Erläuterungsbericht zur
technischen Planung (Vorentwurf, Unterlage 1) zu entnehmen.
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Abb. 2: Übersichtkarte, geordnet ohne Maßstab

Bestehende und zu erwartende Verkehrsprognose

Im Rahmen der Straßenverkehrszählung 2015 wurden die aktuellen Querschnittsbelastungen
für die L 3190 erhoben. Die Ergebnisse weisen im Querschnitt im durchschnittlich täglichen
Verkehr (Mo.-So.) einen DTV von 1.125 Kfz/24h mit einem SV-Anteil von rund 2,0%
entsprechend 24 LKW 2: 3,5 t/ 24h aus /16/. Für die weitere Berechnung der Analyse- und
Prognosebelastungen mittels (VDRM) werden die Werktagbelastungen berechnet und
herangezogen. Der DTV-w beträgt somit 1.224 Kfz/24h /16/.
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Auf Basis einer Verkehrsmodellrechnung werden Prognosebelastungen für 2030 /16/
ausgewiesen. Diese berücksichtigen neben Daten der Bevölkerung, Arbeitsplätze,
Verhaltensdaten zur Mobilität der Bevölkerung auch die notwendigen Straßen- und ÖV
Verkehrsnetze sowie Fahrpläne.

Die Berechnungen der Verkehrsbelastungen mittels VDRN (1.350 Kfz/24h) zeigen eine gute
Übereinstimmung mit den gezählten Querschnittsbelastungen (1.224 Kfz/24h). Auf dieser
Basis werden die Prognosebelastungen für 2030 berechnet.

In der Prognose für 2030 (1.290 Kfz/24h) stagniert der Kfz-Verkehr gegenüber der Analyse
(1.350 Kfz/24h 2015). Der Fahrtenrückgang beträgt 60 Kfz-Fahrten pro Tag, entsprechend
einem Anteil von -4,6%.

Für die Ermittlung des DTV-Wertes werden die Umrechnungswerte aus der
Straßenverkehrszählung 2015 ermittelt. Für den Kfz-Verkehr beträgt der Werte für die L 3190:

- Entsprechend der Anwendung des Umrechnungswertes von 0,92 ergibt sich für den
Querschnitt der L 3190 ein DTV-Wert von 1.187 Kfz/24 h (2030). Der SV beträgt 24
Fahrten/24 h.

Bauzeitliche Inanspruchnahme

Baubedingt kommt es zur temporären Flächeninanspruchnahme für Baustraßen /
Arbeitstreifen (Breite des Arbeitsstreifens 10,00, im Bereich des Waldes und des FFH-
Gebietes reduziert auf 2,50 m) und Baustelleneinrichtungsflächen. Hierfür wurden
entsprechend Baufeldgrenzen festgelegt. Diese beinhalten ebenfalls die erforderlichen
Baustelleneinrichtungsflächen sowie Flächen für die Zwischenlagerung von Oberboden. Nach
Beendigung der Baumaßnahme werden die Baustelleneinrichtungsflächen zurückgebaut und
mit Oberboden angedeckt. Danach erfolgt die Rückgabe der bautechnischen Streifen /
Baustelleneinrichtungsflächen an die jeweiligen Eigentümer bzw. landwirtschaftlichen Nutzer.

Tab. 1: Übersicht der Wirkfaktoren und Wirkzonen des Vorhabens

Wirkfaktor Wirkzone/Wirkungsintensität
Anlagebedingt
Anlagebedingte Auswirkungen sind Beeinträchtigungen, die durch den Baukörper der Straßentrasse und alle
damit verbundenen baulichen Einrichtungen verursacht werden und daher als dauerhaft und nachhaltig
einzustufen sind:
Flächenverluste durch Trasse
und Bauwerke sowie Damm-
und Einschnittsböschungen,
Ausrundungen und
Entwässerungsmulden

Vollständiger und dauerhafter Verlust von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten geschützter Tierarten oder von Standorten geschützter
Pflanzenarten, vollständiger und dauerhafter Verlust von Habitaten
geschützter Tierarten mit essenzieller Bedeutung für die Funktion
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3
BNatSchG).

Zerschneidungseffekte durch
Barrierewirkung der Trasse

keine Relevanz - Trasse ist bereits im Bestand vorhanden,
zusätzliche Zerschneidungseffekte sind nicht zu erwarten.

Veränderungen des
Grundwasserhaushalts

keine Relevanz – Trasse ist bereits im Bestand vorhanden,
zusätzliche Auswirkungen auf den Grundwasserhaushalt durch
Neuversiegelung und Bodenauftrag sind nicht zu erwarten.

Veränderungen von
Oberflächengewässern

keine Relevanz – Trasse ist bereits im Bestand vorhanden.
Natürliche Oberflächengewässer sind nicht von der Planung
betroffen. Die Entwässerung der Straße erfolgt weiterhin wie im
Bestand.
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Wirkfaktor Wirkzone/Wirkungsintensität
Baubedingt
Baubedingte Auswirkungen sind Beeinträchtigungen, die während der Bauphase (vorübergehend) auftreten und
in der Regel nur von kurz- bis mittelfristiger Dauer sind:
Flächeninanspruchnahme
durch Baustelleneinrichtungen
wie Baustraßen, Baustreifen
und Lagerplätze

Temporärer oder ggf. auch dauerhafter Verlust von Fortpflanzungs-
oder Ruhestätten geschützter Tierarten oder von Standorten
geschützter Pflanzenarten, temporärer oder ggf. auch dauerhafter
Verlust von Habitaten geschützter Tierarten mit essenzieller
Bedeutung für die Funktion von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§
44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG).

Lärm, Erschütterungen,
Licht, Silhouettenwirkung
durch Baubetrieb

Temporäre oder ggf. auch dauerhafte Beschädigung von
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten geschützter Tierarten mit der
Folge des vollständigen Funktionsverlustes (§ 44 Abs. 1 Nr. 3
BNatSchG).
Erhebliche Störung der lokalen Population geschützter Tierarten
(§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG).
Wirkzone/-intensität ist im Einzelfall zu beurteilen (GARNIEL et al.
2007; GARNIEL & MIERWALD 2010).

temporäre Grundwasser-
absenkungen, Gewässer-
verlegungen- und
-querungen

keine Relevanz – Gewässerverlegungen und -querungen sind nicht
geplant. Eine temporäre / Bauzeitliche Grundwasserabsenkung ist
nicht notwendig.

Umsiedlungen,
Baufeldvorbereitung

Signifikant erhöhtes Risiko der Verletzung und Tötung von
Individuen im Zuge der Umsiedlung und der Baufeldfreimachung
der anlage- und baubedingt in Anspruch genommenen Flächen
(§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG).
Erhebliche Störung geschützter Tierarten im Zuge der Umsiedlung
(§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG).

Betriebsbedingt
Betriebsbedingte Auswirkungen sind Beeinträchtigungen, die durch den Straßenverkehr in Abhängigkeit von der
Verkehrsmenge hervorgerufen werden und daher als dauerhaft und nachhaltig einzustufen sind:
Schadstoffemissionen keine Relevanz – Trasse ist bereits im Bestand vorhanden.

Zusätzliche Schadstoffemissionen sind nicht zu erwarten.
Stoffliche Belastungen des
Regenwasserabflusses

keine Relevanz – Trasse ist bereits im Bestand vorhanden.
Zusätzliche Belastungen des Regenwasserabflusses sind nicht zu
erwarten.

Lärmemissionen keine Relevanz – Trasse ist bereits im Bestand vorhanden.
Zusätzliche Lärmemissionen sind nicht zu erwarten. Laut
Verkehrsprognose ist keine Zunahme der Verkehrsbelastung zu
erwarten.

Optische Störwirkungen keine Relevanz - Trasse ist bereits im Bestand vorhanden.
Zusätzliche optische Störwirkungen sind nicht zu erwarten. Laut
Verkehrsprognose ist keine Zunahme der Verkehrsbelastung zu
erwarten.

Zerschneidungseffekte durch
Barrierewirkung des Verkehrs
und durch Kollisionsverluste

Keine Relevanz – Trasse im Bestand vorhanden. Zusätzliche
Zerschneidungseffekte / Barrierewirkungen sind nicht zu erwarten.
Laut Verkehrsprognose ist keine Zunahme der Verkehrsbelastung
zu erwarten.
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5 Bestandserfassung
5.1 Faunistisch-floristische Planungsraumanalyse
Als Grundlage für die Prüfung der Betroffenheit streng geschützter Arten des Anhangs IV der
FFH-RL und der europäischen Vogelarten erfolgt zunächst eine Ermittlung der prüfrelevanten
Arten. Als „prüfrelevant“ werden Arten des Anhangs IV der FFH-RL und die europäischen
Vogelarten gewertet, die in dem von der Baumaßnahme betroffenen Raum vorkommen und
zudem von der Maßnahme beeinträchtigt werden könnten. Der art-/gruppenspezifische
Untersuchungsraum ragt über den Eingriffsbereich hinaus, damit Wirkzusammenhänge
zwischen dem Eingriff und dessen Wirkung auf die jeweilige Art ermittelt werden können.

Hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Beurteilung des Projekts sind folgende Nutzungen im
Plangebiet bedeutsam:

- Bestehende Landesstraße L 3190: Die Landesstraße selbst bietet keine möglichen
Lebensstätten für geschützte Arten. Bauwerke, die Lebensstättenfunktionen aufweisen
könnten, sind nicht vorhanden.

- Hecken und Gehölze entlang der Landesstraße: Hierbei handelt es sich um meist dichte,
strukturreiche Gehölze, die von saumartigen Strukturen bis hin zu jungen und alten
Baumbeständen ein breites Spektrum umfassen.

- Waldbestand nordwestlich der L 3190: Es handelt sich direkt an die Landesstraße nördlich
angrenzenden Laubmischwald, vorwiegend bestehend aus Buchen, in den
Randbereichen noch Eichen sowie Fichten. Eine Waldrandtypische Ausbildung mit
Sträuchern fehlt zum Teil gänzlich bzw. ist nur sehr spärlich entwickelt.

- Ackerflächen: Der östliche Teil des Ausbauabschnittes führt durch Offenlandbereiche.
Hier grenzen intensiv genutzte Ackerflächen beidseitig der Landesstraße an.

- Grünland: größere Grünlandflächen beginnen erst am Bauende, östliche des
Bauabschnittes und ziehen sich in unterschiedlicher Ausprägung (trocken bis feucht) bis
an die Nidda-Aue heran.

- Schutzgebiete: Nördliche der Straßennebenflächen (Bankett, Entwässerungsmulde) der
Landesstraße L 3190 zw. Str.-km 3+621 bis Str.-km 3+704 grenzt ein Teilgebiet des FFH-
Gebietes DE 5520-304 „Basaltmagerrasen am Rand der Wetterauer Trockeninsel“ an.

Unter Zugrundelegung der beschriebenen Strukturen im Plangebiet werden die folgenden
Artengruppen einer artenschutzrechtlichen Relevanzprüfung unterzogen. Sie werden von
Artikel 1 der Vogelschutz-Richtlinie erfasst oder in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführt:
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Tab. 2: Abschichtung der potenziell relevanten Artengruppen

Artengruppe Relevanz Begründung

Farn- und
Blütenpflanzen

keine Bei den wenigen Arten des Anhang IV handelt es sich
durchweg um spezialisierte und / oder seltene Arten, deren
Ansprüche im Umfeld des geplanten Eingriffs nicht erfüllt
werden. Das Vorkommen europarechtlich geschützter
Pflanzenarten wurde im Rahmen der Biotoptypenkartierung
ausgeschlossen.

Weichtiere keine Bei den wenigen Arten des Anhangs IV handelt es sich
durchweg um spezialisierte und / oder seltene Arten, deren
Ansprüche im Plangebiet nicht erfüllt werden.

Fische und
Rundmäuler

keine Das Plangebiet bietet keinen Lebensraum für Fische oder
Rundmäuler.

Käfer gegeben Das im Plangebiet befindliche Waldgebiet sowie der an das
Vorhaben angrenzende Gehölzbestand mit z.T. sehr alten
Eichen stellen einen potenziellen Lebensraum der
Artengruppe dar. Käfer sind daher weiter zu untersuchen.

Libellen keine An den Feuchtflächen im Bereich der Nidda kommen
durchaus Libellen vor. Vorkommen der anspruchsvollen
Arten des Anhang IV im Bereich des westlich davon
befindlichen Plangebietes kann jedoch aufgrund fehlender
Strukturen ausgeschlossen werden.

Schmetterlinge gegeben In das Plangebiet ragt eine Teilfläche des FFH-Gebietes
DE 5520-304 „Basaltmagerrasen am Rand der Wetterauer
Trockeninsel“ hinein. Die im FFH- Gebiet vorkommenden
Magerrasen stellen potenziellen Lebensraum für die
Artengruppe dar. Ein Vorkommen kann diesbezüglich nicht
ausgeschlossen werden.

Amphibien gegeben Das im Plangebiet befindliche Waldgebiet selbst stellt
aufgrund seiner Nähe zu der östlich des Plangebietes
befindlichen Nidda-Aue mit ihren Feuchtflächen und den
dort vorkommenden kleinen Stillgewässern ein potenziellen
Winterlebensraum für die im Anhang IV gelisteten
Amphibienarten dar. Amphibien sind daher weiter zu
betrachten.

Reptilien gegeben Potenzielle Habitate von Reptilien stellen die ruderalen
Straßensäume und kleineren Fels-/Trockenbereiche am
nördlichen Waldrand dar. Reptilien sind daher weiter zu
betrachten.

Vögel gegeben Vögel sind weiter zu bearbeiten. Vielzahl geeigneter
Lebensräume im Plangebiet vorhanden.

Fledermäuse gegeben Fledermäuse sind weiter zu betrachten. Potenzielle
Lebensräume im Plangebiet vorhanden.
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Artengruppe Relevanz Begründung

Sonstige Säugetiere

- Haselmaus gegeben Das Plangebiet stellt mit den an der Straße angrenzenden
Gehölzstrukturen potenzielles Habitat für die Haselmaus
dar. Die Haselmaus ist daher weiter zu betrachten.

- Feldhamster keine Ein Vorkommen des Feldhamsters ist nicht bekannt. Das
Plangebiet bzw. die Böden des Plangebietes stellen keinen
potenziellen Lebensraum des Feldhamsters dar.

- Wildkatze / Luchs keine Verbundkorridore der Wildkatze und des Luchs sind nicht
bekannt, Neuzerschneidungen nicht gegeben.

- Fischotter / Biber keine Das Plangebiet bietet keinen Lebensraum für Fischotter
und Biber. Es werden von der Planung keine Gewässer
tangiert.

Für diese im Planungsraum relevanten Artengruppen / Tiere wurden durch Hessen Mobil
entsprechende faunistische Untersuchungen für das Plangebiet beauftragt.

Wesentliche Grundlage der artenschutzrechtlichen Bewertung sind daher die Ergebnisse der
faunistischen Untersuchungen.

5.2 Auswertung der Datenquellen und durchgeführten Untersuchungen
Zur Ermittlung und Auswahl der prüfungsrelevanten Arten wurden die vorliegenden
faunistischen und floristischen Daten und die eigenen Kartierungen dargestellt und bewertet.

5.2.1 Datenquellen und Untersuchungen

Dem artenschutzrechtlichen Beitrag liegen die in Tab. 3 aufgeführten und kommentierten
Gutachten, Kartierungen und Datenquellen zugrunde.

Tab. 3: Übersicht der Gutachten, Kartierungen und Datenquellen

Kriterium Beschreibung
Eigene Kartierungen des Vorhabenträgers
1: Büro für angewandte Faunistik und Monitoring (BFM), Dipl. Geogr. Manfred Grenz (2018):
Faunistisches Gutachten zum Ausbau der L3190 zwischen Florstadt/Nieder-Mockstadt –
Glauburg/Stockheim. Unveröffentlichtes Gutachten im Auftrag von Hessen Mobil, Straßen-
und Verkehrsmanagement Gelnhausen
Bearbeitete
Artengruppe

Fledermäuse

Methodik - Durchführung Übersichtsbegehung zur Festlegung der Transekte
- Detektorbegehung: 4 Stück (Untersuchungsraum 100 m beidseitig der

Fahrbahn): Bearbeitung von 5 Transekte je 100 Meter Länge; die Erfassung
wurde durch Sichtbeobachtung in der Dämmerung sowie mittels
Nachtsichtgerät ergänzt

- Automatische akustische Erfassung (batcorder): automatische
Rufaufzeichnung an 6 Standorten, Durchführung von 3 Erfassungen von
jeweils 3 Tagen

- Quartierpotenzialerfassung: durch flächige Kontrolle der Baum- und
Waldbestände in einem 50 m breiten Streifen beidseitig der Trasse

Kartierzeitpunkt Februar 2018 Durchführung der Quartierpotentialerfassung sowie Mai bis
September 2018 Detektorbegehung und akustische Erfassung (batcorder)
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Kriterium Beschreibung
Bearbeitete
Artengruppe

Haselmaus

Methodik - Durchführung Übersichtsbegehung zur Festlegung von Probeflächen (110
Niströhren sowie 22 Haselmauskästen), das heißt 1 Tube pro 20 m und 1
Kasten auf 100 m.

- Installation der Tubs und Kästen in einem 25 m breiten Streifen beidseits
der geplanten Trasse, mit 5-maliger Besatzkontrolle sowie Freinestersuche

Kartierzeitpunkt Installation der Tubes und Kästen: Ende März bis Mitte April; Besatzkontrolle
im Zeitraum zw. Mai und Oktober 2018

Bearbeitete
Artengruppe

Avifauna

Methodik - Horstkartierung: 300m beidseits der Trasse (Februar 2018), verortete Horst
wurden im Zuge der nachfolgenden Brutzeit 2x auf eine Nutzung als
Fortpflanzungs- und Ruhestätte hin kontrolliert (April + Juni 2018)

- Avifaunistische Bestandsaufnahme: 200m-Streifen beidseits der Trasse
durch 9 Tagesbegehungen sowie 3 Begehungen am Abend- bzw. in den
Nachtsunden. Erhebung wurde akustisch-visuell vorgenommen, ergänzend
mit Einsatz von Klangattrappen.

Kartierzeitpunkt Mitte Februar bis Ende Juli 2018
Bearbeitete
Artengruppen

Reptilien

Methodik - Durchführung Übersichtsbegehung zur Festlegung der Transekte
- Erfassung durch Ausbringung 6 künstliche Verstecke sowie deren 4-malige

Kontrolle entlang von 6 festgelegten Transekten von je 100 Metern.
Kartierzeitpunkt April und Juni 2018
Bearbeitete
Artengruppen

Amphibien

Methodik - Durchführung Übersichtsbegehung
- Scheinwerfertaxierung: 12 Stück zur Frühjahrswanderung entlang der

Bestandstrasse. Der Streckenabschnitt wurde hierfür in den frühen
Abendstunden oder morgens jeweils zweimal begangen.

- Kartierung Laichgewässer: durch 2 nächtliche akustische Erfassung und
Einsatz von Molchreusen (3 Stück je Gewässer)

Kartierzeitpunkt März bis Mai 2018
Bearbeitete
Artengruppen

Tagfalter

Methodik - Durchführung Übersichtsbegehung zur Festlegung Probeflächen, im
Anschluss daran 4 Begehungen im Bereich von 5 Probestellen,
Durchführung von Sichtbeobachtungen sowie Fang mittels
Schmetterlingsnetz

Kartierzeitpunkt Mai bis Ende Juli 2018
Datengrundlage von Naturschutzbehörde oder -verband
2. Untere Naturschutzbehörde des Wetteraukreises (UNB Wetteraukreis), Friedberg 2018 und
NABU Glauburg
Bearbeitete
Artengruppe

Fledermäuse, sonstige Säugetiere, Reptilien, Amphibien, Käfer,
Schmetterlinge, Libellen, Offenlandbiotopkartierung

Methodik Datenabfrage
Kartierzeitpunkt Stand August 2018
natis-Daten HLNUG
3: Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG), Wiesbaden
(Jahr): Auszug aus der zentralen natis-Datenbank des Landes Hessen, Stand 12_2017.
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Kriterium Beschreibung
Bearbeitete
Artengruppen

Alle Nachweise von FFH-Anhang IV-Arten: Fledermäuse, sonstige
Säugetiere, Reptilien, Amphibien, Käfer, Schmetterlinge, Libellen, FFH-
Anhang IV-Pflanzenarten.

Methodik Datenabfrage
Datum Stand November 2016
natis-Daten VSW
4: Staatliche Vogelschutzwarte für Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland (Jahr): Auszug aus
der zentralen natis-Datenbank des Landes Hessen, Stand 12_2017.
Bearbeitete
Artengruppen

Avifauna, Fledermäuse

Methodik Datenabfrage
Datum Stand November 2016

5.2.2 Bewertung der Unterlagen und Methodenkritik

Gemessen an den Standards von ALBRECHT et al. (2014) in Verbindung mit dem HVA F-StB
(2016) sowie dem Kartiermethodenleitfaden Fauna und Flora bei straßenrechtlichen
Eingriffsvorhaben in Hessen (Hessen Mobil 2017) sind die durchgeführten Untersuchungen
und vorliegenden Unterlagen ausreichend um eine artenschutzrechtliche Prüfung
durchzuführen. Wesentliche Grundlagen sind die faunistischen Untersuchungen aus 2018.

5.3 Übersicht der prüfungsrelevanten Arten und Relevanzprüfung
Als Ergebnis der Auswertung der vorstehend genannten Gutachten, Kartierungen und
Datenquellen gibt Tab. 4 einen vollständigen Überblick der geschützten Arten des Anhangs IV
der FFH-Richtlinie und der wildlebenden europäischen Vogelarten mit nachgewiesenen oder
als sehr wahrscheinlich anzunehmenden Vorkommen im Untersuchungsgebiet des
artenschutzrechtlichen Fachbeitrags.

An das in Tab. 4 aufgeführte Artenspektrum werden folgende drei Ausscheidungskriterien
angelegt (vgl. hierzu auch Kapitel 3.1):

 kein natürliches Verbreitungsgebiet im Bereich um das geplante Vorhaben,

 kein Vorkommen im Wirkbereich des Vorhabens und

 keine Empfindlichkeit gegenüber den vorhabenspezifischen Wirkfaktoren.

Über das Kriterium „kein Vorkommen im Wirkraum“ (kWi) können die Arten ausgeschieden
werden, deren Lebensräume/Standorte nicht im Wirkraum des Vorhabens vorkommen. Hierbei
können auch Nahrungsgäste und Durchzügler ausgeschieden werden, wenn genügend
Nahrungshabitate im Umkreis des Vorhabens zur Verfügung stehen. Das bedeutet, Dohle,
Mehlschwalbe, Weißstorch, Wiesenpieper können ausgeschieden werden, weil sie das
Untersuchungsgebiet zur Nahrungssuche bzw. als Durchzügler lediglich durchstreifen und
kein überlebensrelevantes, räumlich begrenztes Nahrungshabitat im Eingriffsbereich des
Vorhabens verloren geht.

Das Kriterium „keine Empfindlichkeit“ (kEm) zur Ausscheidung der Arten wird herangezogen,
wenn Wirkfaktor für eine Art irrelevant ist.
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Das Ergebnis der Relevanzprüfung ist in Tabelle 4 in den Spalten „Kriterium“ und „Relevanz“
dargestellt.

Tab. 4: Übersicht der FFH-Anhang IV-Arten und der europäischen Vogelarten und
Relevanzprüfung im Untersuchungsraum
EHZ HE: Erhaltungszustand in Hessen (Zitate siehe Anhang 1)
Status: Status des Vorkommens im Planungsraum. Bei Vögeln: B = Brut, BV = Brutverdacht, BZ = Brutzeit-
beobachtung, BN = Brutnachweis, NG = Nahrungsgast, DZ = Durchzügler; bei übrigen Arten: NV =
nachgewiesenes Vorkommen, AV = sehr wahrscheinlich anzunehmendes Vorkommen;
Krit. (Kriterium): knV = kein natürliches Verbreitungsgebiet, kEm = keine Empfindlichkeit, kWi = kein Vorkommen
im Wirkraum (Mehrfachnennungen der Ausschlusskriterien sind möglich.)
Relev. (Relevanz): ja = Art wird geprüft, nein = Prüfung ist nicht erforderlich
Prüf.: PB = Prüfung erfolgt im detaillierten Prüfbogen (siehe Anhang 1), Tab = Prüfung erfolgt in Tabelle häufiger
Vogelarten (siehe Anhang 2)
Quelle: Nummern der in Tab. 3 aufgeführten Gutachten, Kartierungen und Datenquellen mit prüfungsrelevantem
Nachweis der jeweiligen Art

Deutscher Artname Wiss. Artname EHZ HE Status Krit. Relev. Prüf. Quelle
Sonstige Säugetiere

Haselmaus Muscardinus
avellanarius unzureichend NV - ja PB 1

Fledermäuse
Bechsteinfledermaus Myotis bechsteinii unzureichend NV - ja PB 1
Braunes Langohr Plecotus auritus günstig NV - ja PB 1
Breitflügelfledermaus Eptesicus serotinus günstig NV - ja PB 1
Fransenfledermaus Myotis nattereri günstig NV - ja PB 1
Graues Langohr Plecotus austriacus unzureichend AV - ja PB 1
Großer Abendsegler Nyctalus noctula schlecht NV - ja PB 1
Große Bartfledermaus Myotis brandtii unzureichend AV - ja PB 1
Großes Mausohr Myotis myotis günstig NV - ja PB 1
Kleiner Abendsegler Nyctalus leisleri unzureichend NV - ja PB 1

Kleine Bartfledermaus Myotis mystacinus unzureichend AV - ja PB 1
Mückenfledermaus Pipistrellus pygmaeus unzureichend NV - ja PB 1
Rauhautfledermaus Pipistrellus nathusii unbekannt NV - ja PB 1
Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus günstig NV - ja PB 1
Vögel
Amsel Turdus merula günstig BV - ja Tab 1
Bachstelze Motacilla alba günstig BZ - ja Tab 1
Blaumeise Parus caeruleus günstig BV - ja Tab 1
Bluthänfling Carduelis cannbina schlecht BV - ja PB 1
Buchfink Fringilla coelebs günstig BV - ja Tab 1
Buntspecht Dendrocopos major günstig BV - ja Tab 1
Dorngrasmücke Sylvia communis günstig BV - ja Tab 1
Dohle Coloeus monedula unzureichend NG/D kWi nein - 1
Eichelhäher Garrulus glandarius günstig BV - ja Tab 1
Fasan Phasianius colchicus - BZ kWi nein - 1
Feldlerche Alauda arvensis unzureichend BV - ja PB 1
Fichtenkreuzschnabel Loxia curvirostra günstig BV - ja Tab 1
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Deutscher Artname Wiss. Artname EHZ HE Status Krit. Relev. Prüf. Quelle
Gartenbaumläufer Certhia brachydctyla günstig BV - ja Tab 1
Gartengrasmücke Sylvia borin günstig BV - ja Tab 1
Gimpel Pyrrhula pyrrhula günstig BV - ja Tab 1
Goldammer Embreriza citrinella unzureichend BV - ja PB 1
Grauspecht Picus canus schlecht BV - ja PB 1
Grünfink Carduelis chloris günstig BV - ja Tab 1
Grünspecht Picus viridis günstig BV - ja Tab 1
Hausrotschwanz Phoenicurus ochruros günstig BV - ja Tab 1
Haussperrling Passer domesticus unzureichend BV - ja PB 1
Heckenbraunelle Prunella modularis günstig BV - ja Tab 1
Hohltaube Columba oenas unzureichend BV - ja PB 1

Kernbeißer Coccothraustes
coccothraustes günstig BV - ja Tab 1

Klappergrasmücke Sylvia curruca unzureichend BV - ja PB 1
Kleiber Sitta europaea günstig BV - ja Tab 1
Kleinspecht Dryobates minor unzureichend BV - ja PB 1
Kolkrabe Corvus corax günstig BV - ja Tab 1
Kohlmeise Parus major günstig BV - ja Tab 1
Kuckuck Cuculus canoorus schlecht BV - ja PB 1
Mäusebussard Buteo buteo günstig BN - ja PB 1
Mehlschwalbe Delichon urbicum unzureichend NG/D kWi nein - 1
Misteldrossel Turdus viscivorus günstig BV - ja Tab 1
Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla günstig BV - ja Tab 1

Nachtigall Luscinia
megarhynchos günstig BV - ja Tab 1

Neuntöter Lanius collurio unzureichend BN - ja PB 1
Pirol Oriolus oriolus unzureichend BV - ja PB 1
Rabenkrähe Corvus corone günstig BV - ja Tab 1
Rauchschwalbe Hirundo rustica unzureichend BV - ja PB 1
Ringeltaube Columba palumbus günstig BV - ja Tab 1
Rotkehlchen Erithacus rubecula günstig BV - ja Tab 1
Rotmilan Milvus milvus unzureichend NG - ja PB 1
Schwarzmeise Aegithalos caudatus günstig BV - ja Tab 1
Schwarzspecht Dryocopus martius unzureichend BZ - ja PB 1
Singdrossel Turdus philomelos günstig BV - ja Tab 1
Sommergoldhähnchen Regulus ignicapilla günstig BV - ja Tab 1
Star Sturnus vulgaris günstig BV - ja Tab 1
Stieglitz Carduelis carduelis unzureichend BV - ja PB 1
Sumpfmeise Parus palustris günstig BN - ja Tab 1
Tannenmeise Parus ater günstig BV - ja Tab 1
Turmfalke Falco tinnnnuncullus günstig BV - ja Tab 1
Turteltaube Streptopelia turtur schlecht BV - ja PB 1
Waldbaumläufer Certhia familiaris günstig BV - ja Tab 1
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Deutscher Artname Wiss. Artname EHZ HE Status Krit. Relev. Prüf. Quelle
Waldkauz Strx aluco günstig BV - ja Tab 1
Waldlaubsänger Phylloscopus sibilatrix unzureichend BV - ja PB 1
Weidenmeise Parus montanus unzureichend BV - ja PB 1
Weißstorch Ciconia ciconia unzureichend NG/D kWi nein - 1
Wiesenpieper Anthus pratensis schlecht D kWi nein - 1
Wiesenschafstelze Motacilla flava günstig BV - ja Tab 1
Wintergoldhähnchen Regulus regulus günstig BV - ja Tab 1

Zaunkönig Troglodytes
troglodytes günstig BV - ja Tab 1

Zilzalp Phylloscopus collybita günstig BV - ja Tab 1
Reptilien
Zauneidechse Lacerta agilis günstig NV - ja PB 1
Schlingnatter Coronella austrica unzureichend NV - ja PB 1
Amphibien
Laubfrosch Hyla arbore unzureichend NV - ja PB 1

Die Vorkommen der prüfungsrelevanten Arten sind in den Karten des faunistsichen
Gutachtens, in den Bestands- und Konfliktkarten des LBP Unterlage (Unterlage 19.2) sowie
der Artenschutzkarte (Unterlage 19.3.1) dargestellt.

6 Konfliktanalyse
6.1 Durchführung der Art-für-Art-Prüfung
Zur Durchführung der Art-für-Art-Prüfung werden die Wirkungen des Vorhabens (vgl. Kapitel
4) mit den Vorkommen prüfungsrelevanter Arten (vgl. Kapitel 5) überlagert. Es wird daraufhin
geprüft, ob Verbotstatbestände eintreten, ob dies durch Maßnahmen vermieden bzw. minimiert
werden kann, und welche vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen oder Maßnahmen zur
Vermeidung erheblicher Störungen zu ergreifen sind.

Für alle in Tab. 4 unter Relevanz mit „ja“ bezeichneten FFH-Anhang IV-Arten und Vogelarten
in einem ungünstig-unzureichenden oder ungünstig-schlechten Erhaltungszustand in Hessen
wird der detaillierte „Musterbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung“ angewendet (vgl.
Anhang 1.1).

Für alle in Tab.3 unter Relevanz mit „ja“ bezeichneten Vogelarten in einem günstigen
Erhaltungszustand in Hessen wird die vereinfachte tabellarische Prüfung in der „Mustertabelle
zur Darstellung der Betroffenheit allgemein häufiger Vogelarten“ durchgeführt (vgl. Anhang 2).

6.2 Ergebnis der Konfliktanalyse
In Tab. 5 wird das Resultat der artenweisen Prüfung der Verbote des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs.
5 BNatSchG für alle prüfungsrelevanten Arten zusammenfassend dargestellt. Ziel ist es
kenntlich zu machen, welche Maßnahmen artenschutzrechtlich erforderlich sind, um das
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Eintreten eines Verbotstatbestandes zu verhindern, oder um beim Eintreten eines Verbots-
tatbestandes die Ausnahmevoraussetzung zu erfüllen.

Tab. 5: Resultat der artweisen Prüfung der Verbote des § 44 BNatSchG
Nr. 1, Nr. 2, Nr. 3: Ergebnis der Prüfung der Verbote Nr. 1 bis Nr. 3 des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG:
- = keine Verbotsauslösung, + = Verbotsauslösung/Ausnahmeverfahren erforderlich (orange hinterlegt).
Vermeidung: - = Vermeidungsmaßnahmen sind nicht erforderlich, B = Vermeidungsmaßnahmen umfassen eine
Bauzeitenregelung (zumeist die winterliche Baufeldfreimachung), + = weitere Vermeidungsmaßnahmen sind
erforderlich, ++ lokalpopulationsstützende Maßnahmen zur Vermeidung der erheblichen Störung sind erforderlich.
CEF: +/- = vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (blau hinterlegt) sind bzw. sind nicht erforderlich.
FCS: +/- = im Rahmen des Ausnahmeverfahrens sind populationsstützende Maßnahmen erforderlich (blau
hinterlegt) bzw. sind nicht erforderlich.

Deutscher Artname Nr. 1 Nr. 2 Nr. 3 Vermeidung CEF FCS
Sonstige Säugetiere
Haselmaus - - - B, + + -
Fledermäuse
Bechsteinfledermaus - - - B, + - -
Braunes Langohr - - - B, + - -
Breitflügelfledermaus - - - - - -
Fransenfledermaus - - - B, + - -
Graues Langohr - - - - - -
Großer Abendsegler - - - B, + - -
Große Bartfledermaus - - - B, + - -
Großes Mausohr - - - B, + - -
Kleiner Abendsegler - - - B, + - -
Kleine Bartfledermaus - - - B, + - -
Mückenfledermaus - - - B, + - -
Rauhautfledermaus - - - B, + - -
Zwergfledermaus - - - B, + - -
Vögel
Amsel - - - B - -
Bachstelze - - - - - -
Blaumeise - - - B - -
Bluthänfling - - - B - -
Buchfink - - - B - -
Buntspecht - - - B - -
Dorngrasmücke - - - - - -
Dohle - - - - - -
Eichelhäher - - - B - -
Fasan - - - - - -
Feldlerche - - - - - -
Fichtenkreuzschnabel - - - - - -
Gartenbaumläufer - - - B - -
Gartengrasmücke - - - - - -
Gimpel - - - B - -
Goldammer - - - B - -
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Deutscher Artname Nr. 1 Nr. 2 Nr. 3 Vermeidung CEF FCS
Grauspecht - - - - - -
Grünfink - - - - - -
Grünspecht - - - B - -
Hausrotschwanz - - - - - -
Haussperrling - - - - - -
Heckenbraunelle - - - B - -
Hohltaube - - - - - -
Kernbeißer - - - B - -
Klappergrasmücke - - - B - -
Kleiber - - - B - -
Kleinspecht - - - B - -
Kolkrabe - - - B - -
Kohlmeise - - - B - -
Kuckuck - - - B - -
Mäusebussard - - - - - -
Mehlschwalbe - - - - - -
Misteldrossel - - - B - -
Mönchsgrasmücke - - - B - -
Nachtigall - - - - - -
Neuntöter - - - B - -
Pirol - - - - - -
Rabenkrähe - - - B - -
Rauchschwalbe - - - - - -
Ringeltaube - - B - -
Rotkehlchen - - - B - -
Rotmilan - - - - - -
Schwarzmeise - - - B - -
Schwarzspecht - - - - - -
Singdrossel - - - B - -
Sommergoldhähnchen - - - - - -
Star - - - B - -
Stieglitz - - - B - -
Sumpfmeise - - - B - -
Tannenmeise - - - - - -
Turmfalke - - - - - -
Turteltaube - - - - - -
Waldbaumläufer - - - B - -
Waldkauz - - - B - -
Waldlaubsänger - - - - - -
Weidenmeise - - - B - -
Weißstorch - - - - - -
Wiesenpieper - - - - - -
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Deutscher Artname Nr. 1 Nr. 2 Nr. 3 Vermeidung CEF FCS
Wiesenschafstelze - - - - - -
Wintergoldhähnchen - - - B - -
Zaunkönig - - - B - -
Zilpzalp - - - B - -
Reptilien
Schlingnatter - - - + -
Zauneidechse - - - + + -
Amphibien
Laubfrosch - - - B - -

Im Folgenden werden die wesentlichen Resultate der artenschutzrechtlichen Prüfung benannt.

a) Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere

Durch die zeitliche Beschränkung der Baufeldfreimachung und die Kontrolle von Baumhöhlen
wird bei den relevanten Vogel- und Fledermausarten bewirkt, dass keine Individuen in aktuell
besetzten Fortpflanzungs- oder Ruhestätten verletzt oder getötet werden.

Durch eine Bauzeitenregelung und Vergrämung der Haselmaus und der Zauneidechse kann
die Tötung von Individuen in einem das allgemeine Lebensrisiko signifikant übersteigenden
Maß vermieden werden.

b) Störung

Durch den Ausbau der bestehenden L 3190, durch den sich das Verkehrsaufkommen nicht
erhöhen wird (die Verkehrsprognose geht von einer Verkehrsabnahme aus) sind für keine Art
des Anh. IV FFH-RL und keine europäische Brutvogelart erhebliche Störungen zu erwarten.

Eine Verkleinerung von Nahrungshabitaten kann eine Störung im Sinne des § 44 Abs.1
BNatSchG darstellen. Nahrungshabitate (beeren- und nusstragenden Sträucher) der
Haselmaus gehen im Zuge der Maßnahme verloren.

c) Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten

Bei Haselmaus und Zauneidechse wird durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF)
verhindert, dass der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 44 Abs. 5 BNatSchG
erfüllt wird.

Da durch das Vorhaben gegen keines der Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen
wird, stehen einer Zulassung des Vorhabens keine artenschutzrechtlichen Belange
entgegen. Die Durchführung eines Ausnahmeverfahrens inklusive der Klärung der dafür
nötigen Voraussetzungen kann entfallen.
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7 Maßnahmenplanung
Nachfolgend werden die Maßnahmen zur Vermeidung einer Verbotsverletzung gem. § 44 Abs.
1 BNatSchG dargestellt.

7.1 Vermeidungsmaßnahmen

In Tab. 5 wurde für mehrere Arten die Notwendigkeit von Vermeidungsmaßnahmen
aufgezeigt, welche nachfolgend in Tab 6 konkretisiert werden. Die Anforderungen an die
einzelnen Maßnahmen sind in den Prüfbögen abgeleitet worden. Die vollständige
Beschreibung der Vermeidungsmaßnahmen ist den Maßnahmenblättern des LBP zu
entnehmen.

Vermeidungsmaßnahmen sind:

 Projektbezogene Vermeidungsmaßnahmen, wie z. B. Schutz- und Leiteinrichtungen,
Querungshilfen sowie Vergrämung und Umsiedlung, die auf den Schutz vor Verletzung
und Tötung abzielen (Vermeidung eines signifikant erhöhten Tötungs- und
Verletzungsrisikos),

 Projektbezogene Vermeidungsmaßnahmen, die auf die Schonung der Fortpflanzungs-
oder Ruhestätten oder auf den Schutz vor Störungen abzielen und zwingend erforderlich
sind, um den Eintritt des Verbotstatbestandes zu verhindern,

 Maßnahmen zur Vermeidung erheblicher Störungen, die auf die Vermeidung einer
Verschlechterung des Erhaltungszustandes einer lokalen Population abzielen.

Tab. 6: Übersicht der Vermeidungsmaßnahmen

Nummer der
Maßnahme

Bezeichnung der
Vermeidungsmaßnahme

Betroffene Arten

V 1A Zeitliche Beschränkung der
Baufeldfreimachung
(Baumfällungen/Gehölzschnitt) auf
den Zeitraum zwischen dem 1.
Oktober und dem 28. Februar

Bechsteinfledermaus, Braunes Langohr,
Fransenfledermaus, Kleine / Große
Bartfledermaus, Großer Abendsegler, Großes
Mausohr, Kleiner Abendsegler,
Mückenfledermaus, Rauhautfledermaus,
Zwergfledermaus, Haselmaus, Bluthänfling,
Goldammer, Klappergrasmücke, Kleinspecht,
Kuckuck, Neuntöter, Stieglitz sowie mehrere
Vogelarten im günstigen Erhaltungszustand

V 2A Baufeldbegrenzung und
Ausweisung von Bautabuflächen –
Vergrämung wärmeliebende
Reptilienarten aus den
Straßenböschungen

Schlingnatter, Zauneidechse

V 3A Kontrolle der zu fällenden
Höhlenbäume auf einen
Fledermausbesatz

Bechsteinfledermaus, Braunes Langohr,
Fransenfledermaus, Große Bartfledermaus,
Großer Abendsegler, Großes Mausohr, Kleine
Bartfledermaus, Kleiner Abendsegler,
Mückenfledermaus, Rauhautfledermaus,
Zwergfledermaus
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Nummer der
Maßnahme

Bezeichnung der
Vermeidungsmaßnahme

Betroffene Arten

V 4A Bauzeitenregelung für Amphibien
(hier auch Laubfrosch), ggf. in
Verbindung mit der Errichtung und
Betreuung temporärer
Amphibienschutz- und
Leiteinrichtungen

Laubfrosch

V 5A Bauzeitliche Beschränkung /
Vergrämung der Haselmaus

Haselmaus

7.2 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF)
In Tab. 5 wurde für mehrere Arten die Notwendigkeit von vorgezogenen Ausgleichs-
maßnahmen aufgezeigt, welche nachfolgend in Tab. 7 konkretisiert werden. Die Anforde-
rungen an die einzelnen Maßnahmen sind in den Prüfbögen abgeleitet worden. Die vollstän-
dige Beschreibung der vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen ist den Maßnahmenblättern des
LBP zu entnehmen.

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen, d. h. CEF-Maßnahmen (Measures to ensure the
"continued ecological functionality"), zielen auf eine aktive Verbesserung oder Erweiterung
einer Fortpflanzungs- und Ruhestätte ab.

Tab. 7:

Nummer der
Maßnahme

Bezeichnung der vorgezogenen
Ausgleichsmaßnahmen

Betroffene Arten

A 10CEF Anlage eines strukturreichen
Reptilienlebensraums

Zauneidechse

A 11CEF Optimierung/Aufwertung von
Waldlebensräumen der Haselmaus

Haselmaus

8 Klärung der Ausnahmevoraussetzungen
Da durch das Vorhaben gegen keines der Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen wird,
kann die Durchführung eines Ausnahmeverfahrens inklusive der Klärung der dafür nötigen
Voraussetzungen entfallen.

8.1 Zwingende Gründe des öffentlichen Interesses
entfällt

8.2 Überwiegen des öffentlichen Interesses
entfällt

8.3 Fehlen zumutbarer Alternativen
entfällt
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9 Fazit
Die Prüfung des geplanten Vorhabens hinsichtlich der Erfüllung der Verbotstatbestände des
§ 44 Abs. 1 BNatSchG im vorliegenden artenschutzrechtlichen Fachbeitrag hat ergeben, dass
unter Berücksichtigung der benannten Maßnahmen einer Zulassung des Vorhabens keine
artenschutzrechtlichen Belange entgegenstehen.
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Anhang 1

Prüfbögen der artweisen Konfliktanalyse

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag
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Vorbemerkungen

Erstellung erfolgt auf Grundlage der Eingriffsermittlung zur technischen Planung Stand
04/2020.
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Haselmaus (Muscardinus avellarius)
Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Haselmaus (Muscardinus avellarius)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art G RL Deutschland
Europäische Vogelart D RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
           unbekannt günstig ungünstig-      ungünstig-

                                                                                                                         unzureichend     schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

 Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Quellenangaben: - Die Haselmaus in Hessen, Artenschutzinfo Nr. 3 Hessen-Forst

Die Haselmaus gilt als streng an Gehölze gebundene Art. Sie bevorzugt Lebensräume mit einer hohen Arten- und
Strukturvielfalt. Dies sind meist Laubwälder oder Laub-Nadel-Mischwälder mit gut entwickeltem Unterholz. Die
geeignetsten Lebensräume haben eine arten- und blütenreiche Strauchschicht (Juškaitis & Büchner 2010).
Haselnüsse sind eine sehr begehrte Nahrung, Haselmäuse kommen aber auch in Wäldern und Hecken vor, in
denen es keine Haselsträucher gibt.

Bei der Auswahl des Lebensraumes durch die Haselmaus gibt es regionale Unterschiede: zum Beispiel kommt die
Art im Teutoburger Wald, im Solling, im Reinhardswald oder im Osterzgebirge in Buchen-Altholzbeständen vor, wo
der Unterwuchs von untergeordneter Bedeutung ist. Dagegen existieren Vorkommen beispielsweise in den
nördlichen Kalkalpen und im Alpenvorland höchstens zeitweise im reinen Hochwald. Die Schwerpunktvorkommen
sind dort auf Kahlschlag- und Jungwuchsflächen mit nicht zu hohem Pflanzenbewuchs (Storch 1978, van Laar
1984) zu finden. Die Art wird nur sehr selten als Kulturfolger festgestellt (Storch 1978).

Haselmäuse sind sesshafte Tiere, die nach ihrer Etablierung über Jahre nahezu deckungsgleiche Streifgebiete
nutzen mit drei bis zwölf Nester in ihrem Streifgebiet. Mittlere Distanzen, auf denen Haselmäuse sich zwischen
Kästen bewegen, liegen bei rund 100 m für Männchen und bei unter 100 m für Weibchen (Juškaitis u. Büchner
2010).

4.2 Verbreitung
Die Haselmaus besiedelt Europa von Südschweden bis zum Mittelmeer und östlich bis Russland. Die Art fehlt in
Teilen Großbritanniens, in Irland, auf der Iberischen Halbinsel und in weiten Teilen Skandinaviens. Auch aus
Belgien, den Niederlanden und dem norddeutschen sowie dem polnischen Tiefland sind keine
zusammenhängenden Vorkommen bekannt.
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Die Haselmaus ist in Deutschland hauptsächlich in den Mittelgebirgsregionen verbreitet. Im nordostdeutschen
Tiefland fehlt die Art gänzlich (nur auf der Insel Rügen gibt es eine kleine Population). In Schleswig-Holstein ist die
Haselmaus selten, dagegen gibt es viele Nachweise aus dem Südwesten Deutschlands sowie den Mittelgebirgen
in Thüringen und Sachsen. Hessen liegt somit im Zentrum der Haselmausvorkommen Deutschlands.

Nach dem derzeitigen Wissensstand kommt die Haselmaus in Hessen hauptsächlich im Osten (vom Spessart bis
in den Ringau), in Nordhessen (Habichtswald und nördlicher Kellerwald), im Taunus und im Odenwald vor.

Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Die Haselmaus ist im Plangebiet sehr heimisch. Vorkommen der Art konnten beidseits der Ausbautrasse bis
unmittelbar in den Nahbereich der Fahrbahn nachgewiesen werden (faunistische Kartierung 2018). Der
Schwerpunkt der Nachweise wurde auf der Nordseite der Trasse festgestellt.

Die Gesamtbelegung der Nisthilfen durch die Haselmaus lag bei 27 Stück (Haselmauskästen 3 von 22 Stk.,
Niströhren 24 von 110 Stk.) Die relative Abundanz liegt bei 10,3 Individuen pro 50 Kästen/Tubes womit der
Zustand der Population als gut bis hervorragende einzustufen ist.

Aufgrund der Bestandsdichte sind Vorkommen der Art in Gehölzen entlang der gesamten Ausbautrasse der L
3190 zu erwarten.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?   ja   nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Durch die Rodungsarbeiten, Abtragungen von Erdreich und auch bloße
Verdichtungen des Erdreichs im Baufeld können Fortpflanzungs- und
Ruhestätten verbotstatbeständig beschädigt bzw. zerstört werden.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Die Nachweise der Haselmaus liegen teilweise im Baufeld des geplanten Ausbaus der L 3190.
Aus technischen Gründen ist hier keine Vermeidungsmaßnahme möglich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?   ja   nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Die als Lebensraum dienenden Gehölzstrukturen entlang des Ausbauabschnittes der L 3190 werden zu
einem Großteil anlage- und baubedingt in einem Umfang von insgesamt 12.663 m² beseitigt. Bei den
Gehölzstrukturen handeltes sich um lineare Strukturen entlang der Ausbautrasse, wie Feldhecken
(04.600) und heimische Gebüsche/Hecken (02.100) sowie randlich um angrenzende Waldbestände
(01.111, 01.114). Der Verlust der Gehölzstrukturen kann nach Fertigstellung der Maßnahme durch die
geplante Neuanlage von heimischen, standortgerechten Gebüschen/Hecken im Bereich der
Straßenböschungen (ca.3.786 m²) und der Wiederherstellung von Wald/Waldrändern im Bereich der
Arbeitstreifen (Umfang 1.858 m²) im Umfang von insgesamt 5.644 m² kompensiert werden.

Die faunistische Kartierung zeigt deutlich ein hohes Vorkommen der Haselmaus im gesamten Plangebiet,
was also auch Vorkommen der Haselmaus auch in benachbarten Strukturen schließen lässt.

Es wird daher davon ausgegangen, dass die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang nicht gewahrt bleiben.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden?   ja   nein
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A 11CEF Optimierung/Aufwertung von Waldlebensräumen der Haselmaus
Als vorgezogener Ausgleich für den Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist eine im räumlichen
Zusammenhang stehende Fläche (Waldgebiet -nordwestlich sowie südwestlich des Eingriffsbereichs)
zum einen durch Haselmaus-Nistkästen und Reisig-Totholz-Laubhaufen zu optimieren. Hierzu sind pro
Hektar herzustellender Habitatfläche 25 spezielle Haselmaus-Nistkästen aufzuhängen und je 5 Reisig-
Totholz-Laubhaufen (je 3 m³) zu errichtet. Damit werden in strukturell grundsätzlich geeigneten und in
der Nähe des Eingriffsbereiches gelegenen Flächen sowohl das Angebot an Fortpflanzungsstätten als
auch das Angebot an Winter-Ruhestätten optimiert.

Die Ermittlung / Herleitung der Anzahl der auszubringen künstlichen Nisthilfen und Reisig-Totholz-
Laubhaufen erfolgt auf Grundlage des Habitatpotenzials. Bei insgesamt guter Eignung der etwa 1,3 ha
in Anspruch genommenen Gehölz-/Strauchvegetation ergibt sich aus der durchschnittlichen
Aktionsraumgröße von 0,4 ha eine rechnerische Betroffenheit von aufgerundet 4
Haselmausaktionsräumen (aufgerundet). Haselmäuse nutzen zwischen drei und zwölf Nester in ihrem
Streifgebiet. Durch die Inanspruchnahme von 4 Haselmausaktionsräumen sind demnach rechnerisch
zwischen 12 und 48 Nester betroffen, im Mittelwert 30 Nester.

Weiterhin ist auf den gleichen Flächen, vor allem im Bereich des Fichtenbestandes, eine Aufwertung
der Habitateigenschaften durch eine Strukturanreicherung mit Beeren und Nüssen tragenden und
gebietsheimischen Sträuchern vorzunehmen. Hierfür ist nach Entnahme/Reduzierung der
Fichtenbestände (um ca. 50% des Bestandes, rd. 4.000 m²) in Gruppen/Trupps im Umfang von ca. 50
% der Entnahmefläche der Fichtenbestände (ca. 2.000 m²) vorzugsweise die Pflanzung von Haselnuss
(Coryllus avellana), Weißdorn (Crataegus monogyna), Schneeball (Viburnum opulus), Faulbaum
(Frangula alnus), Eberesche (Sorbus aucuparia) und Buche (Fagus sylvatica) vorzunehmen.

Beginn der Maßnahme sollte zeitgleich bzw. in Kombination mit der Maßnahme V5A und V1A
mindestens 2 Jahre vor Baufeldberäumung sein. Die Maßnahme umfasst ein Waldfläche von ca.
20.000 m², das sind etwa 1/2 mehr als die Eingriffsfläche, aufgrund der hier zum Teil bereits
vorhandener Haselmausvorkommen.

Die Maßnahme dient der Schaffung von Habitatstrukturen für die Haselmaus als vorgezogenen
Ausgleich für den Verlust von Fortpflanzungs- und Überwinterungs-(Ruhe-)stätten.

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein.  ja   nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein
Im Zuge der Baufeldräumung und der damit verbundenen Gehölzbeseitigung sowie den
Erdbewegungen ist grundsätzlich eine Verletzung / Tötung von Tieren möglich.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?   ja  nein
V 5A Bauzeitliche Beschränkung / Vergrämung der Haselmaus
Zum Schutz von Haselmäusen sind die gesetzlichen Schutzzeiten (Fällung und Rodung von Gehölzen
ausschließlich in der Zeit zwischen 01.10. und 28.02.) gemäß § 39 BNatSchG zu berücksichtigen (vgl. hier
auch V1A).

Die Gehölze werden zum Schutz der im Boden überwinternden Haselmäuse motormanuell, d.h. ohne den
Einsatz von großen Harvestern auf den Stock gesetzt. Das Schnittgut ist von den Flächen zu entfernen und
wird für die Anlage von Reisighaufen in der CEF-Fläche verwendet.

Ein Befahren auf den frisch abgeholzten Flächen sowie das Roden der Baumstümpfe ist zum Schutz der
überwinternden Haselmäuse erst ab Ende April möglich.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs-   ja   nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)
Ein signifikantes erhöhtes Risiko verbleibt unter Berücksichtigung der
Vermeidungsmaßnahmen nicht.

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein.   ja   nein
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6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden?   ja   nein
Durch die Maßnahme gehen Nahrungsbiotope (beeren- und nusstragende
Sträucher) verloren. Eine Verkleinerung von Nahrungshabitaten kann eine
Störung im Sinne des § 44 Abs. 1 BNatSchG darstellen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?   ja   nein
A 11CEF Optimierung/Aufwertung von Waldlebensräumen der Haselmaus
Als vorgezogener Ausgleich für den Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie auch von
Nahrungshabitaten ist eine im räumlichen Zusammenhang stehende Fläche (Waldgebiet -nordwestlich
sowie südwestlich des Eingriffsbereichs) als Lebensraum und Nahrungshabitat zu optimieren. Hierfür
sind in die Habitateigenschaften durch eine Strukturanreicherung mit Beeren und Nüssen tragenden
und gebietsheimischen Sträuchern zu verbessern. Die Fichtenbestände in den Waldflächen sind hierzu
zur reduzieren.

Beginn der Maßnahme sollte zeitgleich bzw. in Kombination mit der Maßnahme V5A und V1A
mindestens 2 Jahre vor Baufeldberäumung sein. Die Maßnahme umfasste ein Waldfläche von ca.
20.000 m², das sind etwa 1/2 mehr als die Eingriffsfläche, aufgrund der hier zum Teil bereits
vorhandener Haselmausvorkommen.

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden?   ja   nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein.   ja   nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein?   ja   nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose
und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
 weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA  – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG,
 ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL erforderlich!

 weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

 Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen -
zur Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der
lokalen Population, d.h. einer erheblichen Störung

 CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
 Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

 Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für
die oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen
verbindlich festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

 tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass
keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit
Art. 16 FFH-RL erforderlich ist

 liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor
ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

 sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Bewertungsrelevante Beeinträchtigungen stellen bau- und anlagebedingte Verluste von
Fortpflanzungs- und Ruhestätten, ein mit diesen Lebensraumverlusten verbundenes
Verletzungs- bzw. Tötungsrisiko, die bau- und betriebsbedingte Störung von Fledermäusen
sowie anlage- und betriebsbedingte Zerschneidungswirkungen dar. Die
Zerschneidungswirkungen können einerseits zu einem Funktionsverlust von Fortpflanzungs-
bzw. Ruhestätten führen und andererseits infolge verkehrsbedingter Kollisionen eine
unmittelbare Schädigung von Einzeltieren nach sich ziehen.

In der nachfolgenden „Art-für-Art-Betrachtung“ werden die projektbedingten Wirkungen auf
Grundlage des im Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen eingeführten
„Musterbogens“ dargestellt.
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Bechsteinfledermaus (Myotis bechsteini)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Bechsteinfledermaus (Myotis bechsteini)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art 2 RL Deutschland
Europäische Vogelart 2 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen   

(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Die Bechsteinfledermaus ist eine typische Waldfledermaus. Sowohl ihre Wochenstuben, als auch die Jagdgebiete
befinden sich innerhalb geschlossener Waldgebiete, die überwiegend kaum verlassen werden.

Als Quartier werden meist Baumhöhlen genutzt, auch in Fledermauskästen wird die Art regelmäßig angetroffen
(u.a. BRAUN U. DIETERLEN 2003, DIETZ ET AL. 2003). Ein permanenter Wechsel zwischen verschiedenen
Quartieren, auch zur Wochenstubenzeit, ist typisch für sie (BAAGØE 2001), andererseits aber auch eine hohe
Treue zu einer bestimmten Region (SCHLAPP 1990)“ (DIETZ U. SIMON 2006). „Typisch ist die ausgeprägte
Nutzung von Quartierkomplexen mit 35-40 Baumhöhlen pro Kolonie“ (KERTH ET AL. 2002 zit. aus INSTITUT FÜR
TIERÖKOLOGIE UND NATURBILDUNG 2011). „Die Kolonien sind meist klein (< 30 Tiere, C ERVENY U. BÜRGER
1989)“ (DIETZ U. SIMON 2006).

„Die meisten Jagdgebiete liegen in der näheren Umgebung der Quartiere (<2 km). Bevorzugt werden dabei alte,
naturnahe und artenreiche Wälder (STEINHAUSER 2002)“ (DIETZ U. SIMON 2006). Darüber hinaus werden auch
gehölzreiche Parkanlagen oder Obstwiesen als Nahrungslebensräume genutzt (u.a. BRAUN U. DIETERLEN 2003).

DIETZ et al. (in DIETZ 2013) ermitteln, eine deutliche Präferenz für Eichenmischwälder, insbesondere Eichen-
Hainbuchenwälder, bestätigen aber, dass auch Streuobstwiesen und mit Bäumen bestandene Viehweiden als
Jagdhabitat genutzt werden. Auch Bögelsack & Dietz (in Dietz 2013) zeigen die Nutzung von Obstwiesen als
Jagdhabitat der Bechsteinfledermaus. Die Größe der individuellen Jagdgebiete variiert in Abhängigkeit von der
Habitatausprägung zwischen weniger als 3 ha und mehr als 100 ha (vgl. BFN 2004). Bei der Telemetrierung von 93
Weibchen wurde eine mittlere Größe des Kernjagdgebietes von 2,1 ha (Standardabweichungen 0,7) festgestellt, der
Nahrungssuchraum wies eine Größe von 64,1 ha (Standardabweichung 16,3) auf.

Die Kernjagdgebiete der einzelnen Individuen überlagern sich dabei nur geringfügig. Allerdings ist während der
Laktationsphase zu beobachten, dass der Abstand der Kernjagdgebiete zu den Wochenstuben geringer ist und
dass dann die Überlagerungen der Kernjagdgebiete größer sind.
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Die Trennung der Kernjagdgebiete trifft auch zwischen Kolonien zu, so sind die Kernjagdgebiete selbst bei
überlagerten Aktionsräumen zweier Kolonien getrennt voneinander (DIETZ et all. In DIETZ 2013). Die von einer
Kolonie i.d.R. benötigten Waldgebiete haben eine Größe von etwa 250 bis 300 ha (LFU RLP 2015).

4.2 Verbreitung
Das Verbreitungszentrum der Bechsteinfledermaus befindet sich in Mitteleuropa (MITCHELL-JONES ET AL. 1999;
zit. aus BFN 2004). Deutschland ist mit Ausnahme größerer Teile des nordwestdeutschen Tieflands besiedelt.
Verbreitungsschwerpunkte liegen offenbar in Südwestdeutschland, Hessen und den nordbayerischen Waldgebieten
(BFN 2004).

Da sich annähernd ein Viertel der bekannten Vorkommen in Deutschland befinden, kommt der Bundesrepublik eine
besondere Verantwortung für den Erhalt der Art zu (BFN 2004).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen (2018) zum Planvorhaben wurde die Bechsteinfledermaus 2x im
Zuge der Detektorbegehungen erfasst, was mit 1,7% auf eine geringe Dominanz weist (n=120). Die Artengruppe
wurde auch mittels Batcorder entlang der Ausbaustrecke belegt. Die Aktivität schwankte an den Probeflächen
zwischen 0,0-1,3 Sekunden. Ein Nachweis von Quartierstandorten (inkl. Wochenstuben) der Art ist für das
Vorhabengebiet nicht auszuschließen. Dies gilt insbesondere für an Baumhöhlen reiche Bestände mit einem
erhöhten Eichenanteil.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Innerhalb dem für das Vorhaben erforderlichen Rodungsbereich stehen insgesamt 8 der im
Rahmen der Kartierung nachgewiesen Höhlenbäume. Dabei handelt es sich um 1 Eiche, 5
Buchen im nördlichen Eingriffsbereich der Trasse sowie 2 Eichen und 1 Holunder im südlichen
Eingriffsbereich.
Die potenziellen Quartierbäume befinden sich im Eingriffsbereich der Trasse und werden im Zuge
der Böschungsanpassungen hier anlagenbedingt beansprucht.
Die Eichen sowie Buchen stellen für die Bechsteinfledermaus potenzielle Quartiere dar.
Direkte Nachweise konnten im Zuge der Kartierung jedoch nicht festgestellt werden.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja  nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Ausbau einer bestehenden Trasse. Aufgrund der örtlichen
Gegebenheiten der Bestandstrasse sowie aus bautechnischen Gründen ist eine Verschiebung nicht möglich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Die Bechsteinfledermaus ist hier im Plangebiet nur durch eine geringe Dominanz (1,2%, n=120) vertreten.

Es sind 84 Höhenbäume im Untersuchungsraum des Vorhabens kartiert worden. Potenzielle Quartiernutzungen
der Bechsteinfledermaus weisen hier vor allem die Waldbestände im nordwestlichen Teil des
Untersuchungsraumes auf. Dies gilt für die an Baumhöhlen reichen Baumbestände mit erhöhtem Eichenanteil.
Dieser Bereich umfasst etwa 25 der kartierten Höhlenbäume und kann durchaus einen Quertierverbund
darstellen. Hiervon werden 2 potenzielle Quartierbäume im Randbereich des Quartierverbundes beansprucht.
Der Verbund des Gesamtpotentials bleibt erhalten.
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Die Menge an potenziellen Quartierbäumen und die hier geringe Dominanz der Bechsteinfledermaus deuten
darauf, dass die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen
Zusammenhang aufrechterhalten werden kann.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?  ja nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Von den bau- und anlagebedingten Gehölzverlusten sind 8 potenzielle Quartierbäume betroffen. Im
Zusammenhang mit den Fällarbeiten ist eine Verletzung bzw. Tötung von in den Baumhöhlen
befindlichen Fledermäusen möglich.
Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Ausbau einer bestehenden Trasse. Ein signifikant
erhöhtse Kollisionsrisiken dieser kollisionsempfindlichen Art wird durch die geringe Verkehrsdichte
(1.345 KFZ/24 h), welche entsprechend der Verkehrsprognose sogar sinken soll, nicht erwartet.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Durch die Beschränkung der erforderlichen Fällarbeiten auf die Herbst- und Wintermonate kann das
Risiko einer Verletzung oder Tötung von in Baumhöhlen übertagenden Fledermäusen erheblich
reduziert werden. Die Bechsteinfledermaus verbringt die Wintermonate nach aktuellem Kenntnisstand
offensichtlich vorzugsweise in frostfreien Höhlen und Stollen.

V 3A Kontrolle zu fällender Höhlenbäume auf einen Fledermausbesatz
Die im Eingriffsbereich befindlichen Höhlenbäume werden im Spätsommer / Frühherbst (nach
Auflösung der Wochenstuben) durch fachkundiges Personal mit Hilfe einer Baumhöhlenkamera auf
einen Fledermausbesatz überprüft.
Etwaige in den Bäumen angetroffene Fledermäuse sind in Abstimmung mit der zuständigen
Fachbehörde umzusetzen bzw. zu vergrämen. Als Quartiere geeignete Hohlräume sind so zu
verschließen, dass hierin befindliche Fledermäuse nach außen entweichen können, sie aber nach
dem Ausflug nicht wieder beziehen können. Ggf. sind die Fällarbeiten zurückzustellen bis die
Fledermäuse den Quartierstandort wieder verlassen haben.
Die Freigabe der Bäume für die Fällung erfolgt durch den Fledermausspezialisten.
Durch die Maßnahme wird eine Verletzung / Tötung etwaiger in den Baumhöhlen überwinternder
Tiere ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Im Zusammenhang mit der Baumaßnahme kommt es zu folgenden bewertungsrelevanten Störungen:
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Bau- und anlagebedingte Lebensraumverluste von 8 potenziellen Quartierbäumen. Aufgrund der Menge an
noch vorhandenen potenziellen Quartierbäumen (76) und die geringe Dominanz der Bechsteinfledermaus
im Plangebiet kann eine signifikante Störung der Population ausgeschlossen werden.

Weiterhin kann es zu optischen Störungen (Licht) und Lärmimmissionen kommen. Betriebsbedingte
Störungen werden jedoch nicht hervorgerufen da es sich um eine Bestandstrasse mit einer geringen
Verkehrsdichte handelt, die zudem laut Verkehrsprognose noch rückläufig ist.

Baubedingte signifikante Störungen hinsichtlich Licht und Lärm können ebenfalls ausgeschlossen werden.
Hierbei handelt es sich nur um temporäre Beeinträchtigungen. Nachtbaustellen (mit Licht) sind nicht
vorgesehen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass
keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit
Art. 16 FFH-RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor
ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Braunes Langohr (Plecotus auritus)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Braunes Langohr (Plecotus auratus)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V RL Deutschland
Europäische Vogelart 2 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Das Braune Langohr gehört zu den Waldfledermäusen, sie bevorzugt Quartiere in Bäumen und in Spalten
aufzusuchen. Daneben kommt sie auch in Siedlungen vor und nutzt dort vor allem Dachböden und andere
Gebäudequartiere. (BFN 2017). In den Wäldern ist eine Bindung an eine ausgeprägte Schichtung im Bestand zu
erkennen (BRAUN & DIETERLEN 2003). Das Jagdgebiet einzelner Tiere beträgt zwischen 0,3 und 10,5 ha
(BRAUN & DIETERLEN 2003). Braune Langohren erbeuten Insekten im langsamen, engräumigen Flug (hovering)
häufig vom Boden oder von Blättern (gleaning). Die Flughöhe wird mit 5-6 m angegeben (BRAUN & DIETERLEN
2003).

Das Braune Langohr überwintert in Kellern, Stollen und Höhlen in der näheren Umgebung der Sommerquartiere,
meist zwischen 1 und 10 km entfernt (s. BFN 2017, BRAUN & DIETERLEN 2003).

4.2 Verbreitung
In Deutschland sind die Langohren flächendeckend nachgewiesen. Vorkommensschwerpunkte befinden sich in den
Mittelgebirgen (BFN 2017). In Hessen ist die Art weit verbreitet und häufig (DIETZ & SIMON 2006).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen  sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen (2018) zum Planvorhaben wurde das Braune Langohr
wahrgenommen. Eine bioakustische Unterscheidung der Rufe der Bartfledermaus sowie der Langohren war nicht
möglich, sodass akustische Nachweise nicht eindeutig der Bartfledermaus oder dem Langohr zuzuordnen waren.
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Unter Berücksichtigung der Häufigkeitsverteilung der Arten an der Summe der berücksichtigten Artennachweise ist
das Braune Langohr eher als gering einzustufen (Dominanz Langohrgesamt 0,83).

Im Zuge der Batcorder-Untersuchung wurden die Langohren als sognannte Flüsterer selten aufgezeichnet. Es liegt
nur ein Rufnachweis im Bereich des Hofgutes Leustadt vor. Quartierstandorte und Wochenstuben der typischen
Waldart Braunes Langohr sind in den Baumhöhlenreichen Waldbeständen entlang der Ausbautrasse nicht
auszuschließen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Von der Baumaßnahme sind mehrere Baumhöhlen betroffen, die eine Eignung als potenzielle Quartiere der
typischen Waldart Braunes Langohr aufweisen.

Im Zuge der Baumaßnahme gehen 8 Höhlenbäume / potenzielle Quartierbäume bau- und anlagebedingt
verloren. Konkrete Nachweise liegen jedoch nicht vor.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja  nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Ausbau einer bestehenden Trasse. Aufgrund der örtlichen
Gegebenheiten der Bestandstrasse sowie aus bautechnischen Gründen ist eine Verschiebung nicht möglich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Die von der Baumaßnahme betroffenen Höhlenbäume haben eine grundsätzliche Eignung als Quartier für die
Langohren. Unter Berücksichtigung der fehlenden Detektionen der Art bei der Kartierung im Jahre 2018, die auf
eine allenfalls kleine Population hindeutet und des Angebotes an geeigneten Quartieren im Umfeld, ist nicht von
einer spürbaren Einschränkung des Quartierangebotes der wenigen mutmaßlich vorkommenden Tiere
auszugehen. Die ökologische Funktion potenziell betroffener Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang bleibt
erhalten.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?  ja nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Von den bau- und anlagebedingten Gehölzverlusten sind 8 Höhlenbäume betroffen, die eine Eignung
als Tagesquartier für das Braune Langohr aufweisen. Eine Nutzung als Tagesquartier ist also
generell möglich. Im Zusammenhang mit den Fällarbeiten ist eine Verletzung bzw. Tötung von in den
Baumhöhlen befindlichen Fledermäusen möglich.
Die Art überwintert vorwiegend frostfrei in Kellern, Spalten und Höhlen in der Nähe ihrer
Sommerquartiere. Eine Überwinterung in Baumhöhlen der Art ist weitestgehend ausgeschlossen.
Die Langohren sind zwar aufgrund der strukturgebundenen Flugweise und der geringen Flughöhe
eine kollisionsgefährdete Art, allerdings meidet das Langohr stark befahrende Straßen (licht- und
schallempfindliche Art).
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Signifikant erhöhte Kollisionsrisiken dieser kollisionsempfindlichen Art sind aufgrund des geringen
Verkehrsaufkommens und der Prognose, dass dieses auch noch etwas sinken soll, nicht zu erwarten.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Durch die Beschränkung der erforderlichen Fällarbeiten auf die Herbst- und Wintermonate kann das
Risiko einer Verletzung oder Tötung von in Baumhöhlen übertagenden Fledermäusen erheblich
reduziert werden.

V 3A Kontrolle zu fällender Höhlenbäume auf einen Fledermausbesatz
Die im Eingriffsbereich befindlichen Höhlenbäume werden im Spätsommer / Frühherbst (nach
Auflösung der Wochenstuben) durch fachkundiges Personal mit Hilfe einer Baumhöhlenkamera auf
einen Fledermausbesatz überprüft.
Etwaige in den Bäumen angetroffene Fledermäuse sind in Abstimmung mit der zuständigen
Fachbehörde umzusetzen bzw. zu vergrämen. Als Quartiere geeignete Hohlräume sind so zu
verschließen, dass hierin befindliche Fledermäuse nach außen entweichen können, sie aber nach
dem Ausflug nicht wieder beziehen können. Ggf. sind die Fällarbeiten zurückzustellen bis die
Fledermäuse den Quartierstandort wieder verlassen haben.
Die Freigabe der Bäume für die Fällung erfolgt durch den Fledermausspezialisten.
Durch die Maßnahme wird eine Verletzung / Tötung etwaiger in den Baumhöhlen überwinternder
Tiere ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Das Braune Langohr wurde im Ausbauabschnitt der L 3190 nur einmal, im Bereich des Hofgutes
Leustadt, nachgewiesen. Dennoch ist das Braune Langohr in den Baumhöhlen reichen
Waldbeständen entlang der Ausbautrasse nicht auszuschließen.

Im Zusammenhang mit der Baumaßnahme kommt es zu bau- und anlagebedingten Lebensraumverlusten
von 8 potenziellen Quartierbäumen. Aufgrund der Menge an noch vorhandenen potenziellen
Quartierbäumen (76) und die geringe Dominanz des Braunen Langohrs im Plangebiet kann eine
signifikante Störung der Population ausgeschlossen werden.

Weiterhin kann es zu optischen Störungen (Licht) und Lärmimmissionen kommen. Betriebsbedingte
Störungen werden jedoch nicht hervorgerufen da es sich um eine Bestandstrasse mit einer geringen
Verkehrsdichte handelt, die zudem laut Verkehrsprognose noch rückläufig ist.
Baubedingte signifikante Störungen hinsichtlich Licht und Lärm können ebenfalls ausgeschlossen
werden. Hierbei handelt es sich nur um temporäre Beeinträchtigungen. Nachtbaustellen (mit Licht)
sind nicht vorgesehen. Eine populationsrelevante Störung ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?
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Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“

Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art G RL Deutschland
Europäische Vogelart 2 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Die Breitflügelfledermaus ist eine siedlungsgebundene Art und typische Gebäudefledermaus. Als
Quartiere dienen Hausverkleidungen, Zwischenwände von Gebäuden und Mauerspalten (s. BFN 2004).
Offene, strukturreiche Landschaften stellen die typischen Jagdgebiete der Art dar. Als Jagdhabitate
werden bevorzugt Viehweiden, aber auch Siedlungs- und Waldränder genutzt.
Zwischen den Tagesquartieren und den Jagdlebensräume legt die Breitflügelfledermaus regelmäßig
Strecken von 6 km bis 12 km zurück. In Stadtgebieten „jagen Breitflügelfledermäuse allerdings selten
weiter als 1.000 m vom Quartier entfernt“ (s. BFN 2004). Bei den Transferflügen bewegen sich die Tiere
in Flughöhen von etwa 10 m bis 15 m.
Die Orte der Überwinterung sind nur unzureichend bekannt. Vermutet werden Überwinterungen in
Spalten, in Höhlen, Stollen und Kellern (s. BFN 2004, BRAUN U. DIETERLEN 2003). Einzelne Tiere
überwintern vermutlich auch in ihren Sommerquartieren. Hinweise über Massenwinterquartiere liegen
aus ganz Mitteleuropa nicht vor (DIETZ u. SIMON 2005).

4.2 Verbreitung
In Deutschland ist die Breitflügelfledermaus flächendeckend nachgewiesen. Vorkommenschwerpunkte
befinden sich offensichtlich in Nordwestdeutschland (BFN 2004). In Hessen ist die Verbreitung nur
lückenhaft bekannt (DIETZ U. SIMON 2006).



Hessen Mobil; Straßen- und Verkehrsmanagement
L 3190 zw. NK 5619 021 und NK 5620 005 Station: 2,650 - 4,243
ASB – Unterlage 19.3 - Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

KH Planwerk GmbH 12

Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen (2018) zum Planvorhaben wurde die
Breitflügelfledermaus im Zuge der Detektorbegehungen 3x durch Rufnachweise mit Schwerpunkt im
östlichen Offenland erfasst.
Unter Berücksichtigung der Häufigkeitsverteilung der Arten an der Summe der berücksichtigten
Artennachweise hat die Art einen eher geringen Dominanzanteil von 2,5 % (n=120).
Weiterhin konnte die Art auch mittels Batcorder entlang der Ausbaustrecke belegt werden.
Das Untersuchungsgebiet wird von der Art vor allem als Jagdgebiet genutzt. Wochenstuben der
Breitflügelfledermaus sind an Gebäuden im Umfeld der Ausbaustrecke zu erwarten. Mögliche
Gebäudequartiere finden sich im Bereich von Hof Leustadt sowie innerhalb angrenzender Ortschaften
(Stockheim).

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Für die Breitflügelfledermaus als gebäudebewohnende Art liegen keine Hinweise auf Fortpflanzungs- und
Ruhestätten im Eingriffsbereich des Vorhabens vor. Eine Beschädigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten
ist nicht zu erwarten.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden? ja  nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Eine Verletzung / Tötung von Tieren im Zuge der Baufeldräumung ist nicht zu erwarten, da nicht von
einer Betroffenheit von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie Tagesquartieren auszugehen ist.
Darüber hinaus unterliegt die Breitflügelfledermaus aufgrund der überwiegend großen Flughöhen
auch keinem erhöhten verkehrsbedingten Kollisionsrisiko. Zudem kann aufgrund der bestehenden
Trasse, des geringen Verkehrsaufkommens und der Prognose, dass dieses noch etwas sinken soll,
ein erhöhtes Kollisionsrisiko ausgeschlossen werden.
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b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein oder
Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Die Breitflügelfledermaus wurde im Ausbauabschnitt der L 3190 nur im Bereich des östlichen
Offenlandes erfasst. Potenzielle Quartiere (Sommer-/Winterquartier, Tagesquartiere) der
siedlungsgebundenen Art, sind durch das Vorhaben nicht betroffen. Optische Störungen sowie
Lärmimmissionen können betriebsbedingt aufgrund der bestehenden Trasse, des geringen
Verkehrsaufkommens und der Prognose, dass diese auch noch etwas sinken sollen, ausgeschlossen
werden. Baubedingte Störungen durch Lärm sind nur temporär und daher sehr gering. Eine
populationsrelevante Störung ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Graues Langohr (Plecotus austriacus)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Graues Langohr (Plecotus austriacus)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V RL Deutschland
Europäische Vogelart 2 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Das Graue Langohr gehört zu den typischen Dorffledermäusen und ist Bewohner von Siedlungs- und
Ortsrandbereichen.
Die Sommer- und Wochenstubenquartiere befinden sich in Ortschaften in Gebäuden und dort vor allem
in geräumigen Dachstühlen.
Die Wochenstuben, welche ab Ende April bezogen werden, beherbergen i. d. R. 20-30 Tiere, die sich
nicht nur aus adulten Weibchen zusammensetzen, sondern oftmals auch subadulte Männchen und
Weibchen beherbergen. Die Tiere ziehen sich bei Störungen schnell in Spalten zurück und verkriechen
sich. Jedoch sind auch frei hängende Kolonien bekannt. Ende August bis Mitte September werden die
Wochenstuben wieder verlassen.
Die relativ wenigen bekannten Winterquartiere sind meist unterirdisch in Kellern, Gewölben u. Ä. Es
werden aber in den unterirdischen Quartieren pro Jahr nur sehr wenige Tiere gefunden. Einzelfunde von
Grauen Langohren aus dem Winterhalbjahr in Dachböden in Spalten des Dachgebälks lassen vermuten,
dass ein größerer Teil der Population oberirdisch in Gebäuden überwintert. In der Regel sind nur
Einzeltiere in einem Winterquartier anzutreffen. Winterquartiere sind oft trocken und kühl. Wichtig ist die
Nähe zum Sommerquartier, da die Art nur wenig wandert.
Als Jagdgebiete werden Grünland einschließlich Weiden, Brachen und gehölzreiche Siedlungsbereiche
und andere Lebensräume wie Streuobstwiesen und Gärten am Ortsrand bevorzugt. Aber auch in Laub-
und Mischwald wurden bereits Tiere bei der Jagd beobachtet. Die gute Manövrierfähigkeit dieser Art
ermöglicht es den Tieren, auch innerhalb von Gehölzen bis in die Kronen hoher Laubbäume zu jagen.

4.2 Verbreitung
Das Verbreitungsgebiet des Grauen Langohrs zieht sich durch Süd- und Zentraleuropa, über die Ukraine
und die Türkei bis nach China. Im Norden ist das Graue Langohr bis Südengland, die Niederlande,
Südniedersachsen und Brandenburg verbreitet.
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Der Verbreitungsschwerpunkt innerhalb Deutschlands liegt in Süd- und Mitteldeutschland.
Graue Langohren leben vor allem in waldarmen, intensiv agrarisch genutzten Gegenden Deutschland.

5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum
nachgewiesen  sehr wahrscheinlich anzunehmen

Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen (2018) zum Planvorhaben wurde das Graue Langohr
wahrgenommen. Eine bioakustische Unterscheidung der Rufe der Bartfledermaus sowie der Langohren
war nicht möglich, sodass akustische Nachweise nicht eindeutig der Bartfledermaus oder dem Langohr
zuzuordnen waren.
Unter Berücksichtigung der Häufigkeitsverteilung der Arten an der Summe der berücksichtigten
Artennachweise ist das Langohr eher als gering einzustufen (Dominanz Langohr gesamt 0,83).
Im Zuge der Batcorder-Untersuchung wurden die Langohren als sognannte Flüsterer selten
aufgezeichnet. Es liegt nur ein Rufnachweis im Bereich des Hofgutes Leustadt vor. Ein Vorkommen des
Grauen Langohrs kann hier im Hofgut Leustadt und den östlich beginnenden Siedlungsstrukturen nicht
ausgeschlossen werden.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Das Graue Langohr bevorzugt siedlungsnahe Lebensräume in Ortschaften in Gebäuden, vor allem in
geräumigen Dachstühlen sowie zur Jagd Gehölzstrukturen aus Weide, entlang von Gewässer,
Streuobstbestände in Ortsrandnähe.

Die Art wurde ausschließlich im Hofgut Leustadt nachgewiesen. Dieser Bereich befindet sich außerhalb des
Wirkraums des Vorhabens. Weitere für die Art geeigneten potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten
befinden sich nicht im Wirkraum des Vorhabens. Eine Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und
Ruhestätten kann ausgeschlossen werden.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden? ja  nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Bei den bau- und anlagebedingten Gehölzverlusten handelt es sich um keine potenziellen
Lebensräume (Sommer-/Winterquertier sowie Tagesquartiere) des Grauen Langohrs.
Die Langohren sind zwar aufgrund der strukturgebundenen Flugweise und der geringen Flughöhe
eine kollisionsgefährdete Art, allerdings meidet das Langohr stark befahrende Straßen (licht- und
schallempfindliche Art).
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Signifikant erhöhte Kollisionsrisiken dieser Art werden sich jedoch aufgrund der bereits bestehenden
Trasse, des geringen Verkehrsaufkommens und der Prognose, dass dieses auch noch etwas sinken
soll, nicht erwarten.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Das Graue Langohr wurde im Ausbauabschnitt der L 3190 nur im Bereich des Hofgutes Leustadt
nachgewiesen. Potenzielle Quartiere (Sommer-/Winterquartier, Tagesquartiere) sind durch das
Vorhaben nicht betroffen. Optische Störungen sowie Lärmimmissionen können betriebsbedingt
aufgrund der bestehenden Trasse, des geringen Verkehrsaufkommens und der Prognose, dass
dieses auch noch etwas sinken soll, ausgeschlossen werden. Baubedingte Störungen durch Lärm
sind nur temporär und daher sehr gering. Eine populationsrelevante Störung ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Fransenfledermaus (Myotis nattereri)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Fransenfledermaus (Myotis nattereri)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art * RL Deutschland
Europäische Vogelart 2 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Die Fransenfledermaus besiedelt sowohl Wälder als auch Siedlungsflächen (BFN 2004).
Wochenstubennachweise liegen sowohl aus Mauerspalten und Dachstühlen als auch aus Baumhöhlen und
Nistkästen vor (vgl. BFN 2004, BRAUN U. DIETERLEN 2003). Als Winterquartiere dienen der Art frostfreie
unterirdische Hohlräume, Keller, Stollen etc. (s. DIETZ U. SIMON 2006).
Die von der Art bevorzugt bejagten Lebensräume wechseln während des Jahresverlaufes. Im Frühjahr wird
die Fransenfledermaus überwiegend in offenen und teils gehölzstrukturierten Lebensräumen wie
Grünlandflächen, Getreidefeldern oder Obstwiesen angetroffen. Spätestens ab Sommer verlagert die Art
ihre Jagdaktivitäten in Waldbestände. Eine Besonderheit ist die mehrfach beobachtete Konzentration der
Jagd auf Viehställe (s. BFN 2004). Die Fransenfledermaus greift ihre Beutetiere überwiegend vom Substrat
ab („gleaning“) und fliegt daher i.d.R. in Bodennähe (BFN 2004).
Zwischen den Quartieren und den Jagdlebensräume legt die Fransenfledermaus i.d.R. < 3 km zurück (BFN
2004, BRAUN U. DIETERLEN 2003). Die Größe der Kernjagdgebiete variiert in Abhängigkeit von der
strukturellen Ausstattung und dem Nahrungsangebot zwischen 2 ha und 20 ha (s. BRAUN U. DIETERLEN
2003).

4.2 Verbreitung
In Deutschland ist die Fransenfledermaus aus allen Bundesländern nachgewiesen, wobei Wochenstuben
in den meisten Gebieten selten sind (BFN 2004). Auch in Hessen sind aus allen Landschaftsräumen
Nachweise bekannt (DIETZ U. SIMON 2006). Bis vor einigen Jahr galt die Art auch in Hessen als „selten“.
„Durch gezielte Suche konnten in den letzten Jahren aber eine ganze Reihe von Wochenstubenquartieren
neu entdeckt werden. Schwerpunkte waren dabei Nordosthessen, sowie der Landkreis Marburg-
Biedenkopf“ (ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR FLEDERMAUSSCHUTZ IN HESSEN 2002, SIMON ET AL.
2003 zit. aus DIETZ U. SIMON 2006). Hier erwies sich die Fransenfledermaus als die zweithäufigste Art
nach der Zwergfledermaus.
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Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen (2018) zum Planvorhaben weist die Fransenfledermaus bei
der Detektorbegehungen mit 2,5% eine geringe Dominanz aus (n=120). Insgesamt liegen 3 Rufnachweise
vor. Ein Nachweis von Quartierstandorten der Art ist für den Untersuchungsraum nicht auszuschließen.
Dies gilt insbesondere für Baumhöhlen und Altholzbestände.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten

(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Innerhalb dem für das Vorhaben erforderlichen Rodungsbereich stehen insgesamt 8 der im Rahmen der
Kartierung nachgewiesenen Höhlenbäume. Dabei handelt es sich um eine 1 Eiche, 5 Buche im nördlichen
Eingriffsbereich der Trasse sowie um 2 Eichen im südlichen Eingriffsbereich.
Die potenziellen Quartierbäume befinden sich im Eingriffsbereich der Trasse und werden im Zuge der
Böschungsanpassungen anlagenbedingt beansprucht.
Die Bäume stellen potenziellen Lebensraum dar, konkrete Nachweise liegen jedoch nicht vor.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja  nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.
Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Ausbau einer bestehenden Trasse. Aufgrund der örtlichen
Gegebenheiten der Bestandstrasse sowie aus bautechnischen Gründen ist eine Verschiebung nicht möglich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Die von der Baumaßnahme betroffenen Höhlenbäume haben eine grundsätzliche Eignung als Tages- und
Wochenstubenquartier für die Fransenfledermaus. Auf Grundlage der Untersuchungsergebnisse ist allerdings
lediglich mit Vorkommen übertagender Einzeltiere (Männchen) zu rechnen (Ruhestättenfunktion).
Unter Berücksichtigung der geringen Nachweishäufigkeit der Art (2,5%, n= 120) und des Angebotes an
geeigneten Tagesquartieren im Untersuchungsraum / Plangebiet (noch 76 potenziellen Quartierbäumen) ist nicht
von einer spürbaren Einschränkung des Quartierangebotes der wenigen mutmaßlich vorkommenden Tiere
auszugehen, so dass die ökologische Funktion der betroffenen Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang
erhalten bleibt.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?  ja nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Von den bau- und anlagebedingten Gehölzverlusten sind 8 potenzielle Quartierbäume betroffen. Im
Zusammenhang mit den Fällarbeiten ist eine Verletzung bzw. Tötung von in den Baumhöhlen
befindlichen Fledermäusen möglich.
Die Fransenfledermaus ist eine strukturgebunden und bodennah fliegende Art, so dass sie dem Grunde
nach einem erhöhten Kollisionsrisiko unterliegt, aber aufgrund der bereits vorhandenen Vorbelastung
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durch die Straße und dem geringen Verkehrsaufkommen, welches aufgrund der Verkehrsprognose
sogar sinken soll, ist hier mit keinem erhöhten Risiko zu rechnen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum zwischen
dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Durch die Beschränkung der erforderlichen Fällarbeiten auf die Herbst- und Wintermonate kann das
Risiko einer Verletzung oder Tötung von in Baumhöhlen übertagenden Fledermäusen erheblich
reduziert werden.

V 3A Kontrolle zu fällender Höhlenbäume auf einen Fledermausbesatz
Die im Eingriffsbereich befindlichen Höhlenbäume werden im Spätsommer / Frühherbst (nach
Auflösung der Wochenstuben) durch fachkundiges Personal mit Hilfe einer Baumhöhlenkamera auf
einen Fledermausbesatz überprüft.
Etwaige in den Bäumen angetroffene Fledermäuse sind in Abstimmung mit der zuständigen
Fachbehörde umzusetzen bzw. zu vergrämen. Als Quartiere geeignete Hohlräume sind so zu
verschließen, dass hierin befindliche Fledermäuse nach außen entweichen können, sie aber nach dem
Ausflug nicht wieder beziehen können. Ggf. sind die Fällarbeiten zurückzustellen bis die Fledermäuse
den Quartierstandort wieder verlassen haben.
Die Freigabe der Bäume für die Fällung erfolgt durch den Fledermausspezialisten.
Durch die Maßnahme wird eine Verletzung / Tötung etwaiger in den Baumhöhlen überwinternder Tiere
ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Die Fransenfledermaus tritt im Untersuchungsraum / Plangebiet nur mit geringer Individuenzahl auf.
Im Zusammenhang mit der Baumaßnahme kommt es zu bau- und anlagenbedingten Lebensraumverlusten von 8
potenziellen Quartierbäumen. Aufgrund der Menge an noch vorhandenen potenziellen Quartierbäumen (76) und
der geringen Dominanz der Frasenfledermaus im Plangebiet kann eine signifikante Störung der Population
ausgeschlossen werden.
Weiterhin kann es zu optischen Störungen (Licht) und Lärmimmissionen kommen. Betriebsbedingte Störungen
werden nicht hervorgerufen, da es sich um eine Bestandstrasse mit einer geringen Verkehrsdichte handelt, welche
zudem laut Verkehrsprognose noch rückläufig ist.
Baubedingte signifikante Störungen hinsichtlich Licht und Lärm können ebenfalls ausgeschlossen werden. Hierbei
handelt es sich um temporäre Störungen. Eine erhebliche Beeinträchtigung bzw. Verschlechterung des
Erhaltungszustandes der lokalen Population ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja   nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)
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Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“

Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Gruppe der Bartfledermäuse (Myotis mystaciunus/bandtii)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Kleine / Große Bartfledermaus (Myotis mystacinus/branttii)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V RL Deutschland
Europäische Vogelart 2 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Die Gruppe der Bartfledermäuse zählt zu den Arten der Gattung Myotis in Mitteleuropa. Zu dieser
Gruppe gehören die Große Bartfledermaus (Myotis brandtii) und die Kleine Bartfledermaus (Myotis
mystacinus). Mit einer Körperlänge zwischen 35 und 50 mm und einem Gewicht zwischen vier und neun
Gramm sind die Bartfledermäuse zu den kleinen Arten zu zählen.
Die Große Bartfledermaus ist stark an Wälder und oft an Gewässer gebunden. Sie lebt in Mischwald,
Laubwald und manchmal in Nadelwald. In der Nähe menschlicher Siedlungen ist sie seltener als die
Kleine Bartfledermaus anzutreffen. Im Sommer schläft sie meist in Baumhöhlen, aber auch in Gebäuden
und Nistkästen. Wochenstubennachweise gibt es überwiegend an Gebäuden (vgl. BFN 2004). Den
Winterschlaf verbringen Große Bartfledermäuse in unterirdischen Hohlräumen, wie Höhlen, Stollen, alten
Bergwerken und Kellern. Aber es sind dort immer nur wenige Tiere dieser Fledermausart anzutreffen.
Deshalb ist es möglich, dass Große Bartfledermäuse auch in größerer Zahl oberirdisch (z.B. in
Baumhöhlen) überwintern. Zwischen Sommerlebensraum und Winterquartier können erhebliche
Entfernungen zurückgelegt werden. Strecken von mehr als 300 Kilometern sind bekannt. Wochenstuben
befinden sich oft in engen Spalten von Dachräumen, hinter Fassadenverkleidungen und Verschalungen,
in Balkenkehlen und anderen Nischen. Gelegentlich findet man sie auch in sehr schmalen
Fledermauskästen. Besonders Häuser im Wald oder am Waldrand (z. B. Förstereien) werden bevorzugt
besiedelt. Im Sommer besteht bei der Großen Bartfledermaus eine engere Bindung an Wälder und
Gewässer als dies bei ihrer nahverwandten Schwesternart, der Kleinen Bartfledermaus, der Fall ist.
Große Bartfledermäuse sind dämmerungsaktiv. Im Flug schnell und wendig, jagen sie in niedriger Höhe
in der Nähe von Gewässern kleine, nichtaquatische Insekten. Bei Gefahr zirpen sie in hohen Tönen, das
Amplitudenmaximum liegt bei 40–50 kHz.
Die Kleine Bartfledermaus ist nicht so stark von Gewässern und Wäldern abhängig wie ihr größerer
Verwandter, die Große Bartfledermaus. Sie kommt auch in halboffenen bis offenen Landschaften sowie
in Dörfern vor. Sommerquartiere befinden sich sowohl in Gebäuden als auch in anderen Spalten, wie
z. B. hinter Baumrinde. Winterquartiere befinden sich vor allem in Höhlen, Stollen und Kellern. Die Kleine
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Bartfledermaus jagt meist strukturgebunden an Waldrändern oder entlang anderer Vegetation. Auch
offenere Landschaften wie Streuobstwiesen oder Gewässer werden zur Jagd genutzt. Wochenstuben
der Kleinen Bartfledermaus befinden sich überwiegend an Bauwerken. Meist verstecken sich die Tiere in
von außen zugänglichen engen Spalten: zum Beispiel zwischen Verschalungen, zwischen Holz und
Mauerwerk oder hinter eng anliegenden und wenig benutzten Fensterläden.
Bei der Wahl ihrer Jagdgebiete sind die Bartfledermäuse wählerisch. Sie bevorzugen
abwechslungsreiche Landschaften mit Heckensäumen und Bachläufen sowie Waldgebieten. Im Wald
wiederum bejagen diese Arten mit Vorliebe Gräben, Waldtümpel und andere insektenreiche Strukturen.

4.2 Verbreitung
Da die Große Bartfledermaus früher zusammen mit der Kleinen Bartfledermaus als eine Art behandelt
wurde, ist die Verbreitung noch nicht genau erforscht. Die Tiere leben auf jeden Fall in England,
Deutschland, den Benelux-Staaten, Südskandinavien, Polen, Tschechien, der Slowakei, Ungarn,
Rumänien, dem Baltikum, Österreich, der Schweiz, Ostfrankreich und Russland.
Die Kleine Bartfledermaus ist in Europa weit verbreitet. Das Verbreitungsgebiet reicht von Marokko bis
Schottland und Südskandinavien. Die östliche Verbreitungsgrenze ist auf Grund von Verwechselungen
mit der Steppen-Bartfledermaus unbekannt, sichere Nachweise gibt es aus dem Kaukasus und Israel
In Deutschland ist die Bartfledermäuse in fast allen Bundesländern nachgewiesen (BFN 2004). In
Hessen tritt die Art sehr selten auf und zeigt keine Schwerpunkte (DIETZ UND SIMON 2006).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen (2018) zum Planvorhaben wurde die Gruppe der
Bartfledermäuse mit einer geringen Dominanz (0,83 % von n=120) im Zuge der Detektorbegehungen
erfasst. Insgesamt liegt für die Gruppe 1 Rufnachweis vor.
Auch mittels Batcorder kannte die Art entlang der Ausbaustrecke belegt werden. Konkrete Hinweise auf
Wochenstubenquartiere der Art liegen nicht vor, sind aber insbesondere in angrenzenden Ortschaften
(Kleine Bartfledermaus) oder in potenziellen Quartierbäumen (Kleine und Große Bartfledermaus) nicht
auszuschließen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Von der Baumaßnahme sind 8 Baumhöhlen betroffen, die eine potenzielle Quartiereignung für die
Große und Kleine Bartfledermaus aufweisen.
6 dieser Quertierbäume befinden sich im nördlichen Waldrand der Trasse, die weiteren 2
Quartierbäume befinden sich südlich der Trasse entlang von Nutzungsgrenzen.
Die Bäume werden im Zuge der anlagenbedingten Überformdung von Böschungsflächen sowie
Nebenflächen beansprucht.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja  nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.
Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Ausbau einer bestehenden Trasse. Aufgrund der
örtlichen Gegebenheiten der Bestandtrasse sowie aus bautechnischen Gründen ist einer
Verschiebung nicht möglich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Die von der Baumaßnahme betroffenen Höhlenbäume haben eine grundsätzliche Eignung als
Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die Gruppe der Bartfledermäuse. Unter Berücksichtigung der
geringen Nachweishäufigkeit der Art (0,83%, n=120) und des Angebotes an weiteren potenziellen



Hessen Mobil; Straßen- und Verkehrsmanagement
L 3190 zw. NK 5619 021 und NK 5620 005 Station: 2,650 - 4,243
ASB – Unterlage 19.3 - Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

KH Planwerk GmbH 25

Quartierbäumen (75 Stück) im Untersuchungsraum ist nicht von einer spürbaren Einschränkung des
Quartierangebotes der wenigen mutmaßlichen vorkommenden Tiere auszugehen, so dass die
ökologische Funktion der betroffenen Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?  ja nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Von den bau- und anlagebedingten Gehölzverlusten sind 8 potenzielle Quartierbäume betroffen. Im
Zusammenhang mit den Fällarbeiten ist eine Verletzung bzw. Tötung von den in Baumhöhlen
befindlichen Fledermäusen möglich.
Die Gruppe der Bartfledermäuse unterliegt dem Grunde nach einem erhöhten Kollisionsrisiko.
Aufgrund des Bestandes der Straße und der hier geringen Verkehrsbelastung, welche entsprechend
der Verkehrsprognose zudem sinken soll, ist nicht von einer signifikanten Erhöhung des
Kollisionsrisikos zu sprechen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Durch die Beschränkung der erforderlichen Fällarbeiten auf die Herbst- und Wintermonate kann das
Risiko einer Verletzung oder Tötung von in Baumhöhlen übertagenden Fledermäusen erheblich
reduziert werden.

V 3A Kontrolle zu fällender Höhlenbäume auf einen Fledermausbesatz
Die im Eingriffsbereich befindlichen Höhlenbäume werden im Spätsommer / Frühherbst (nach
Auflösung der Wochenstuben) durch fachkundiges Personal mit Hilfe einer Baumhöhlenkamera auf
einen Fledermausbesatz überprüft.
Etwaige in den Bäumen angetroffene Fledermäuse sind in Abstimmung mit der zuständigen
Fachbehörde umzusetzen bzw. zu vergrämen. Als Quartiere geeignete Hohlräume sind so zu
verschließen, dass hierin befindliche Fledermäuse nach außen entweichen können, sie aber nach
dem Ausflug nicht wieder beziehen können. Ggf. sind die Fällarbeiten zurückzustellen bis die
Fledermäuse den Quartierstandort wieder verlassen haben.
Die Freigabe der Bäume für die Fällung erfolgt durch den Fledermausspezialisten.
Durch die Maßnahme wird eine Verletzung / Tötung etwaiger in den Baumhöhlen überwinternder
Tiere ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja
Die Gruppe der Bartfledermäuse tritt im Untersuchungsraum / Plangebiet nur mit geringer
Individuenzahl (0,83 % bei n = 120) auf.
Im Zusammenhang mit der Baumaßnahme kommt es zu bau- und anlagenbedingten
Lebensraumverlusten von 8 potenziellen Quartierbäumen. Aufgrund der Menge an noch

nein
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vorhandenen potenziellen Quartierbäumen (76) und der geringen Dominanz der Bartfledermäuse im
Plangebiet kann eine signifikante Störung der Population ausgeschlossen werden.
Weiterhin kann es zu optischen Störungen (Licht) und Lärmimmissionen kommen. Betriebsbedingte
Störungen werden nicht hervorgerufen, da es sich um eine Bestandstrasse mit einer geringen
Verkehrsdichte handelt, welche zudem laut Verkehrsprognose noch rückläufig ist.
Baubedingte signifikante Störungen hinsichtlich Licht und Lärm können ebenfalls ausgeschlossen
werden. Hierbei handelt es sich um temporäre Störungen. Eine erhebliche Beeinträchtigung bzw.
Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Großer Abendsegler (Nyctalus noctula)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Großer Abendsegler (Nyctalus noctula)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V RL Deutschland
Europäische Vogelart 3 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Der Große Abendsegler gilt als typische Waldfledermaus, da als Sommer- und Winterquartiere vor allem
Höhlenbäume in Wäldern und Parkanlagen genutzt werden. Bevorzugte Quartiere stellen dabei Spechthöhlen
(Buntspecht, Schwarzspecht) dar (BRAUN U. DIETERLEN 2003). Ähnlich anderen Baumhöhlen bewohnenden
Fledermausarten wechselt auch der Große Abendsegler regelmäßig den Quartierbaum. Bei ganzjährig bewohnten
Wäldern wurden innerhalb eines Jahres ein Wechsel zwischen > 60 Höhlen beobachtet, „was im Laufe mehrerer
Jahre fast 25% der vorhandenen Höhlen ausmachte“ (FRANK 997, Zit aus: BFN 2004). „Wochenstuben nutzen
mehrere Bäume im Verbund, zwischen denen die einzelnen Individuen häufig wechseln“ (BFN 2004). Häufiger wird
der Große Abendsegler auch in Kunstquartieren nachgewiesen (BRAUN U. DIETERLEN 2003). Bevorzugt werden
dabei offensichtlich Fledermaus-Flachkästen genutzt (BFN 2004).
Als Jagdgebiete bevorzugt die Art offene Lebensräume, die einen hindernisfreien Flug ermöglichen. So jagen die
Tiere über großen Wasserflächen, abgeernteten Feldern und Grünlandflächen, an Waldlichtungen und Waldrändern
und auch über entsprechenden Flächen im Siedlungsbereich (vgl.  DIETZ U. SIMON 2006). Die Jagdgebiete
können mehr als 10 km von den Quartieren entfernt sein, zwischen den Sommer- und den Winterquartieren können
Entfernungen, von über 1.000 km liegen (MESCHEDE U. HELLER 2000).

4.2 Verbreitung
Die Art kommt in ganz Deutschland vor, jedoch aufgrund der Zugaktivität saisonal in unterschiedlicher Dichte. Die
hauptsächlichen Lebensräume liegen während der Wochenstubenzeit im nordöstlichen und östlichen Mitteleuropa,
während sich die Paarungs- und Überwinterungsgebiete im westlichen und südwestlichen Mitteleuropa befinden.
Für Hessen war bislang nur eine kleine Wochenstube im Gießener Philosophenwald bekannt. Aus diesem
Waldgebiet ist auch ein Überwinterungsvorkommen mit über 2.000 Individuen belegt (DIETZ U. SIMON 2006).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum
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nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen (2018) zum Planvorhaben wurde der Große Abendsegler mittels
Batcorder entlang der Ausbaustrecke belegt. Ein gering ausgebildeter Aktivitätsschwerpunkt lag im Bereich des
Waldgebietes sudwestlich der Trasse. Eine Nutzung von Baumhöhlen als Quartierstandort ist im Bereich der
Altholzbestände des Vorhabengebietes nicht auszuschließen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Von der Baumaßnahme sind 8 Höhlenbäume, die eine Eignung als Quartier für die Großen
Abendsegler potenziell aufweisen, durch anlagebedingte Überformung der Böschungsflächen
betroffen.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja  nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.
Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Ausbau einer bestehenden Trasse. Aufgrund der
örtlichen Gegebenheiten der Bestandstrasse sowie aus bautechnischen Gründen ist eine
Verschiebung nicht möglich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Der Große Abendsegler ist hier im Plangebiet mit nur einer geringen Dominanz (2,5% bei n=120)
vertreten.
Es sind 84 Höhlenbäume im Untersuchungsraum des Vorhabens kartiert worden. Potenzielle
Quartiernutzungen weisen hier die Altholzbestände am westlichen Ende des Plangebietes auf.
Die von der Baumaßnahme betroffenen Höhlenbäume haben eine grundsätzliche Eignung als
Fortpflanzungs- und Ruhestätten für den Großen Abendsegler. Unter Berücksichtigung der geringen
Nachweishäufigkeit der Art und des Angebotes an geeigneten potenziellen Quartierbäumen (76),
welche durchaus einen Quartierverbund darstellen, im Untersuchungsraum ist nicht von einer
spürbaren Einschränkung des Quartierangebotes der wenigen mutmaßlichen vorkommenden Tiere
auszugehen, so dass die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im
räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?  ja nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Von den bau- und anlagebedingten Gehölzverlusten sind 8 Höhlenbäume betroffen. Im
Zusammenhang mit den Fällarbeiten ist eine Verletzung bzw. Tötung von in den Baumhöhlen
befindlichen Fledermäusen möglich.
Einem erhöhten verkehrsbedingten Verletzungs- bzw. Tötungsrisiko unterliegt die vorzugsweise in
großen Höhen fliegende Art auch aufgrund der bestehenden Trasse sowie der geringen
Verkehrsdichte (1.345 KFZ/24 h), welche zudem entsprechend der Verkehrsprognose noch sinken
soll, nicht.
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b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Durch die Beschränkung der erforderlichen Fällarbeiten auf die Herbst- und Wintermonate kann das
Risiko einer Verletzung oder Tötung von in Baumhöhlen übertagenden Fledermäusen erheblich
reduziert werden.

V 3A Kontrolle zu fällender Höhlenbäume auf einen Fledermausbesatz
Die im Eingriffsbereich befindlichen Höhlenbäume werden im Spätsommer / Frühherbst (nach
Auflösung der Wochenstuben) durch fachkundiges Personal mit Hilfe einer Baumhöhlenkamera auf
einen Fledermausbesatz überprüft.
Etwaige in den Bäumen angetroffene Fledermäuse sind in Abstimmung mit der zuständigen
Fachbehörde umzusetzen bzw. zu vergrämen. Als Quartiere geeignete Hohlräume sind so zu
verschließen, dass hierin befindliche Fledermäuse nach außen entweichen können, sie aber nach
dem Ausflug nicht wieder beziehen können. Ggf. sind die Fällarbeiten zurückzustellen bis die
Fledermäuse den Quartierstandort wieder verlassen haben.
Die Freigabe der Bäume für die Fällung erfolgt durch den Fledermausspezialisten.
Durch die Maßnahme wird eine Verletzung / Tötung etwaiger in den Baumhöhlen überwinternder
Tiere ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Der Große Abendsegler im Untersuchungsraum / Plangebiet nur mit geringer Individuenzahl (2,5 %
bei n = 120) auf.
Im Zusammenhang mit der Baumaßnahme kommt es zu bau- und anlagenbedingten Lebensraum-
verlusten von 8 potenziellen Quartierbäumen. Aufgrund der Menge an noch vorhandenen
potenziellen Quartierbäumen (76) und der geringen Dominanz des Großen Abendseglers im
Plangebiet kann eine signifikante Störung der Population ausgeschlossen werden.
Weiterhin kann es zu optischen Störungen (Licht) und Lärmimmissionen kommen. Betriebsbedingte
Störungen werden nicht hervorgerufen, da es sich um eine Bestandstrasse mit einer geringen
Verkehrsdichte handelt, welche zudem laut Verkehrsprognose noch rückläufig ist.
Baubedingte signifikante Störungen hinsichtlich Licht und Lärm können ebenfalls ausgeschlossen
werden. Hierbei handelt es sich um temporäre Störungen. Eine erhebliche Beeinträchtigung bzw.
Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?
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Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“

Zusammenfassung
Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf.  in Verbindung mit Art. 16
FFH-RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Großes Mausohr (Myotis myotis)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Großes Mausohr (Myotis myotis)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V RL Deutschland
Europäische Vogelart 2 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Das Große Mausohr bevorzugt wärmebegünstigte, wald- und strukturreiche Regionen und ist an menschliche
Siedlungen gebunden. Dabei benötigt es innerhalb eines Jahres verschiedene Habitate. Im Unterschied zu den
Männchen, die im Sommer allein bleiben, schließen sich die Weibchen in dieser Zeit zu
Wochenstubengesellschaften zusammen, die mehrere hundert Tiere fassen können. Sie bewohnen geräumige
Dachböden und in selteneren Fällen auch unterirdische Quartiere und ziehen die Jungen dort auf (vgl. BFN 2004,
DIETZ U. SIMON 2006).
Die nächtliche Jagd findet vor allem in geschlossenen Waldgebieten statt. Bevorzugte Jagdreviere sind Laubwälder
mit einer schwach ausgeprägten Kraut- und Strauchschicht (Hallenwaldstrukturen). Seltener wird auch in anderen
Gebieten wie kurzrasigen Offenlandbereichen (Acker, Grünland) gejagt. Die individuellen Jagdgebiete der
Weibchen umfassen im Schnitt 30 - 35 ha und liegen meist innerhalb eines 15 km-Umkreises um die Quartiere
(maximal bis 25 km entfernt) (vgl. BFN 2004, BRAUN U. DIETERLEN 2003). Bei den Transferflügen zwischen den
Quartieren und den Jagdlebensräumen nutzt das Große Mausohr regelmäßig dieselben Flugrouten, die im Regelfall
linearen Strukturen folgen (vgl. u.a. DIETZ U. SIMON 2006).
Den Winter verbringt das Große Mausohr in kleinen Gruppen in unterirdischen Hohlräumen wie Höhlen, Stollen
oder Kellern. Dabei können zwischen Sommer- und Winterquartier Strecken von bis zu 300 km zurückgelegt
werden (BRAUN U. DIETERLEN 2003).

4.2 Verbreitung
Das Große Mausohr ist eine „europäische Fledermausart mit Vorkommen vom Mittelmeer bis nach
Norddeutschland“ (BFN 2004). In Deutschland ist das Große Mausohr weit verbreitet, wobei die Hauptvorkommen
in den wärmebegünstigten Mittelgebirgsbereichen liegen (BFN 2004). Dem europaweiten Trend folgend hat die Art
in Hessen seit den 1950er Jahren starke Bestandseinbußen erlitten. In Hessen sind aktuell 53
Wochenstubenquartiere, 82 Fundorte für Reproduktion, 265 Winterquartiere und 592 sonstige Fundpunkte bekannt
(Stand 2006). Die Nachweise verteilen sich dabei auf alle Naturräume Hessens (DIETZ U. SIMON 2006).
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Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen (2018) zum Planvorhaben wurde das Große Mausohr nach den
Ergebnissen der Detektorbegehungen mit 6,7% nach der Zwergfledermaus mit der höchsten Dominanz
ausgewiesen (n=120). Insgesamt liegen für die Art 8 Rufnachweise vor. Auch mittels Batcorder wurde die Art
entlang der Ausbaustrecke belegt.

Das Untersuchungsgebiet wird von der Art vor allem als Transfer- und Jagdgebiet genutzt. Wochenstuben des
Großen Mausohrs sind in Gebäuden (z.B. Dachböden) im weiteren Umfeld zu erwarten. Mögliche
Gebäudequartiere finden sich somit im Bereich des Hof Leustadt sowie innerhalb umliegender Ortschaften, wobei
die Art einen hohen Aktionsradius um ihre Wochenstuben aufweist. Eine temporäre Quartiernutzung von
Baumhöhlen des Gebietes (z.B. Männchenquartiere) ist nicht auszuschließen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Mögliche Quartiernutzungen befinden sich im Bereich des Hofgutes Leustadt. Dieser befindet sich jedoch nicht
im Wirkraum des Vorhabens. Teilweise nutzt das Große Mausohr auch Baumhöhlen zur Paarung.
Von der Baumaßnahme sind 8 Höhlenbäume betroffen- Diese Bäume befinden sich im Eingriffsbereich der
Trasse und werden im Zuge der Böschungsanpassungen hier anlagenbedingt beansprucht. Diese
Höhlenbäume können ein potenzielles „Männchenquartier“, welches temporär genutzt wird, darstellen.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja  nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.
Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Ausbau einer bestehenden Trasse. Aufgrund der örtlichen
Gegebenheiten der Bestandstrasse sowie aus bautechnischen Gründen ist eine Verschiebung nicht möglich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Das Große Mausohr ist hier im Plangebiet mit der zweithöchsten Dominanz (6,7 bei n=120) vertreten.
Es sind 84 Höhlenbäume im Untersuchungsraum des Vorhabens kartiert worden. Potenzielle Quartiernutzungen
weist hier im Planungsraum das Hofgut Leustadt, außerhalb des Eingriffsbereiches, auf. Höhlenbäume stellen
vor allem temporär genutzte „Männchenquartiere“ dar. Hiervon werden 8 Bäume beansprucht.
Unter Berücksichtigung der Nachweishäufigkeit der Art und des Angebotes an geeigneten Fortpflanzungs- und
Ruhestätten im nahe gelegenen Siedlungsbereich des Vorhabens, den noch vorhandenen Höhlenbäumen im
Umkreis des Vorhabens (76 Stück) sowie dem großen Aktionsradius der Art, ist nicht von einer spürbaren
Einschränkung im Hinblick auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten durch den Verlust von 8 Höhlenbäumen
auszugehen, so dass die ökologische Funktion der betroffenen Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang
erhalten bleibt.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?  ja nein
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(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Von den bau- und anlagebedingten Gehölzverlusten sind 8 Höhlenbäume betroffen. Im
Zusammenhang mit den Fällarbeiten ist eine Verletzung bzw. Tötung von in den Baumhöhlen
befindlichen Fledermäusen möglich.
Signifikante erhöhte Kollisionsrisiken werden jedoch durch die bestehende Trasse, der geringen
Verkehrsdichte (1.345 KFT/24 h), welche entsprechend der Verkehrsprognose sogar sinken soll,
nicht erwartet.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Durch die Beschränkung der erforderlichen Fällarbeiten auf die Herbst- und Wintermonate kann das
Risiko einer Verletzung oder Tötung von in Baumhöhlen übertagenden Fledermäusen erheblich
reduziert werden. Mausohren verbringen die Wintermonate nach aktuellem Kenntnisstand
offensichtlich vorzugsweise in frostfreien Höhlen, Stollen oder Kellern.

V 3A Kontrolle zu fällender Höhlenbäume auf einen Fledermausbesatz
Die im Eingriffsbereich befindlichen Höhlenbäume werden im Spätsommer / Frühherbst (nach
Auflösung der Wochenstuben) durch fachkundiges Personal mit Hilfe einer Baumhöhlenkamera auf
einen Fledermausbesatz überprüft.
Etwaige in den Bäumen angetroffene Fledermäuse sind in Abstimmung mit der zuständigen
Fachbehörde umzusetzen bzw. zu vergrämen. Als Quartiere geeignete Hohlräume sind so zu
verschließen, dass hierin befindliche Fledermäuse nach außen entweichen können, sie aber nach
dem Ausflug nicht wieder beziehen können. Ggf. sind die Fällarbeiten zurückzustellen bis die
Fledermäuse den Quartierstandort wieder verlassen haben.
Die Freigabe der Bäume für die Fällung erfolgt durch den Fledermausspezialisten.
Durch die Maßnahme wird eine Verletzung / Tötung etwaiger in den Baumhöhlen überwinternder
Tiere ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Das Große Mausohr ist im Untersuchungsraum / Plangebiet mit der zweithöchsten Individuenzahl/ Dominanz
(6,7 % bei n = 120) zu verzeichnen.
Konkrete Hinweise auf eine Reproduktion im Eingriffsbereich des Vorhabens liegen nicht vor. Die bau- und
anlagenbedingten Lebensraumverluste von 8 potenziellen Quartierbäumen bewirkt keine signifikante Störung
der Population, da noch weitere potenzielle Quartierbäume (76 Stück) im Plangebiet vorhanden sowie auch
weitere Lebensräume (Siedlungsfläche - Hofgut Leustadt etc.) im Umkreis des Plangebietes zur Verfügung
stehen.
Weiterhin kann es zu optischen Störungen (Licht) und Lärmimmissionen kommen. Betriebsbedingte Störungen
werden nicht hervorgerufen, da es sich um eine Bestandstrasse mit einer geringen Verkehrsdichte handelt,
welche zudem laut Verkehrsprognose noch rückläufig ist.
Baubedingte signifikante Störungen hinsichtlich Licht und Lärm können ebenfalls ausgeschlossen werden.
Hierbei handelt es sich um temporäre Störungen. Eine erhebliche Beeinträchtigung bzw. Verschlechterung des
Erhaltungszustandes der lokalen Population ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein
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Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“

Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Kleiner Abendsegler (Nyctalus leisleri)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Kleiner Abendsegler (Nyctalus leisleri)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art D RL Deutschland
Europäische Vogelart 2 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand
Bewertung nach Ampel-Schema:

unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-
unzureichend schlecht

GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Der Kleine Abendsegler ist eine typische Waldfledermaus, die als Quartiere (Sommer- und Winterquartiere)
vorzugsweise Baumhöhlen nutzt. Häufiger wird die Art in Vogelnist- und Fledermauskästen angetroffen. Quartiere
an Gebäuden scheinen hingegen die Ausnahme zu sein (BFN 2004). Ähnlich anderer Baumhöhlenbewohnender
Fledermausarten ist auch beim kleinen Abendsegler ein regelmäßiger Quartierwechsel zu beobachten. So wurden
bei telemetrischen Untersuchungen in Thüringen von einer etwa 40-köpfigen Wochenstubenkolonie innerhalb eines
Jahres in einem etwa 300 ha großen Waldgebiet Wechsel zwischen 50 Quartierbäumen beobachtet (MESCHEDE
U. HELLER 2000). Als Jagdhabitate werden sowohl Wälder als auch Offenlandlebensräume genutzt. Bei der Wahl
der Jagdlebensräume scheint die strukturelle Ausstattung von nachrangiger Bedeutung zu sein; wesentlich sind
offensichtlich das Nahrungsangebot und das Vorhandensein eines freien Flugraums (BFN 2004).

Der Kleine Abendsegler ist ein Fernwanderer, dessen Winterquartiere oftmals 400 km bis 1.100 km und mehr von
den Sommerlebensräumen entfernt liegen (u.a. DIETZ U. SIMON 2006). Der Kleine Abendsegler fliegt wenig
strukturgebunden (überwiegend im Kronenraum der Bäume), die Nutzung von Flugrouten ist kaum ausgeprägt
(LANDESBETRIEB STRAßENBAU UND VERKEHR SCHLESWIG-HOLSTEIN 2011). Er ist als gering
zerschneidungsempfindlich, gering lichtempfindlich und gering lärmempfindlich einzustufen (LANDESBETRIEB
STRAßENBAU UND VERKEHR SCHLESWIG-HOLSTEIN 2011). Für den Kleinen Abendsegler ist ein Aktionsraum
der Individuen überwiegend von bis zu 8 km nachgewiesen (BRAUN & DIETERLEN 2003).

4.2 Verbreitung
Die bundesweite Verbreitung des Kleinen Abendseglers ist nur ansatzweise bekannt. Lange galt die Art als eine der
seltensten Fledermäuse Mitteleuropas. Nachweishäufungen lassen inzwischen auf eine weitere Verbreitung
schließen (BFN 2004). Auch bezogen auf Hessen sind die Kenntnisse über die Verbreitung noch lückenhaft,
wenngleich die Zahl der Nachweise in den vergangenen Jahren zugenommen hat. Die aktuelle Verbreitungskarte
(Stand DIETZ U. SIMON 2006) „umfasst 22 Wochenstuben- und acht Reproduktionsorte für Hessen mit einem
deutlichen Schwerpunkt in Mittel- und Südhessen (Taunus, Rhein-Main-Tiefland, Lahntal). Sommernachweise mit
Hilfe von Detektorbegehungen und unbestimmte Sommerquartiere verteilen sich auf die gesamte Landesfläche,
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allerdings von Norden nach Süden in abnehmender Nachweishäufigkeit. Winterquartiere konnten bisher in Hessen
nicht nachgewiesen werden“ (DIETZ U. SIMON 2006).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen (2018) zum Planvorhaben wurde der Kleine Abendsegler nach den
Ergebnissen der Detektorbegehungen mit 3,3%, einer geringen-mittleren Dominanz (n=120), belegt.

Insgesamt liegen für den Kleinen Abendsegler 4 Rufnachweise vor, welche sich auf den bewaldeten Westteil des
Untersuchungsgebietes beschränken. Die Art wurde ebenfalls mit dem Batcorder regelmäßig entlang der
Ausbaustrecke belegt. Eine Nutzung von Baumhöhlen als Quartierstandort (inkl. Wochenstuben) ist im Bereich der
Altholzbestände des Vorhabengebietes nicht auszuschließen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Innerhalb des, für das Vorhaben erforderlichen Rodungsbereiches stehen insgesamt 8 der im Rahmen der
Kartierung nachgewiesenen Höhlenbäume. Dabei handelt es sich um 1 Eiche und 5 Buche im nördlichen
Eingriffsbereich sowie um 2 Eichen im südlichen Eingriffsbereich.

Diese potenziell geeigneten Quertierbäume für den Kleinen Abendsegler befinden sich im Eingriffsbereich der
Trasse und werden im Zuge der Böschungsanpassungen anlagebedingt beansprucht.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja  nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Ausbau einer bestehenden Trasse. Aufgrund der örtlichen
Gegebenheiten der Bestandstrasse sowie aus bautechnischen Gründen ist eine Verschiebung nicht möglich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Der Kleine Abendsegler ist hier im Plangebiet mit einer geringen bis mittleren Dominanz (3,3 %, n = 120)
vertreten.

Es sind 84 Höhlenbäume im Untersuchungsraum des Vorhabens kartiert worden. Potenzielle Quartiernutzungen
des Kleinen Abendseglers weisen hier vor allem die Waldbestände im Westteil des Untersuchungsraumes auf,
insbesondere die Altholzbestände nordwestlich der Trasse. In diesem Bereich wurden 25 Höhlenbäume kartiert
sowie weitere 19 potenzielle Quartierbäume des Kleinen Abendseglers in den Altholzbeständen südwestlich der
Trasse (Streuobstbestand). Von diesen Beständen werden durch das Vorhaben 2 Quartierbäume bzw.
potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten im nördlichen Randbereich eines möglichen Quartierverbundes
und 1 potenzieller Quartierbäum südlich der Trasse beansprucht.

Die Menge an potenziellen Quartierbäumen (Fortpflanzungs- und Ruhestätten) im Untersuchungsraum, vor
allem im westlichen Teil des Untersuchungsraums, sowie die hier geringe bis mittlere Dominanz des Kleinen
Abendseglers deutet daraus, dass die ökologische Funktion der betroffenen potenziellen Fortpflanzungs- und
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang aufrechterhalten kann.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein
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6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?  ja nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Von den bau- und anlagebedingten Gehölzverlusten sind 8 potenzielle Quartierbäume betroffen. Im
Zusammenhang mit den Fällarbeiten ist eine Verletzung bzw. Tötung von in den Baumhöhlen
befindlichen Fledermäusen möglich.
Einem erhöhten verkehrsbedingten Verletzungs- bzw. Tötungsrisiko unterliegt die vorzugsweise in
großen Höhen fliegende Art auch aufgrund der hier bereits bestehenden Trasse sowie dem zu
verzeichnenden geringen Verkehrsaufkommens (1.345 KFZ/24 h), welches entsprechend der
Verkehrsprognose zudem rückläufig ist, nicht.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Durch die Beschränkung der erforderlichen Fällarbeiten auf die Herbst- und Wintermonate kann das
Risiko einer Verletzung oder Tötung von in Baumhöhlen übertagenden Fledermäusen erheblich
reduziert werden.
Der kleine Abendsegler nutzt größere Baumhöhlen regelmäßig nicht nur als Sommerquartier sondern
auch zu Überwinterung.

V 3A Kontrolle zu fällender Höhlenbäume auf einen Fledermausbesatz
Die im Eingriffsbereich befindlichen Höhlenbäume werden im Spätsommer / Frühherbst (nach
Auflösung der Wochenstuben) durch fachkundiges Personal mit Hilfe einer Baumhöhlenkamera auf
einen Fledermausbesatz überprüft.
Etwaige in den Bäumen angetroffene Fledermäuse sind in Abstimmung mit der zuständigen
Fachbehörde umzusetzen bzw. zu vergrämen. Als Quartiere geeignete Hohlräume sind so zu
verschließen, dass hierin befindliche Fledermäuse nach außen entweichen können, sie aber nach
dem Ausflug nicht wieder beziehen können. Ggf. sind die Fällarbeiten zurückzustellen bis die
Fledermäuse den Quartierstandort wieder verlassen haben. Die Freigabe der Bäume für die Fällung
erfolgt durch den Fledermausspezialisten.
Durch die Maßnahme wird eine Verletzung / Tötung etwaiger in den Baumhöhlen überwinternder
Tiere ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Der Kleine Abendsegler ist im Untersuchungsraum / Plangebiet mit einer geringen bis mittleren
Dominanz (3,3 % bei n = 120) zu verzeichnen.
Konkrete Hinweise auf eine Reproduktion im Eingriffsbereich des Vorhabens liegen nicht vor. Die
bau- und anlagenbedingten Lebensraumverluste von 8 potenziellen Quartierbäumen bewirkt keine
signifikante Störung der Population, da noch weitere potenzielle Quartierbäume (76 Stück) im
Plangebiet vorhanden sind sowie ein Ausweichen der wenigen Individuen in ungestörte benachbarte
Habitate (Waldflächen mit Altholzbeständen) zu erwarten ist.

Weiterhin kann es zu optischen Störungen (Licht) und Lärmimmissionen kommen. Betriebsbedingte
Störungen werden nicht hervorgerufen, da es sich um eine Bestandstrasse mit einer geringen
Verkehrsdichte handelt, welche zudem laut Verkehrsprognose noch rückläufig ist.
Baubedingte signifikante Störungen hinsichtlich Licht und Lärm können ebenfalls ausgeschlossen
werden. Hierbei handelt es sich um temporäre Störungen. Eine erhebliche Beeinträchtigung bzw.
Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population des Kleinen Abendseglers ist
ausgeschlossen.
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b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“

Zusammenfassung
Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Mückenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Mückenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art D RL Deutschland
Europäische Vogelart * RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Die Mückenfledermaus besiedelt vor allem naturnahe Auwälder und gewässernahe Laubwälder (BFN
2004). Wochenstubennachweise gibt es in an Gebäuden und in Baumhöhlen (vgl. BFN 2004).
Als Winterquartiere dienen der Art unterirdische Stollen, Keller und Höhlen (DIETZ UND SIMON 2006).
Die Mückenfledermaus fliegt strukturgebunden, die Nutzung von Flugrouten ist sehr ausgeprägt
(LANDESBETRIEB STRAßENBAU UND VERKEHR SCHLESWIG-HOLSTEIN 2011). Die
Mückenfledermaus ist als gering zerschneidungsempfindlich, gering lichtempfindlich und gering
lärmempfindlich einzustufen (LANDESBETRIEB STRAßENBAU UND VERKEHR SCHLESWIG-
HOLSTEIN 2011).
Für die Jagd bevorzugen Mückenfledermäuse gewässernahe Wälder und Gehölze, z. B. Kleingewässer
in Wäldern, Ufergebiete mit Schilfzonen oder Gehölzen. Sie jagen aber auch in Parkanlagen oder
anderen Baumbeständen in Siedlungen. Meist halten sie bei ihrem schnellen und wendigen Flug
Abstände von einem bis wenigen Metern zum Gehölz. Ihre Beute sind meist kleine Fluginsekten
(hauptsächlich Mücken). Auch an Insektensammelpunkten wie unter Straßenlampen oder großen
Bäumen gehen sie gezielt auf Beutefang. Schlagopfer an Windenergieanlagen zeigen, dass sie auch in
höheren Bereichen jagen kann oder Quartiere sucht.

4.2 Verbreitung
In Deutschland ist die Mückenfledermaus fast allen Bundesländern nachgewiesen, in Hessen nur selten (BFN
2004). In Hessen zeigt die Art Schwerpunkte im Süden (Oberrheinebene) und im Nordosten (Osthessisches
Bergland) (DIETZ UND SIMON 2006).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum
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nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen (2018) zum Planvorhaben wurde die Mückenfledermaus mittels
Batcorder nur vereinzelt (0,83%, n = 120) entlang der Ausbaustrecke belegt. Ein Aktivitätsschwerpunkt lag am
Standort FB2 – im westlichen Bereich des Untersuchungsraumes am nördlichen Waldrand.

Eine Nutzung von Baumquartieren (z.B. Männchenquartiere) ist im Bereich des Vorhabengebietes nicht
auszuschließen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Innerhalb de, für das Vorhaben erforderlichen Rodungsbereich stehen insgesamt 8 der im Rahmen der
Kartierung nachgewiesenen Höhlenbäume. Dabei handelt es sich um 1 Eiche und 5 Buche im nördlichen
Eingriffsbereich sowie um 2 Eichen im südlichen Eingriffsbereich.

Von den potenziell geeigneten Quertierbäumen /Fortpflanzungs- und Ruhestätten) befinden sich 2 Bäume im
Vorkommenbereich (FB2) der Mückenfledermaus im westlichen Eingriffsbereich der Trasse und werden im Zuge
der Böschungsanpassungen anlagenbedingt beansprucht.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja  nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Ausbau einer bestehenden Trasse. Aufgrund der örtlichen
Gegebenheiten der Bestandstrasse sowie aus bautechnischen Gründen ist eine Verschiebung nicht möglich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Die Mückenfledermaus ist hier im Plangebiet mit einer nur sehr geringen Dominanz (0,83 %, n = 120) vertreten.

Es sind 84 Höhlenbäume, welche potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten darstellen, im
Untersuchungsraum des Vorhabens kartiert worden. Potenzielle Quartiernutzungen der Mückenfledermaus
weisen hier vor allem die Altholzbestände im Bereich des südlich der Trasse gelegenen Streuobstwiese und
entlang des Grabens im Untersuchungsraum auf.

In diesem Bereich wurden 19 Höhlenbäume kartiert. Von diesen Beständen werden durch das Vorhaben 2
potenzielle Höhlenbäume (Fortpflanzungs- und Ruhestätten) im südlichen Randbereich (Böschung der
Landesstraße) durch das Vorhaben beansprucht.

Die Menge an potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Untersuchungsraum, vor allem hier im
westlichen Teil des Plangebietes, sowie die sehr geringe Dominanz der Mückenfledermaus deutet darauf, dass
die ökologische Funktion der betroffenen potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen
Zusammenhang aufrecht erhalten werden kann.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?  ja nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
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Von den bau- und anlagebedingten Gehölzverlusten sind 8 potenzielle Höhlenbäume betroffen. Im
Zusammenhang mit den Fällarbeiten ist eine Verletzung bzw. Tötung von in den Baumhöhlen
befindlichen Fledermäusen möglich.
Die Mückenfledermaus unterliegt dem Grunde nach einem erhöhten Kollisionsrisiko (vgl. BRAUN
UND DIETERLEN 2013). Signifikante erhöhte Kollisionsrisiken dieser Art werden aufgrund der
bestehenden Trasse und der geringen Verkehrsdichte hier im Planungsraum (1.345 KFZ/24 h),
welche entsprechend der Verkehrsprognose sogar noch etwas sinken soll, nicht erwartet.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Durch die Beschränkung der erforderlichen Fällarbeiten auf die Herbst- und Wintermonate kann das
Risiko einer Verletzung oder Tötung von in Baumhöhlen übertagenden Fledermäusen erheblich
reduziert werden.

V 3A Kontrolle zu fällender Höhlenbäume auf einen Fledermausbesatz
Die im Eingriffsbereich befindlichen Höhlenbäume werden im Spätsommer / Frühherbst (nach
Auflösung der Wochenstuben) durch fachkundiges Personal mit Hilfe einer Baumhöhlenkamera auf
einen Fledermausbesatz überprüft.
Etwaige in den Bäumen angetroffene Fledermäuse sind in Abstimmung mit der zuständigen
Fachbehörde umzusetzen bzw. zu vergrämen. Als Quartiere geeignete Hohlräume sind so zu
verschließen, dass hierin befindliche Fledermäuse nach außen entweichen können, sie aber nach
dem Ausflug nicht wieder beziehen können. Ggf. sind die Fällarbeiten zurückzustellen bis die
Fledermäuse den Quartierstandort wieder verlassen haben.
Die Freigabe der Bäume für die Fällung erfolgt durch den Fledermausspezialisten.
Durch die Maßnahme wird eine Verletzung / Tötung etwaiger in den Baumhöhlen überwinternder
Tiere ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Die Mückenfledermaus tritt im Untersuchungsraum / Plangebiet nur mit geringer Individuenzahl auf.
Hinweise auf eine Reproduktion liegen nicht vor.
Die bau- und anlagenbedingten Lebensraumverluste von 8 potenziellen Quartierbäumen (davon 2
Stück im Bereich der Altholzbestände südlich der Trasse) bewirkt keine signifikante Störung der
Population, da noch weitere potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten (76 Quartierbäume) im
Plangebiet vorhanden sind sowie ein Ausweichen der wenigen Individuen in ungestörte benachbarte
Habitate (Waldflächen mit Altholzbeständen) zu erwarten ist.

Weiterhin kann es zu optischen Störungen (Licht) und Lärmimmissionen kommen. Betriebsbedingte
Störungen werden nicht hervorgerufen, da es sich um eine Bestandstrasse mit einer geringen
Verkehrsdichte handelt, welche zudem laut Verkehrsprognose noch rückläufig ist.

Baubedingte signifikante Störungen hinsichtlich Licht und Lärm können ebenfalls ausgeschlossen
werden. Hierbei handelt es sich um temporäre Störungen. Eine erhebliche Beeinträchtigung bzw.
Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population ist ausgeschlossen

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein
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Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“

Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art * RL Deutschland
Europäische Vogelart 2 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Die Rauhautfledermaus besiedelt Wälder und zur Wochenstubenzeit vor allem gewässernahe oder gewässerreiche
Waldgebiete in Tieflandregionen (BFN 2004). Sie bevorzugt feuchte Niederungswälder, Auwälder, aber auch
Nadelwälder, wie trockene Kiefernforste und Parklandschaften. Ihre Quartiere bezieht die Rauhautfledermaus vor
allem in Rindenspalten, Baumhöhlen und Fledermaus- oder Vogelkästen, vereinzelt auch an Gebäuden, Brücken
oder Felswänden. Wochenstubennachweise gibt es in Bäumen und an Gebäuden (vgl. BFN 2004, BRAUN U.
DIETERLEN 2003). Als Winterquartiere dient der Art Baumhöhlen, Felsspalten, Mauern und Holzstapel (BFN 2004).

Die Rauhautfledermaus fliegt bedingt strukturgebunden, die Nutzung von Flugrouten ist häufig (LANDESBETRIEB
STRAßENBAU UND VERKEHR SCHLESWIG-HOLSTEIN 2011). Die Rauhautfledermaus ist als gering
zerschneidungsempfindlich, gering lichtempfindlich und gering lärmempfindlich einzustufen (LANDESBETRIEB
STRAßENBAU UND VERKEHR SCHLESWIG-HOLSTEIN 2011).

4.2 Verbreitung
In Deutschland ist die Rauhautfledermaus fast allen Bundesländern nachgewiesen. In Hessen vorwiegend in den
südlichen und östlichen Landesteilen (BFN 2004). In Hessen gibt es keine bekannten Wochenstuben, sie tritt hier vor
allem während der Zugzeiten auf (DIETZ UND SIMON 2006)
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen (2018) zum Planvorhaben wurde die Rauhautfledermaus im Zuge der
Detektorbegehungen mit 3,3%, einer geringen bis mittleren Dominanz (n=120) belegt. Insgesamt liegen 4
Rufnachweise der Art vom Herbstzug vor, welche sich auf den Bereich von Hof Leustadt beschränken. Die Art wurde
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zudem mittels Batcorder entlang der Ausbaustrecke belegt., mit deutlichem Aktivitätsschwerpunkt am Hof Leustadt
sowie am Rande der Nidderaue. Eine temporäre Quartiernutzung von Baumhöhlen des Gebietes ist für den typischen
Langstreckenzieher nicht auszuschließen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten
(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Innerhalb dem für das Vorhaben erforderlichen Rodungsbereich stehen insgesamt 8 der im Rahmen der
Kartierung nachgewiesenen Höhlenbäume. Dabei handelt es sich um 1 Eiche und 5 Buche im nördlichen
Eingriffsbereich sowie um 2 Eichen im südlichen Eingriffsbereich. Die potenziellen Fortpflanzungs- und
Ruhestätten werden im Zuge der Böschungsanpassungen bau- und anlagebedingt beansprucht.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja  nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Ausbau einer bestehenden Trasse. Aufgrund der örtlichen
Gegebenheiten der Bestandstrasse sowie aus bautechnischen Gründen ist eine Verschiebung nicht möglich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Die Rauhautfledermaus ist hier im Plangebiet mit einer geringen bis mittleren Dominanz (3,3 %, n = 120)
vertreten.

Es sind 84 Höhlenbäume im Untersuchungsraum des Vorhabens kartiert werden. Potenzielle Quartiernutzungen
bzw. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Rauhautfledermaus weisen die Altholzbestände entlang von Gräbern,
Auwälder oder auch trockene Kieferbestände auf. Entsprechende Lebensräume sind östlich des
Untersuchungsgebietes vorhanden und ragen nur zum Teil in das Plangebiet. Die Rauhautfledermaus wurde
hauptsächlich im Bereich des Hofgutes Leustadt und angrenzend nachgewiesen. In diesem Bereich kommt es
randlich zu einem anlagenbedingten Verlust von 2 Höhenbäumen, welche potenzielle Fortpflanzungs- und
Ruhestätten darstellen. Die Rauhaarfledermaus ist im Bereich der Nidderauen östlich des Untersuchungsgebietes
verbreitet und nutzt das Plangebiet vorwiegend zur Jagd.

Die Menge an potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten, hier Höhlenbäume, im Untersuchungsraum
allgemein, die geringe Inanspruchnahme potenziell für die Rauhautfledermaus geeigneten Höhlenbäume sowie
die geringe bis mittlere Dominanz der Rauhautfledermaus deutet darauf, dass die ökologische Funktion der
betroffenen potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang aufrecht erhalten
werden kann.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?  ja nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Von den bau- und anlagebedingten Gehölzverlusten sind 8 potenzielle Höhlenbäume betroffen. Im
Zusammenhang mit den Fällarbeiten ist eine Verletzung bzw. Tötung von in den Baumhöhlen
befindlichen Fledermäusen möglich.
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Die Rauhautfledermaus ist eine strukturgebunden und bodennah fliegende Art, so dass sie dem
Grunde nach einem erhöhten Kollisionsrisiko unterliegt (vgl. BRAUN UND DIETERLEN 2013).
Signifikant erhöhte Kollisionsrisiken dieser Art werden jedoch aufgrund der bestehenden Trasse sowie
der geringen Verkehrsdichte (1.345 KFZ/24 h), welche entsprechend der Verkehrsprognose sogar
sinken soll, nicht erwartet.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum zwischen
dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Durch die Beschränkung der erforderlichen Fällarbeiten auf die Herbst- und Wintermonate kann das
Risiko einer Verletzung oder Tötung von in Baumhöhlen übertagenden Fledermäusen erheblich
reduziert werden.

V 3A Kontrolle zu fällender Höhlenbäume auf einen Fledermausbesatz
Die im Eingriffsbereich befindlichen Höhlenbäume werden im Spätsommer / Frühherbst (nach
Auflösung der Wochenstuben) durch fachkundiges Personal mit Hilfe einer Baumhöhlenkamera auf
einen Fledermausbesatz überprüft.
Etwaige in den Bäumen angetroffene Fledermäuse sind in Abstimmung mit der zuständigen
Fachbehörde umzusetzen bzw. zu vergrämen. Als Quartiere geeignete Hohlräume sind so zu
verschließen, dass hierin befindliche Fledermäuse nach außen entweichen können, sie aber nach dem
Ausflug nicht wieder beziehen können. Ggf. sind die Fällarbeiten zurückzustellen bis die Fledermäuse
den Quartierstandort wieder verlassen haben.
Die Freigabe der Bäume für die Fällung erfolgt durch den Fledermausspezialisten.
Durch die Maßnahme wird eine Verletzung / Tötung etwaiger in den Baumhöhlen überwinternder Tiere
ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Die Rauhautfledermaus tritt im Untersuchungsraum / Plangebiet mit geringer bis mittlerer Individuenzahl /
Dominanz (3,3%, n = 120) auf.

Konkrete Hinweise auf eine Reproduktion im Eingriffsbereich des Vorhabens liegen nicht vor. Die bau- und
anlagenbedingten Lebensraumverluste von 8 Höhlenbäumen, davon 2 potenziell für die Rauhaarfledermaus
geeigneten Höhlenbäume im Bereich südlich des Hofgutes Leustadt, bewirkt keine signifikante Störung der
Population, da weitere potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Plangebiet bzw. im Umkreis vorhanden
sind. Weiterhin ist ein Ausweichen der wenigen Individuen in ungestörte benachbarte Habitate (Nidderauen mit
Altholzbeständen/Ufergehölzen) zu erwarten ist.

Weiterhin kann es zu optischen Störungen (Licht) und Lärmimmissionen kommen. Betriebsbedingte Störungen
werden nicht hervorgerufen, da es sich um eine Bestandstrasse mit einer geringen Verkehrsdichte handelt, welche
zudem laut Verkehrsprognose noch rückläufig ist.

Baubedingte signifikante Störungen hinsichtlich Licht und Lärm können ebenfalls ausgeschlossen werden. Hierbei
handelt es sich um temporäre Störungen. Eine erhebliche Beeinträchtigung bzw. Verschlechterung des
Erhaltungszustandes der lokalen Population ist ausgeschlossen

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein
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Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“

Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art * RL Deutschland
Europäische Vogelart 3 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Die Zwergfledermaus ist eine siedlungsgebundene Art. Sie bezieht ihre Sommerquartiere in und an Häusern. Dort
sitzt sie entweder in Ritzen an der Hausfassade, hinter Wandverkleidungen, unter Flachdächern, in Rollladenkästen
oder irgendwo auf dem Dachboden in kleinen Spalten versteckt.

Auch den Winter verbringen Zwergfledermäuse in ihren Verstecken in und an Häusern. Sie sind relativ
kälteunempfindlich und vertragen über einen kurzen Zeitraum auch Frosttemperaturen.

Die Wochenstuben finden sich häufig hinter diversen Gebäudeverkleidungen (s. BFN 2004, DIETZ U. SIMON
2006). Die männlichen Tiere sowie nicht reproduzierende Weibchen nutzen während der Sommermonate häufig
auch Baumhöhlen und sonstigen Hohlräumen mit einem Durchmesser ab 2 cm.

Die Jagdgebiete der Zwergfledermaus liegen sowohl innerhalb als auch außerhalb der Ortslagen, innerhalb eines
Radius von < 2 km um das Quartier. Während der Jagd orientieren sich die Tiere überwiegend an linearen
Landschaftsstrukturen, wie z. B. Hecken, gehölzbegleiteten Wegen oder Waldrändern. Lineare
Landschaftselemente sind auch wichtige Leitlinien für die Tiere auf den Flugrouten von den Quartieren zu den
Jagdgebieten (u.a. BRAUN U. DIETERLEN 2003).

Die Überwinterung erfolgt in Höhlen, Stollen oder frostfreien Kellern, die sich in einer Entfernung von bis zu etwa 50
km von den Sommerlebensräumen befinden (vgl. DIETZ U. SIMON 2006, BFN 2004).

4.2 Verbreitung
Die Zwergfledermaus ist ausgenommen größerer Teile Nordeuropas in ganz Europa vertreten (BFN 2004). In
Deutschland ist die Zwergfledermaus die am häufigsten nachgewiesene Art. Nach DIETZ U. SIMON (2006) „spricht
vieles dafür, dass die Zwergfledermaus auch in Hessen die häufigste Fledermausart ist. In fast allen untersuchten
Ortschaften konnten Quartiere, meist Wochenstuben, der Zwergfledermaus nachgewiesen werden.“
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Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen (2018) zum Planvorhaben wurde die Zwergfledermaus am
häufigsten nachgewiesen. Nach den Ergebnissen der Detektorbegehungen weist die Art mit 75% die höchste
Dominanz auf (n=120). Insgesamt liegen für die Art 90 Rufnachweise vor, welche sich auf das gesamte
Untersuchungsgebiet verteilen. Die Art wurde ebenfalls mittels Badcorder häufig entlang der Ausbaustrecke belegt.
Das Untersuchungsgebiet wird von der Zwergfledermaus vor allem als Transfer- und Jagdgebiet genutzt.
Wochenstuben der Zwergfledermaus sind in bzw. an Gebäuden im Umfeld der Ausbaustrecke zu erwarten. Möglich
Quartierstandorte finden sich somit im Bereich von Hof Leustadt sowie innerhalb angrenzender Ortschaften.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Innerhalb dem für das Vorhaben erforderlichen Rodungsbereich stehen insgesamt 8 der im Rahmen der
Kartierung nachgewiesenen Höhlenbäume. Dabei handelt es sich um 1 Eiche und 5 Buchen im nördlichen
Eingriffsbereich sowie um 2 Eichen im südlichen Eingriffsbereich.

Die Zwergfledermaus nutzt Höhlenbäume üblicherweise nicht zur Reproduktion. Die Wochenstuben finden sich
häufig hinter diversen Gebäudeverkleidungen. Mögliche Quartierstandorte finden sich somit ausschließlich im
Bereich des Hofgutes Leustadt, welches sich außerhalb des flächenbezogenen Wirkraums des Vorhabens
befindet. Ausschließlich Männchen oder nicht reproduzierende Weibchen nutzen Höhlenbäume in den
Sommermonaten als Tagesquartier.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Ausbau einer bestehenden Trasse. Aufgrund der örtlichen
Gegebenheiten der Bestandstrasse sowie aus bautechnischen Gründen ist eine Verschiebung nicht
möglich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein

(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

Die Zwergfledermaus konnte im Plangebiet am häufigsten nachgewiesen werden. Das
Untersuchungsgebiet wird von der Zwergfledermaus vor allem als Transfer- und Jagdgebiet genutzt.

Wochenstuben der Zwergfledermaus sind in bzw. an Gebäuden im Umfeld der Ausbaustrecke zu
erwarten. Möglich Quartierstandorte finden sich somit im Bereich von Hof Leustadt sowie innerhalb
angrenzender Ortschaften

Es sind 84 Höhlenbäume im Untersuchungsraum des Vorhabens kartiert werden. Diese werden von den
männlichen Zwegfledermäussen ggf. als Tageswquartier genutzt. Im Bereich des Hofgutes Leustadt kommt es
randlich zu einem anlagenbedingten Verlust von 2 Höhenbäumen, welche jedoch keine Fortpflanzungs- und
Ruhestätten der Zwergfldermaus darstellen.

Die Menge an potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten, hier Höhlenbäume, im Untersuchungsraum
allgemein, die geringe Inanspruchnahme potenziell für die Zwergfledermaus geeigneten Höhlenbäume als
Tagesquartier deutet darauf, dass die ökologische Funktion der betroffenen potenziellen Fortpflanzungs- und
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang aufrecht erhalten werden kann.
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d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?  ja nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Von den bau- und anlagebedingten Gehölzverlusten sind 8 Höhlenbäume, potenzielle
Sommerquartiere der Männchen, betroffen. Im Zusammenhang mit den Fällarbeiten ist eine
Verletzung bzw. Tötung von in den Baumhöhlen befindlichen Fledermäusen möglich.
Signifikant erhöhte Kollisionsrisiken dieser Art werden durch die bestehende Trasse und die geringe
Verkehrsdichte (1.345 KFZ/24 h), welche entsprechend der Verkehrsprognose sogar sinken soll,
nicht erwartet.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Durch die Beschränkung der erforderlichen Fällarbeiten auf die Herbst- und Wintermonate kann das
Risiko einer Verletzung oder Tötung von in Baumhöhlen übertagenden Fledermäusen erheblich
reduziert werden. Die Zwergfledermaus hat zu diesem Zeitpunkt in der Regel ihr Winterquartier, in
frostfreien Höhlen, Stollen oder Kellern, bezogen.

V 3A Kontrolle zu fällender Höhlenbäume auf einen Fledermausbesatz
Die im Eingriffsbereich befindlichen Höhlenbäume werden im Spätsommer / Frühherbst (nach
Auflösung der Wochenstuben) durch fachkundiges Personal mit Hilfe einer Baumhöhlenkamera auf
einen Fledermausbesatz überprüft.
Etwaige in den Bäumen angetroffene Fledermäuse sind in Abstimmung mit der zuständigen
Fachbehörde umzusetzen bzw. zu vergrämen. Als Quartiere geeignete Hohlräume sind so zu
verschließen, dass hierin befindliche Fledermäuse nach außen entweichen können, sie aber nach
dem Ausflug nicht wieder beziehen können. Ggf. sind die Fällarbeiten zurückzustellen bis die
Fledermäuse den Quartierstandort wieder verlassen haben.
Die Freigabe der Bäume für die Fällung erfolgt durch den Fledermausspezialisten.
Durch die Maßnahme wird eine Verletzung / Tötung etwaiger in den Baumhöhlen überwinternder
Tiere ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein
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6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Die Zwergfledermaus tritt im Untersuchungsraum / Plangebiet als häufigste Art (75%, n = 120) auf.

Das Untersuchungsgebiet wird von der Zwergfledermaus vor allem als Transfer- und Jagdgebiet
genutzt. Wochenstuben der Zwergfledermaus sind in bzw. an Gebäuden im Umfeld der
Ausbaustrecke zu erwarten. Mögliche Quartiere bzw. Fortpflanzungs- und Ruhestätten finden sich
somit im Bereich von Hof Leustadt sowie innerhalb angrenzender Ortschaften, welche sich
ausschließlich außerhalb des Wirkraums / Eingriffsbereich des Vorhabens befinden. Hinweise auf
eine Reproduktion im Eingriffsbereich liegen nicht vor.

Die möglichen Störwirkungen des Bauvorhabens sind im Zusammenhang mit einer insgesamt
geringen Störempfindlichkeit und mangels vorhandener Fortpflanzungsstätten im Untersuchungsraum
sehr gering. Ein Ausweichen der männlichen Individuen, welche ggf. Höhlenbäume als Sommer-
/Tagesquartier nutzen in ungestörte benachbarte Habitate ist aufgrund der hohen Anzahl an
vorhandenen Höhlenbäumen und Altholzbeständen im Untersuchungsraum und Umgebung zu
erwarten.

Weiterhin kann es zu optischen Störungen (Licht) und Lärmimmissionen kommen. Betriebsbedingte Störungen
werden nicht hervorgerufen, da es sich um eine Bestandstrasse mit einer geringen Verkehrsdichte handelt,
welche zudem laut Verkehrsprognose noch rückläufig ist.

Baubedingte signifikante Störungen hinsichtlich Licht und Lärm können ebenfalls ausgeschlossen werden.
Hierbei handelt es sich um temporäre Störungen. Eine erhebliche Beeinträchtigung bzw. Verschlechterung des
Erhaltungszustandes der lokalen Population ist ausgeschlossen

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Erstellung erfolgt auf Grundlage der Eingriffsermittlung zur technischen Planung Stand
04/2020.

Für Vogelarten mit ungünstigem Erhaltungszustand, die von dem Bauvorhaben betroffen
sein können, erfolgt eine ausführliche Darstellung und Bewertung der Projektwirkungen in
Artendatenblättern.
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Bluthänfling (Carduelis cannbina)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Bluthänfling (Caeduelis cannbina)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art
Europäische Vogelart

3
3
......

RL Deutschland
RL Hessen
ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Der Lebensraum des Bluthänflings erstreckt sich auf offene bis halboffene Landschaften mit Einzelbäumen,
Heckenstrukturen und Gebüschen. Auch in Siedlungsbereichen (z.B. Baumschulen, Parkanlagen etc.) ist er
anzutreffen. Besondere Bedeutung kommt als Lebensraum Hochstaudenfluren und anderen Saumstrukturen
(Nahrung) und strukturreichen Gebüschen (Nisthabitate) zu. Der Bluthänfling ist ein Freibrüter. Seine Nester baut er
in dichten Hecken und Büschen aus Laub- und Nadelgehölzen. Auch Dornsträucher und Kletterpflanzen sind
potentielle Neststandorte. Selten nutzt der Bluthänfling auch Bodennester in Gras- und Krautbeständen. Die Art ist ein
Teilzieher, die ihr Brutgebiet Ende Februar bis Ende April aufsucht und ab Ende Juni wieder verlässt. Die Brutperiode
beginnt Anfang April bis Anfang August; 2-3 Jahresbruten sind möglich. Die Nahrung besteht überwiegend aus
Sämereien von Kräutern und Stauden, selten auch aus kleineren Insekten und Spinnen und wird in Distanzen von
über 1000 m Entfernung zum Nest gesucht. Nestterritorien können einen Radius von 15 m besitzen, zum Teil sind
Nestreviergrößen von weniger als 300 m² bekannt. In Abhängigkeit vom Nistplatzangebot kommt es häufig zu
kolonieartigen Bruten. Eine Brut- und Geburtsorttreue ist nachgewiesen, der Nestbau im Gehölz erfolgt jedes Jahr
neu (PETER SÜDBECK et al., Methodenstandards zur Erfassung der Brutvögel Deutschlands, 2005).

4.2 Verbreitung
Der Bluthänfling ist von Westeuropa und dem Mittelmeerraum ostwärts bis Mittelasien verbreitet. In Hessen wird ein
Bestand von 10 000 – 20 0000 Brutpaaren angegeben (Erhaltungszustand der Brutvogelarten in Hessen,
STAATLICHE VOGELSCHUTZWARTE FÜR HESSEN RHEINLAND-PFALZ UND DAS SAARLAND, März 2014). Die
Art gilt somit als nicht selten, jedoch werden trendmäßig weitere starke Bestandsabnahmen prognostiziert.

In der Veröffentlichung „Bestandsgrößen und –trends der Brutvögel Deutschlands“ (Dachverband Deutscher
Avifaunisten: Vögel in Deutschland 2013) werden deutschlandweit für den Bluthänfling 125.000-235.000 Brutpaare
angegeben.
Vorhabenbezogene Angaben
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5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum
nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen

Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde der Bluthänfling mit 2 Revieren und jeweils einem
Brutverdacht im Bereich der Trockenbiotope beidseits der Trasse nachgewiesen. Die Art besiedelt hier den locker
mit Gehölzen (Schlehenhecke) bewachsenen Basalthügel im Bereich des nördlich der Trasse befindlichen FFH-
Gebietes „Basaltmagerrasen am Rand der Wetterauer Trockeninsel“ sowie ein sudexponierte Gehölzrandlage im
Bereich der bestehenden Straßenböschungen südlich der Trasse. Die Brutreviere befinden sich innerhalb des 25m
– Korridors zur Bestandtrasse.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Fortpflanzungs- und Ruhestätten (Brutreviere) befinden sich im Nahbereich der
Ausbautrasse. Ein Reviermittelpunkt mit Brutverdacht südlich der
Bestandstrasse befindet sich im flächenbezogenen Wirkraum des Vorhabens.
Hier kommt es zur Überformung der Straßenböschungen und zum Verlust der
Gehölz-/Heckenbestände, was zu einer Zerstörung einer Fortpflanzungs- und
Ruhestätte führt.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Die Vorbereitung des Baufeldes (Baumfällungen / Gehölzrückschnitt) darf nur in der Zeit vom 01.10.
bis 28.02. des Jahres durchgeführt werden.
Nach der Beräumung ist bis zum Baubeginn im Rahmen der ökologischen Baubegleitung
sicherzustellen, dass keine für den Bluthänfling als Nistplatz geeigneten Habitatstrukturen entstehen.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Aufgrund der Mobilität der Art, der geringen Brutorttreue und der vorhandenen Ausweichpotentiale
(Habitatstrukturen im Umfeld wie u.a. die südlich gelegene Streuobstwiese, Feldhecken entlang
Nutzungsgrenzen etc.) mit einem umfangreichen Raum- und Nahrungsangebot ist davon
auszugehen, dass die ökologische Funktion der von dem Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- und
Ruhestätten weiterhin im räumlichen Zusammenhang erfüllt werden kann.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)  ja nein
Im Zuge der Baufeldräumung ist grundsätzlich auch eine Verletzung / Tötung von Jungvögeln
bzw. eine Beschädigung der Gelege möglich.



Hessen Mobil; Straßen- und Verkehrsmanagement
L 3190 zw. NK 5619 021 und NK 5620 005 Station: 2,650 - 4,243
ASB – Unterlage 19.3 - Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

KH Planwerk GmbH 4

Betriebsbedingte Kollisionswirkungen sind aufgrund der bereits vorhandenen Trasse sowie der
geringen Verkehrsmenge (1.345 KFZ/24 h), welche zudem entsprechend der Verkehrsprognose
noch sinken soll, nicht zu erwarten.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V1A – Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den
Zeitraum zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Um zu vermeiden, dass im Eingriffsbereich brütende Vögel verletzt oder getötet werden bzw. ihre
Entwicklungsstadien beschädigt oder zerstört werden, erfolgen die im Zuge der Baufeldräumung
erforderlichen Fällungen und Gehölzrückschnitte sowie sonstige Vegetationsrückschnitte zwischen dem 1.
Oktober und dem 28. Februar (vgl. § 39 Abs. 5 BNatSchG). Nach der Räumung ist bis zum Baubeginn im
Rahmen der ökologischen Baubegleitung sicherzustellen, dass keine für den Bluthänfling als Nistplatz
geeigneten Habitatstrukturen entstehen.

Durch die zeitliche Beschränkung der Baufeldberäumung wird die Gefahr einer Verletzung / Tötung von
Vögeln bzw. die Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsstadien bei den meisten Arten
ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- oder ja  nein
Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)
Im Zusammenhang mit den projektbedingten Verlusten der Fortpflanzungs- und
Ruhestätten kann eine Verletzung bzw. Tötung von Tieren durch die
vorgesehenen Vermeidungsmaßnahme (V1A) ausgeschlossen werden.
Ungeachtet des auf Landesebene ungünstigen Erhaltungszustands ist der Bluthänfling ein relativ
anpassungsfähiger Kulturfolger der halboffenen Landschaft. Von einem erfolgreichen Ausweichen
einzelner unmittelbar betroffener Tiere in die im Umfeld des Bauvorhabens verbleibenden
Lebensräume ist daher auszugehen.

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten
erheblich gestört werden? ja  nein
Der Bluthänfling gehört zu den störungsunempfindlichen Brutvogelarten mit schwacher Lärmempfindlichkeit
(Gruppe 4 nach GARNIEL & MIERWALD 2010). Die Effektdistanz des Bluthänflings ist 200 m sowie einer
Fluchtdistanz (FLADE 1994) von <10-20 m.
1 Brutrevier ist durch den Bau direkt betroffen und geht daher anlagenbedingt verloren, ein kleinräumiges
Ausweichen in nahe gelegene Habitate ist durch die hohe Mobilität  der Art, der geringen Brutorttreue und
der vorh. Ausweichquartiere (Streuobstwiese südl. der Trasse, Gebüschstrukturen an Nutzungsgrenzen)
anzunehmen. Weiterhin handelt es sich hier um eine bestehende Trasse mit geringer Verkehrsdichte (1.350
KFZ/24 h), welche zudem entsprechend der Verkehrsprognose sinken soll. Die Habitateignung für die hier
eher störungsunempfindliche Art nimmt im Nahbereich der Trasse nur sehr gering ab.
Das zweite Brutrevier nördlich der Trasse im Bereich des angrenzenden FFH-Gebietes, wird durch das
Vorhaben nicht berührt und befindet sich nicht im flächenbezogene Wirkraum bzw. Eingriffsbereich des
Vorhabens.
Durch das Vorhaben kann es baubedingt zu Lärmimmissionen und optischer Störungen kommen. Diese
sind jedoch temporär und aufgrund der bestehenden Trasse nicht als signifikant einzustufen. Das nördlich
gelegene Brutrevier hat einen Abstand zum Baufeld von ca. 20 m. Im Bereich des FFH-Gebietes wird das
Baufeld auf ein Minimum begrenzt und die angrenzenden Flächen durch entsprechende Maßnahmen zum
Biotopschutz geschützt (LBP, Maßnahme V6).
Signifikante, populationsgefährdende Störungen sind nicht zu erwarten.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein
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Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“

Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Feldlerche (Alauda arvenis)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Feldlerche (Alauda arvendis)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art
Europäische Vogelart

3-
V
......

RL Deutschland
RL Hessen
ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Die Feldlerche brütet im offenen Gelände mit weitgehend freiem Horizont auf trockenen bis wechselfeuchten Böden.
Sie favorisiert niedrige sowie vielfältig strukturierte Vegetation mit offenen Stellen. Verteilung und Dichte der Art sind
sehr stark von Aussaat und Bearbeitung der Feldkulturen abhängig. Außerhalb der Brutzeit findet man die Lerche auf
abgeernteten Feldern, geschnittenen Grünflächen, Ödland und im Winter auch im Randbereich von Siedlungen.

Die Feldlerche ernährt sich recht vielseitig. Während im Winter überwiegend Pflanzenteile und Samen auf dem
Speiseplan stehen, werden ab Mitte April Insekten, Spinnen, kleine Schnecken und Regenwürmer bevorzugt.

4.2 Verbreitung
Die Feldlerche ist in ganz Europa bis Ostsibirien und Japan verbreitet – mit Ausnahme weiter Teile von
Nordskandinavien und Griechenland.

In Europa leben 40 bis 80 Millionen Brutpaare, davon allein 4 bis 7 Millionen in Polen. Damit erreicht die Art eine der
höchsten Brutpaardichten unter den Offenlandvögeln. Der Bestand in Deutschland lag 1998 bei geschätzt 2,7
Millionen Paare, 2008 waren es gerade noch 300.000 Brutpaare.
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde die Feldlerche mit zwei Brutpaaren auf den Äckern im Lohfeld
(Abstand 90 und 150 m zur Trasse) sowie mit einem weiteren Brutrevier im Westen der Ausbautrasse (Abstand zur
Trasse 220 m) nachgewiesen.
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6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Die Fortpflanzungs- und Ruhestätte der Feldlerche befinden sich innerhalb der strukturarmen
Offenlandschaft (Äcker) südlich der Ausbautrasse in einem Abstand von 90 bis 150 m zur
Trasse sowie ein Brutpaar ca. 220 m nördlich der Ausbautrasse. Beide Bereiche befinden sich
außerhalb des flächenbezogenen Wirkraums der Ausbautrasse.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) ja  nein
Es erfolgt keine Inanspruchnahme von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Feldlerche, daher sind
Individuenverluste im Zuge der Baufeldräumung nicht zu erwarten.
Die Gefahr für Vögel von Autos erfasst zu werden, ist hier aufgrund der bereits bestehenden Trasse und
der geringen Verkehrsdichte (1.350 KFZ/24 h), welche laut Prognose zudem noch etwas sinken soll, nicht
gegeben. Eine über das allgemeine Lebensrisiko hinausgehende Gefährdung durch Kollision kann nicht
hergeleitet werden.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Die Feldlerche gehört zu den störungsunempfindlichen Brutvogelarten mit schwacher Lärmempfindlichkeit
(Gruppe 4 nach GARNIEL & MIERWALD 2010). Die Effektdistanz der Feldlerche liegt bei 500m, die
Fluchtdistanz (FLADE 1995) der Feldlerche sowie weiterer Wiesenvögel liegt bei 100 m.
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Die maßgeblichen Brutreviere der Feldlerche befinden sich deutlich außerhalb des Wirkraumes des
Vorhabens (ca. 100 m südlich). Die Feldlerche ist Standort- bzw. Brutortstreu, der Aktionsradius eher klein.
Weiterhin handelt es sich hier um den Ausbau einer bereits bestehenden Trasse mit einer geringen
Verkehrsdichte (1.350 KFZ/24 h), welche laut Prognose zudem noch etwas sinken soll, nicht gegeben.
Eine signifikante Störung der Art durch das Vorhaben ist bau-, anlage- und betriebsbedingt nicht zu
erwarten.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Goldammer (Emberiza citrinella)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Goldammer (Emberiza citrinella)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V- RL Deutschland
Europäische Vogelart V RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Quellenangaben: - Staatliche Vogelschutzwarte für Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland 2014

Die Goldammer ist ein Brutvogel offener und halboffener Landschaften, auch in offenen Wäldern. Höchste Dichten
finden sich u.a. in verbuschten Trockenrasen, an Feldgehölzen, in Obstbaumbeständen, reich strukturiertem
Grünland und in jungen Nadelbaumpflanzungen. Die Siedlungsdichte liegt hier bei etwa 6-10 Revieren/10 ha
(GEDEON ET AL. 2014). Die Goldammer ist ein Boden- oder Freibrüter, das Nest wird am Boden unter Gras- oder
Krautvegetation oder in kleinen Büschen gebaut, das Gelege umfasst 2-6 Eier, es gibt 2-3 Jahresbruten (SÜDBECK
ET AL. 2005).

4.2 Verbreitung
Das Verbreitungsgebiet der Goldammer reicht im Westen vom nördlichen Portugal über die gemäßigte und boreale
Zone bis zum Baikalsee im Osten. Verbreitungslücken in Europa sind nur der Mittelmeerraum und das nördliche
Skandinavien. In Hessen ist die Art flächendeckend verbreitet. Während der Bestand in Deutschland in den 1990er
Jahren stabil war, ist der Trend seit den späten 1990er Jahren negativ. Die Abnahme wird mit der Intensivierung der
Landwirtschaft und mit zunehmender Aufgabe der Kahlschlagwirtschaft in Verbindung gebracht (GEDEON ET AL.
2014).

Der Brutbestand in Hessen umfasst ca. 200.000 Brutpaare mit lang- und kurzfristigen Bestandsrückgängen und
einem sich verschlechternden Erhaltungszustand.
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Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Die Goldammer, die einen ungünstig-unzureichenden Erhaltungszustand in Hessen aufweist, wurde im Zuge der
avifaunistischen Kartierungen 2018 mit 12 Brutrevieren erfasst, was auf eine hohe Siedlungsdichte im
Untersuchungsraum deutet.

Die Art besiedelt mit Schwerpunkt (9 Brutreviere) den strukturreichen Grünlandstreifen südlich der L 3190, welche
sich durch zahlreiche Hecken und Gehölze (u. a. Streuobst) im Verbund mit Grünlandbeständen auszeichnet. Drei
Brutreviere befinden sich in Waldrandlage zu offenen Lichtungen auf der Nordseite der Ausbautrasse.

5 der erfassten Reviere südlich der Ausbautrasse befinden sich außerhalb der flächigen Wirkzone des Vorhabens
(Abstand zur Trasse 30-75 m). 4 der Reviere befinden sich in einem Abstand von max. 25 m zur Ausbautrasse und
im Eingriffsbereich des Vorhabens. Die 3 Reviere nördlich der Ausbautrasse befinden sich im Abstand zw. 50 und
100 m zur Ausbautrasse und liegen nicht im flächenbezogenen Wirkraum des Vorhabens.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Die bau- und anlagebedingten Gehölzflächenverluste betreffen 4 der hier im Planungsraum
vorkommenden und mit hoher Wahrscheinlichkeit regelmäßig genutzte Fortpflanzungsstätten der
Goldammer.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Die Goldammer ist eine niedrig in Gehölzen oder am Boden von Hecken brütende Art, die alljährlich ein
neues Nest baut. Durch eine auf die Brutzeiten Rücksicht nehmende Baufeldräumung (Rückschnitt / Fällung)
kann die Beschädigung / Zerstörung einer Fortpflanzungsstätte i.S. des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG, die
aufgrund einer zu erwägenden Verlegung des Brutplatzes in den Eingriffsbereich bis zum tatsächlichen
Baubeginn möglich ist, vermieden werden.

V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Die Vorbereitung des Baufeldes (Baumfällungen / Gehölzschnitt / Mahd)) darf nur in der Zeit vom 01.10 bis
28.02. des Jahres durchgeführt werden. Nach der Räumung ist bis zum Baubeginn im Rahmen der
ökologischen Baubegleitung sicherzustellen, dass keine für die Goldammer als Nistplatz geeigneten
Habitatstrukturen entstehen.
Die Zerstörung eines besetzten Nestes kann durch die Vermeidungsmaßnahme verhindert werden. Der
vollständige Funktionsverlust der Fortpflanzungs- und Ruhestätte ist nicht vermeidbar.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Ungeachtet des auf Landesebene ungünstigen Erhaltungszustands ist die Goldammer ein relativ
anpassungsfähiger Kulturfolger der halboffenen Landschaft. Von einem erfolgreichen Ausweichen
einzelner unmittelbar betroffener Tiere in die im Umfeld des Bauvorhabens verbleibenden
Lebensräume (Streuobstwiesen/Grünlandbestände mit Gehölzstrukturen an Nutzungsgrenzen südlich
der Trasse) ist daher auszugehen.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein
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Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)  ja nein
Im Zuge der Baufeldräumung ist grundsätzlich auch eine Verletzung / Tötung von Jungvögeln bzw. eine
Beschädigung der Gelege möglich.
Als Schwellenwert, ab denn die Gefahr für Vögel, von Autos erfasst zu werden, stark ansteigt, nennen
HODSON (1960) 55 km/h und HAMMERICH (1993) 50-60 km/h. Bei der Goldammer besteht kein
Hinweis zu regelmäßig genutzten Flugrouten im Bereich der Trasse. Zudem handelt es sich hier um
eine bereits bestehende Trasse mit geringer Verkehrsdichte 1.350 KFZ/24 h), welche laut Prognose
zudem sinken soll. Ein erhöhtes Tötungsrisiko lässt sich auf Basis der Datenlage hier nicht ableiten.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V1A – Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den
Zeitraum zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Um zu vermeiden, dass im Eingriffsbereich brütende Vögel verletzt oder getötet werden bzw. ihre
Entwicklungsstadien beschädigt oder zerstört werden, erfolgen die im Zuge der Baufeldräumung
erforderlichen Fällungen und Gehölzrückschnitte sowie sonstige Vegetationsrückschnitte (Mahd) zwischen
dem 1. Oktober und dem 28. Februar (vgl. § 39 Abs. 5 BNatSchG). Nach der Räumung ist bis zum
Baubeginn im Rahmen der ökologischen Baubegleitung sicherzustellen, dass keine für den Bluthänfling als
Nistplatz geeigneten Habitatstrukturen entstehen.

Durch die zeitliche Beschränkung der Baufeldberäumung wird die Gefahr einer Verletzung / Tötung von Vögeln
bzw. die Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsstadien bei den meisten Arten ausgeschlossen

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Die Goldammer gehört zur Gruppe der Brutvögel mit schwacher Lärmempfindlichkeit (Gruppe 4 nach
GARNIEL & MIERWALD 2010). Gegenüber verkehrsbedingten Störungen wird – ohne Berücksichtigung
etwaiger Schutzmaßnahmen – eine Effektdistanz von 100 m angegeben. Die planerisch zu
berücksichtigende Fluchtdistanz gegenüber anthropogenen Störungen liegt bei der Goldammer bei 15 m.
Für den Bereich 0-100 m vom Straßenrand wurden 9 Brutpaare nachgewiesen, was bedeutet, dass die
störungsunemfindliche Art gut mit den Vorbelastungen durch die bestehende Trasse zurechtkommt.
Die Goldammer wiest eine geringe Brutortstreue auf, so dass ein kleinräumiges Ausweichen der Art in nahe
gelegene Habitate wahrscheinlich ist. Aufgrund der bereits bestehenden Trasse und geringen
Verkehrsbelastung (1.350 KFZ/24 h) nimmt die Habitateignung im Nahbereich der  Trasse nur sehr gering
ab, zudem stehen weitere geeignete Habitatstrukturen (Streuobstbestand südl. der Trasse, ruderale
Grünlandbestände entlang des Waldränder) im direkten Umfeld des Vorhabens zur Verfügung.
Eine Verschlechterung der bei der Goldammer großräumig (etwa auf der Ebene mehrerer Naturräume)
abzugrenzenden Lokalpopulation ist im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben ausgeschlossen.
Signifikante, populationsgefährdende Störungen der Art sind nicht zu erwarten.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein
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Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG,
ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“

Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG,  ggf.  in Verbindung mit Art. 16
FFH-RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Grauspecht (Picus canus)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Grauspecht (Picus canus)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art 2 RL Deutschland
Europäische Vogelart 2 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Der Grauspecht ist eine typische Art alter strukturreicher Laub- und Mischwälder. Als Nahrungslebensraum
ist er auf strukturreiche Waldränder und waldnahe Offenlandlebensräume angewiesen. Seine Nisthöhlen legt
er bereits im zeitigen Frühjahr in alten, vorzugsweise geschädigten Laubbäumen an. Mehrfachnutzungen
der Baumhöhlen finden zwar statt, der Grauspecht baut aber mit großer Regelmäßigkeit („fast alljährlich“)
eine neue Bruthöhle (BAUER ET AL. 2005). Ab Ende April/Anfang Mai beginnt die Eiablage. Die Brutzeit
endet im Juli (MUNLV 2007). Die Männchen verbleiben zumeist ganzjährig innerhalb ihrer Reviere, die eine
Größe von etwa 1 (2) km² aufweisen (BAUER ET AL. 2005).

4.2 Verbreitung
Die Verbreitung des Grauspechts erstreckt sich in einem schmalen Band vom Westen Frankreichs über weite Teile
Mitteleuropas und Teile Skandinaviens nach Osten bis zum Pazifik (BAUER ET AL. 2005). In Deutschland sind vor
allem die waldreichen Mittelgebirgsregionen besiedelt. In der norddeutschen Tiefebene fehlt der Grauspecht
weitgehend (RHEINWALD 1993). In Hessen ist der Grauspecht in Laub- und Mischwäldern weit verbreitet. Neben
den Mittelgebirgsregionen wird er hier auch häufig in tieferen Lagen als Brutvogel beobachtet. Insgesamt umfasst
der hessische Brutbestand mit 3.000 bis 3.500 Revieren etwa 1/5 des bundesdeutschen Gesamtbestandes (HGON
2010).

Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde der Grauspecht mit zwei Brutrevieren in einem
Buchenaltholzbestand nördlich der L3190 nachgewiesen. Die Art siedelt hier im Westen und Osten der Waldfläche.
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6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Die Fortpflanzungs- und Ruhestätte des Grauspechts (2 Brutreviere) befinden sich nördlich der
Ausbautrasse. Ein Brutrevier befindet sich im Abstand von ca. 30 m, ein weiteres im Abstand von 180
m zur Trasse. Beide Bereiche befinden sich nicht mehr im flächenbezogenen Wirkraum der
Ausbautrasse. Eine Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann daher
ausgeschlossen werden.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) ja  nein
Im Eingriffsbereich befinden sich keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art. Tötungen am Nest
können daher ausgeschlossen werden.
Der Grauspecht gehört zu den Arten, die keine besondere Kollisionsgefährdung aufweisen (vgl.
GARNIEL & MIERWALD 2010). Eine signifikante Erhöhung der Tötungsrate über das allgemeine
Lebensrisiko hinaus ist aufgrund der bereits bestehenden Trasse und der geringen Verkehrsdichte,
welche laut Prognose sogar etwas sinken soll, nicht gegeben. Eine über das allgemeine Lebensrisiko
hinausgehende Gefährdung durch Kollision kann bei dieser Art nicht hergeleitet werden.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja nein
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Der Grauspecht gehört zur Gruppe der Brutvögel mit mittlerer Lärmempfindlichkeit (s. GARNIEL &
MIERWALD 2010). Gegenüber verkehrsbedingten Störungen ist – ohne Berücksichtigung etwaiger
Schutzmaßnahmen – eine Effektdistanz von 400 m und ein kritischer Schallpegel von 58 dB(A) tags
(nach RLS-90) anzunehmen (GARNIEL & MIERWALD 2010). Die Fluchtdistanz des Grauspechtes
liegt bei zwischen 30 und 60 m.
Für den Bereich 0-100 m vom Straßenrand wurde ein Revier nachgewiesen. Das Revier wird durch
den Ausbau (Bereich 0-100 m vom Straßenrand) zu 40% beeinträchtigt (nach Garniel & Mierwald
2010), allerdings erst ab einer Verkehrsmenge von über 10.000 KFZ/24 h. Die Verkehrsmenge der
Ausbautrasse liegt hier nur bei 1.350 KFT/24 h und liegt deutlich unter 58 dB(A) tags, entsprechend
der Verkehrsprognose ist mit einer Abnahme des Verkehrs zu rechen.
Eine geringfügige Störung des einen Reviers ist denkbar, eine Veränderung des Erhaltungszustandes
der lokalen Population ist jedoch ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein
c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen

vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen -
zur Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der
lokalen Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für
die oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen
verbindlich festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16
FFH-RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor
ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Haussperrling (Passer domesticus)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Hausperrling (Passer domesticus)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V RL Deutschland
Europäische Vogelart V RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Der Haussperling ist eine siedlungsgebundene Art. Seine Nester legt er vorzugsweise in Gebäudenischen
an. Als Nistplätze dienen darüber hinaus aber auch Baumhöhlen oder Nistkästen. Er hält sich oft ganzjährig an
seinem Brutplatz auf, an dem auch meist über mehrere Brutzeiten festgehalten wird. Es finden aber auch
Nistplatzwechsel statt oder ein Nest wird durch mehr als ein Brutpaar in der Saison genutzt (s. BAUER ET AL.
2005).
Bevorzugte Nahrungshabitate sind Grünflächen, Gärten und Landwirtschaftsflächen, die ihm ein ausreichendes
Angebot an Sämereien bieten (BAUER ET AL. 2005).

4.2 Verbreitung
Das Verbreitungsgebiet des Haussperlings reicht von der borealen Zone bis in die wechselfeuchten Tropen der
paläarktischen und orientalischen Region (BAUER ET AL. 2005). In Deutschland ist der Haussperling
flächendeckend vertreten (RHEINWALD 1993). Der Brutbestand wird auf 5,6 bis 11 Mio.
Brutpaare geschätzt (SÜDBECK ET AL. 2007). Auch in Hessen ist der Haussperling mit einem Brutbestand
zwischen 165.000 und 293.000 Paaren flächendeckend verbreitet (HGON 2010). Bereits seit den 1970er Jahren
werden bundes- und landesweit Bestandsrückgänge beobachtet, die im wesentliche auf Gebäudesanierungen und
Verstädterung der Siedlungsflächen zurückzuführen sind (HGON 2010).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde der Haussperrling als Brutvogel im Bereich des Hofgutes
Leustadt nachgewiesen.
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6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Die Fortpflanzungs- und Ruhestätte (Brutrevier) befindet sich nördlich der Ausbautrasse im Bereich des Hofgutes
Leustadt in einem Abstand von 900 m zur Ausbautrasse. Dies befindet sich außerhalb des flächenbezogenen
Wirkraums des Vorhabens. Ein direkter Verlust oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist daher
ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) ja nein
Im Eingriffsbereich befinden sich keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art. Tötungen am Nest können daher
ausgeschlossen werden.

Haussperlinge weisen grundsätzlich ein hohes Kollisionsrisiko auf und gehören zu den Vogelarten mit den häufigsten
Verkehrsopfern (vgl. GARNIEL & MIERWALD 2010). Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und der
geringen Verkehrsbelastung (1.350 KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau der
Landesstraße eine über das allgemeine Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch  verkehrsbedingte Kollision
nicht festgestellt.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja nein
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Der Haussperling gehört nach GARNIEL U. MIERWALD (2010) zu den Vogelarten, bei denen Lärm am
Brutplatz unbedeutend ist. Die artspezifische Effektdistanz zu den Revierzentren wird mit 100 m
angegeben. Im Rahmen der Bestandserfassung wurde ein Revier im Abstand von 90m, also innerhalb
der Effektdistanz erfasst.

Bei dem Ausbau handelt es sich jedoch um eine bestehende Trasse mit geringer Verkehrsbelastung
(1.350 KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll. Eine Verschlechterung bzw. signifikante
Störung des Brutrevier des Hausperrlings gegenüber der Bestandssituation ist nicht zu erwarten. Eine
Verschlechterung der Lokalpopulation im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor
ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Hohltaube (Columba oenas)

1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Hohltaube (Columba oenas)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art - RL Deutschland
Europäische Vogelart - RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Als Höhlenbrüter sind Hohltauben auf alte, morsche Bäume mit natürlichen Höhlungen und den Schwarzspecht und
die von ihm gezimmerten Höhlen angewiesen. In unseren Wirtschaftswäldern ist das Angebot an alten, knorrigen,
morschen Bäumen und damit auch an Höhlen knapp. Die Hohltaube baut in der Bruthöhle ein echtes Nest. Viele
andere Tiere wie Dohlen und Waldkäuze, Kleiber, Stare, Fledermäuse oder Hornissen interessieren sich für
dieselben Wohnungen und konkurrieren um diese; so zieht die Hohltaube oft den Kürzeren im Kampf um die
begehrten Brutplätze.
Da die Hohltauben selbst ein Reisignest bauen, sind sie mit weniger komfortablen und wassergefährdeten Höhlen
zufrieden. Die Höhlenbäume können auch in einem dichten Bestand liegen, doch Fichten werden meistens
gemieden, da ihre Wuchsform den Höhlenanflug behindert. An der Küste brüten Hohltauben auch in den
Kaninchenbauten der Dünengebiete. Brandenten sind dort Konkurrenten um diese Bauten, manchmal auch
Mitbewohner in diesen.

Hohltauben legen zwei Eier. Meistens beginnen sie mit der Brut erst, wenn die Höhlenkonkurrenten mit ihrer Brut
fertig sind und die Höhle geräumt haben. Zwei oder drei Bruten hintereinander sind nicht ungewöhnlich. Die
Nestlingsdauer beträgt je nach Wetter zwischen 18 Tagen bei warmen Sonnenwetter und 28 Tagen (dann meist im
August/September). Wenige Tage nach dem Ausfliegen der Jungen legt das Weibchen erneut Eier.
Zur Nahrungssuche begeben sich die tagaktiven Hohltauben auf kurze Wiesen, Felder und andere Freiflächen, wo
sie Sämereien, Gräser, Samen und Beeren finden können. Den Wald und die Nahrungsfläche können dabei bis zu
zwei Kilometer trennen, die täglich überflogen werden. In Gärten tut sich die Hohltaube auch an Erbsen und Beeren
gütlich, auch an anderen Samen. Gern fallen Hohltauben im Getreide ein. Fast immer findet man die Vögel beim
Nahrungserwerb am Boden, besonders in der offenen Landschaft auf brach liegenden oder frisch gepflügten
Feldern.
4.2 Verbreitung
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Europa, Sibirien, Kleinasien und der Norden Afrikas sind die Eckpunkte ihres Verbreitungsgebietes. In Europa geht
man von etwa 600 000 Brutpaaren aus, 10% davon brüten in Deutschland. Interessanterweise gibt es einen
Verbreitungsschwerpunkt im Ruhrgebiet, wo die Hohltauben meist in Nistkästen brüten. Ebenso häufig kommen sie
unter anderem in Schleswig-Holstein und Hessen vor.

Wie bereits erwähnt, sind die Wälder der liebste Rast- und Brutort dieser Art. Reine Fichtenwälder werden
gemieden, aber in Laub- Misch- und Kiefernwäldern könnt ihr den etwas unheimlichen Ruf der Hohltaube von
Februar bis November hören. Generell werden größere Baumbestände gern angenommen, dazu gehören auch
Parks, Alleen und Feldgehölze.

5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum
nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen

Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde die Hohltaube mit fünf Brutrevieren im Bereich eines
Buchenaltholzbestandes nördlich der L3190 nachgewiesen. Die Hohltaube siedelt in alten Spechthöhlen (u.a.
Schwarzspecht) oder in geräumigen Stammhöhlen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Die Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Hohltaube wurden nördlich der Ausbautrasse in einem
Abstand von ca. 50 bis 100 m zur Trasse nachgewiesen. Diese Bereiche befinden sich nicht im
flächenbezogenen Wirkraum der Ausbautrasse. Eine Beschädigung oder Zerstörung von
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten wird ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?
 (Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) ja  nein

Im Eingriffsbereich befinden sich keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art. Tötungen am Nest
können daher ausgeschlossen werden.

Die Hohltaube gehört nicht zu den Vogelarten, die einem erhöhten verkehrsbedingten
Kollisionsrisiko unterliegen, da Straßenräume nicht zu den regelmäßig aufgesuchten
Lebensraumstrukturen der Art gehören (vgl. BAUER ET AL. 2005).

Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und der geringen Verkehrsbelastung (1.350 KFT/24 h),
welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau der Landesstraße eine über das allgemeine
Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte Kollision nicht festgestellt.
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b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Die Hohltaube gehört zur Gruppe der Brutvögel mit mittlerer Lärmempfindlichkeit (s. GARNIEL &
MIERWALD 2010). Gegenüber verkehrsbedingten Störungen ist – ohne Berücksichtigung etwaiger
Schutzmaßnahmen – eine Effektdistanz von 500 m und ein kritischer Schallpegel von 58 dB(A) tags
(nach RLS-90) anzunehmen (GARNIEL & MIERWALD 2010).
Die Nachgewiesen Reviere der Hohltaube befinden sich im Bereich 0-100 m vom Straßenrand. Das
bedeutet sie werden durch den Ausbau (Bereich 0-100 m vom Straßenrand) zu 40% beeinträchtigt
(nach Garniel & Mierwald 2010), allerdings erst ab einer Verkehrsmenge von über 10.000 KFZ/24 h. Die
Verkehrsmenge der Ausbautrasse liegt hier nur bei 1.350 KFT/24 h und liegt deutlich unter 58 dB(A)
tags, entsprechend der Verkehrsprognose ist zudem mit einer Abnahme des Verkehrs zu rechen.
Eine geringfügige Störung der Reviere ist denkbar, entspricht jedoch den Vorbelastungen. Eine
Veränderung des Erhaltungszustandes der lokalen Population ist jedoch ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Klappergrasmücke (Sylvia curruca)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Klappergrasmücke (Sylvia curruca)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art - RL Deutschland
Europäische Vogelart V RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Quellenangaben: Staatliche Vogelschutzwarte für Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland 2014; http://www.natur-
lexikon.com/Texte/HWG/003/00205-Klappergrasmuecke/HWG00205-Klappergrasmuecke.html
Klappergrasmücken sind Brutvögel des offenen und halboffenen Geländes. Sie benötigen niedrige Sträucher oder vom
Boden ab dichte Bäume. In der Kulturlandschaft sind sie in Hecken, Knicks, an Dämmen und in Ödland und auch in
kleinen bepflanzten Flächen anzutreffen. Im Tiefland sind diese Grasmücken meist in der Nähe menschlicher Siedlungen,
oft sogar in Städten, anzutreffen. Weinberge, junge Waldpflanzungen, Baumkulturen, Hecken und Feldgehölze der
Agrarlandschaft werden besonders gern besiedelt, geschlossener Wald wird gemieden.
Kleine, weichhäutige Insekten und deren Entwicklungsstadien werden bevorzugt gegessen. Im Sommer und Herbst, auch
im Winterquartier, gehen die Vögel an Beeren und fleischige Früchte, jedoch nicht in dem Maße wie Mönchsgrasmücken.
Auf dem Frühjahrszug ernähren sich Klappergrasmücken auch von Nektar und Pollen.
Klappergrasmücken sind Langstreckenzieher, die hauptsächlich im Sudan und in Äthiopien überwintern, aber auch im
Tschad und bis nach Niger, Mali und selbst in Arabien, Israel und Ägypten angetroffen wurden. Die Vögel treffen bei uns
in der Regel ab Mitte April ein und verlassen Mitteleuropa von Ende August bis Ende September wieder.
Gemäß GARNIEL et al. (2010) ist die Klappergrasmücke eine schwach lärmempfindliche Art (Gruppe 4), für die eine
Effektdistanz von 100 m angegeben wird. Die Fluchtdistanz beträgt analog zu den Angaben zu anderen Singvögeln
gemäß FLADE (1994) und GASSNER et al. (2010) etwa 10-20 m.

4.2 Verbreitung
Die Klappergrasmücke ist in Europa und Asien verbreitet, kommt aber im äußersten Westen Europas, in Irland, in
Spanien, in Portugal und im westlichen Frankreich nicht vor. Auch in Nordskandinavien und in fast ganz Italien fehlt die
Art. Sie kommt insgesamt nur in geringer Dichte in ihren Brutgebieten vor. In der Schweiz leben ca. 10.000-15.000
Brutpaare, in den Niederlanden etwa 15.000 – 30.000, in Belgien etwa 12.000 und in Großbritannien rund 50.000
Brutpaare.
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In den Alpen ist die Klappergrasmücke ein teilweise ausgesprochener Bergvogel, dessen höchste Brutnachweise mit der
Waldgrenze zusammenfallen.
Die Klappergrasmücke besiedelt Hessen flächendeckend in geringer Dichte mit Ausnahme großer zusammenhängender
Waldgebiete ohne offensichtliche Verbreitungsschwerpunkte mit einem Bestand von 6.000-14.000 Revieren (STÜBING et
al. 2010).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Die Klappergrasmücke wurde mit zwei Brutrevieren im Bereich eines Trockenbiotops nördlich des Lohfeldes beidseitig
der Ausbautrasse nachgewiesen. Die Art besiedelt hier mit einem Brutpaar die Hecken an der L 3190 innerhalb des
25m-Korridors südlich der Ausbautrasse. Das 2. Brutrevier befindet sich ca. 70m nördlich der Trasse im Bereich des
Gehölzrandes in einem Seitentälchen westlich des Basalthügels.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§
44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Ein Revier der Klappergrasmücke befindet sich im Eingriffsbereich (Böschungsbereich südl. der Trasse,
Abstand < 25 m). Bei der Baufeldräumung während der Brutzeit ist von einer Zerstörung der Fortpflanzungs-
und Ruhestätte auszugehen. Die Straße wird in diesem Abschnitt nach Süden verschoben, um den Abstand
zwischen Straße und dem nördlich angrenzenden FFH-Gebiet etwas zu vergrößern und die Beeinträchtigung
des Gebietes zu vermeiden.
Das zweite Revier befindet sich außerhalb des Eingriffsbereiches (70 m Entfernung nördlich der geplanten
Straße). Hier ist von keiner Zerstörung der Fortpflanzungs- und Ruhestätte auszugehen.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Die Klappergrasmücke ist eine in dichten Gehölzen / Hecken gern bodennah brütende Art.
V1A Beschränkung der Baufeldfreimachung auf den Zeitraum zwischen dem 1. November und dem 28.
Februar
Durch eine auf die Brutzeiten Rücksicht nehmende Baufeldräumung (Baumfällungen / Gehölzschnitt / Mahd) im
Zeitraum zwischen 01.10. und 28.02. kann eine Beschädigung und Zerstörung der Brut vermieden werden. Nach
der Räumung ist bis zum Baubeginn im Rahmen der ökologischen Baubegleitung sicherzustellen, dass keine für die
Klappergrasmücke als Nistplatz geeigneten Habitatstrukturen im Baufeld entstehen.

Die Maßnahme verhindert die Zerstörung von aktuell genutzten Fortpflanzungs- und Ruhestätten.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Lebensräume der Klappergrasmücke wie offenes und halboffenes Gelände mit niedrigen Sträuchern
oder vom Boden ab dichte Bäume sind beidseits im Umfeld der Ausbautrasse, sowie direkt westlich
an den Eingriffsbereich vorhanden. Von einem erfolgreichen Ausweichen einzelner unmittelbar
betroffener Tiere in die im Umfeld des Bauvorhabens derzeit nicht besetzten Habitate / Lebensräume
ist daher auszugehen.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein
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Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od.  getötet  werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)  ja nein
Im Zuge der Baufeldräumung ist grundsätzlich auch eine Verletzung / Tötung von Jungvögeln bzw. eine
Beschädigung der Gelege möglich.

Die Klappergrasmücke gehört nicht zu den Vogelarten, die einem erhöhten verkehrsbedingten
Kollisionsrisiko unterliegen, da Straßenräume nicht zu den regelmäßig aufgesuchten Lebensraum-
strukturen der Art gehören (vgl. BAUER ET AL. 2005).

Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und der geringen Verkehrsbelastung (1.350 KFT/24 h),
welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau der Landesstraße eine über das allgemeine
Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte Kollision nicht festgestellt.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A – Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt)
auf den Zeitraum zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Um zu vermeiden, dass im Eingriffsbereich brütende Vögel verletzt oder getötet werden bzw. ihre
Entwicklungsstadien beschädigt oder zerstört werden, erfolgen die im Zuge der Baufeldfreimachung
erforderlichen Fällungen und Schnittmaßnahmen sowie sonstige Vegetationsrückschnitte (Mahd) zwischen
dem 1. Oktober und dem 28. Februar (vgl. § 39 Abs. 5 BNatSchG). Nach der Räumung ist bis zum
Baubeginn im Rahmen der ökologischen Baubegleitung sicherzustellen, dass keine für die
Klappergrasmücke als Nistplatz geeigneten Habitatstrukturen im Baufeld entstehen.

Durch die zeitliche Beschränkung der Baufeldberäumung wird die Gefahr einer Verletzung / Tötung von
Vögeln bzw. die Beschädigung oder Zerstörung ihrer Fortpflanzungsstadien ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)
Im Zusammenhang mit den projektbedingten Verlusten der Fortpflanzungs- und
Ruhestätten kann eine Verletzung bzw. Tötung von Tieren durch die vorgesehenen
Vermeidungsmaßnahme (V1A) ausgeschlossen werden.
Eine signifikante populationsgefährdende Beeinträchtigung ist hier nicht festzustellen.

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Die Klappergrasmücke gehört zur Gruppe der Brutvögel mit schwacher Lärmempfindlichkeit (Gruppe 4 nach
GARNIEL & MIERWALD 2010). Die Effektdistanz der Klappergrasmücke ist 100 m gemessen von der
Straßenaußenkante.
Eine Fortpflanzungsstätte ist durch den Bau direkt betroffen und geht daher anlagenbedingt
verloren.
Das 2. Brutrevier nördlich der Trasse (Abstand ca. 70 m) wird durch das Vorhaben nicht berührt,
befindet sich jedoch innerhalb der Effektdistanz von 100 m.

Bei dem Ausbau handelt es sich jedoch um eine bestehende Trasse mit geringer Verkehrsbelastung (1.350
KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll. Eine Verschlechterung bzw. signifikante Störung des
Brutrevier der Klappergrasmücke gegenüber der Bestandssituation ist nicht zu erwarten. Eine
Verschlechterung der Lokalpopulation im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben ist ausgeschlossen.
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b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“

Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Kleinspecht (Dryobates minor)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Kleinspecht (Dryobates minor)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V RL Deutschland
Europäische Vogelart V RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Der Kleinspecht ist eine typische Art lichter Laub- und Mischwälder sowie feuchter Erlen- und
Hainbuchenwälder mit hohem Anteil an Bruch- und Totholz (MUNLV 2007). Seine Nisthöhlen legt er i.d.R.
alljährlich neu bevorzugt in Weichhölzern (v.a. Pappeln, Weiden) an. Z.T. werden mehrere Höhlen
gleichzeitig gebaut (BAUER ET AL. 2005). Die Höhlen werden meist einmalig, teilweise aber auch mehrfach
genutzt. Außerhalb der Brutzeit ist er in den verschiedensten Lebensräumen anzutreffen. Die Reviergrößen
umfassen zur Brutzeit i.d.R. eine Fläche von 15 ha bis 25 ha. Deutlich größer sind die Streifgebiete während
der Balzzeit. Hier werden im Mittel Gebiete von 130 ha genutzt (BAUER ET AL. 2005).

4.2 Verbreitung
Der Kleinspecht bewohnt den Waldgürtel von SW-Europa und Großbritannien bis Kamtschatka, Nordkorea und
Hokkaido. Deutschland ist annähernd flächendeckend besiedelt (RHEINWALD 1993). In Hessen ist der
Kleinspecht in unterschiedlicher Dichte ebenfalls nahezu flächendeckend vertreten. Insgesamt wird der aktuelle
hessische Brutbestand auf 3.000 bis 4.500 Reviere geschätzt (HGON 2010).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde der Kleinspecht mit einem Brutrevier im Bereich eines an
Totholz reichen Akazienbestandes nördlich der L 3190 nachgewiesen. Die Art konnte hier nur einmal klopfend
im Gebiet nachgewiesen werden. Es wurde dennoch hier ein Brutverdacht ausgesprochen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
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6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Eine Fortpflanzungs- und Ruhestätte (1 Brutrevier) befindet sich im Bereich eines an Totholz
reichen Akazienbestandes nördlich der Ausbautrasse in ca. 50 m Abstand. Dieser Bereich
befindet sich nicht mehr im flächenbezogenen Wirkraum der Ausbautrasse.
Im angrenzenden Waldbereich nördlich der Trasse kommt es zum anlagebedingten Verlust
von Quartier-/Höhlenbäumen, die eine Eignung von Nistbäumen für den Kleinspecht
aufweisen können.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.
Der Kleinspecht baut i.d.R. alljährlich eine neue Nisthöhle.
Durch eine auf die Brutzeiten Rücksicht nehmende Baufeldräumung kann die Beschädigung / Zerstörung
einer Fortpflanzungsstätte i.S. des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG weitgehend vermieden werden.
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Die erforderlichen Fällarbeiten werden auf die Herbst- und Wintermonate beschränkt. Hierdurch werden
auch Fortpflanzungsstättenverluste des i.d.R. zwischen März und Juni brütenden Kleinspechts vermieden.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Aktuell nicht vom Kleinspecht besiedelte Ausweichlebensräume sind im näheren Umfeld der
betroffenen Lebensräume in ausreichendem Umfang vorhanden (76 Stück verbleibende
Höhlenbäume im Umkreis des Vorhabens). Spezielle Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen
Funktion im räumlichen Zusammenhang sind daher nicht erforderlich.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?  ja nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Es ist davon auszugehen, dass von den erforderlichen Fäll- und Rodungsarbeiten auch Höhlenbäume
des Kleinspechts betroffen sein werden. Die Zerstörung einzelner Nester inkl. Gelege bzw. die
Verletzung von Jungvögeln ist dabei nicht ausgeschlossen.
Eine über das allgemeine Lebensrisiko hinausgehende Gefährdung durch betriebsbedingte
Kollisionen ist beim Kleinspecht nicht zu erwarten, da Straßenräume nicht zu den regelmäßig
aufgesuchten Lebensraumstrukturen der Art gehören (vgl. BAUER ET AL. 2005)

Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und der geringen Verkehrsbelastung (1.350
KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau der Landesstraße eine über das
allgemeine Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte Kollision nicht festgestellt.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A – Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen /
Gehölzschnitt) auf den Zeitraum zwischen dem 1. Oktober und dem 28.
Februar
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Um zu vermeiden, dass im Eingriffsbereich brütende Vögel verletzt oder getötet werden bzw. ihre
Entwicklungsstadien beschädigt oder zerstört werden, erfolgen die im Zuge der Baufeldfreimachung
erforderlichen Fällungen und Schnittmaßnahmen sowie sonstige Vegetationsrückschnitte (Mahd)
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar (vgl. § 39 Abs. 5 BNatSchG). Nach der Räumung ist
bis zum Baubeginn im Rahmen der ökologischen Baubegleitung sicherzustellen, dass keine für die
Klappergrasmücke als Nistplatz geeigneten Habitatstrukturen im Baufeld entstehen.

Durch die zeitliche Beschränkung der Baufeldberäumung wird die Gefahr einer Verletzung / Tötung
von Vögeln bzw. die Beschädigung oder Zerstörung ihrer Fortpflanzungsstadien ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Der Kleinspecht gehört zur Gruppe der Brutvögel mit mittlerer Lärmempfindlichkeit (s. Gruppe 2 nach
GARNIEL & MIERWALD 2010). Gegenüber verkehrsbedingten Störungen wird – ohne
Berücksichtigung etwaiger Schutzmaßnahmen – eine Effektdistanz von 200 m (gemessen ab
Straßenrand) angegeben (GARNIEL & MIERWALD 2010). Die Flutdistanz ist mit <10bis 30 m gering
(FLADE 1994).

Das aktuelle Revier des Kleinspechts befindet sich in einem Abstand von ca. 50 m. Des Weiteren
stehen weitere potenzielle Höhlen-/Quartierbäume (76 Stück) als potenzielle Ausweichquartiere im
direkten Umfeld bzw. innerhalb der Effektdistanz von 200 m, zur Verfügung.

Bei dem Ausbau handelt es sich jedoch um eine bestehende Trasse mit geringer Verkehrsbelastung
(1.350 KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll. Eine Verschlechterung bzw. signifikante
Störung des Reviers des Kleinspechts gegenüber der Bestandssituation ist nicht zu erwarten. Eine
Verschlechterung der Lokalpopulation im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben ist
ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Kuckuck (Cuculus canorus)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Kuckuck (Cuculus canorus)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V RL Deutschland
Europäische Vogelart 3 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Das Schicksal der Kuckucke ist aufgrund der außergewöhnlichen Lebensweise ganz eng an das Leben der
jeweiligen Wirtsvogelart gebunden. Viele dieser Vogelarten, wie der Rohrsänger, der Wiesenpieper, der Neuntöter,
werden immer seltener. Ihr Bestandsrückgang betrifft auch den Kuckuck, der in seinem Revier nicht mehr genügend
Nester zur Eiablage findet. Deshalb hört man den Ruf des Kuckucks immer seltener.

Optisch erinnert der etwa taubengroße Kuckuck an einen kleinen Greifvogel. Die Männchen sind überwiegend
schiefergrau, die Weibchen leicht rostfarben gefärbt. Aber man bekommt sie nur selten zu Gesicht, weil Kuckucke
versuchen, nicht aufzufallen und schon bald nach der Eiablage wieder Richtung Süden ziehen.

Der Kuckuck ist ein Insektenfresser. Zu seiner Lieblingsspeise zählen Schmetterlingsraupen, aber auch
Heuschrecken, Käfer und Libellen. Solche Insekten werden meist von Sitzwarten aus gezielt angeflogen, Raupen
dagegen von Blättern und Zweigen aufgesammelt. Weibchen verzehren auch Singvogeleier.

Männchen und Weibchen gehen keine längere Paarbindung ein. Nicht einmal eine kurzfristige Bindung, die länger
als einen Tag dauert, ist belegt. Die größte Besonderheit ist ihr Brutparasitismus: Nach genauer Beobachtung
verteilt das Weibchen seine Eier gezielt auf die Nester anderer Vögel. Diese Wirtsvögel sind viel kleiner als der
Kuckuck selber. Die Eiablage erfolgt in nur wenigen Sekunden, wobei in jedes Nest nur ein Ei gelegt wird.

Männchen und Weibchen des Kuckucks sind territoriale Vögel. Männchen besetzen ein Revier, das etwa 30 Hektar
groß ist und was sich mit dem anderen Männchen überlappen kann. Weibchen konkurrieren untereinander
ebenfalls um Reviere, die ein großes Angebot an Nestern geeigneter Wirtsvögel anbieten und die eine
ausreichende Dichte an Hecken und Bäumen haben, von denen aus das Kuckuckweibchen die Nester der
Wirtsvögel ausspähen kann.[21] In kleineren Gebieten, in denen die Nesteranzahl der Wirtsvögel nicht sehr hoch
ist, kann ein einzelnes Weibchen durchaus ein Revier alleine besetzen. Typischerweise ziehen Gebiete mit einer
großen Anzahl von potentiellen Wirtsnestern jedoch mehrere Kuckuckweibchen an.

4.2 Verbreitung



Hessen Mobil; Straßen- und Verkehrsmanagement
L 3190 zw. NK 5619 021 und NK 5620 005 Station: 2,650 - 4,243
ASB – Unterlage 19.3 - Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

KH Planwerk GmbH 35

Kuckucke sind sehr anpassungsfähig. In Europa fühlen sie sich überall dort wohl, wo entsprechende Wirtsvögel
leben. In Hessen ist er mit Ausnahme geschlossener Wälder und Innenstädte überall zu finden. Dabei bevorzugt er
die Auen der Flüsse. Seine Lieblingsspeise sind behaarte Raupen, aber auch Heuschrecken, Käfer und Libellen
werden nicht verschmäht. Der Brutpaarbestand in Hessen liegt zw. 1.500 – 3.000 (HGON 2006).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen  sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde der Kuckuck mit einem Brutrevier im Bereich des Lohfeldes im
Abstand von ca. 260 m zur Ausbautrasse nachgewiesen. Die Art wurde hier zwischen der Nidderaue im Osten und
den Waldrändern im Westen mehrfach beobachtet bzw. verhört. Potenziellen Wirtsvögeln wie Wiesenpieper und
Neuntöter wurden ebenfalls im des Planungsraumes nachgewiesen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Die Fortpflanzungs- und Ruhestätte (Brutrevier) befindet sich südlich der Ausbautrasse in einem Abstand von
ca. 260 m. Dies ist deutlich außerhalb des flächenbezogenen Wirkraums / Eingriffsbereiches der
Ausbautrasse. Ein direkter Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestättens ist ausgeschlossen.

Potenzielle Reviere von Wirtsvögel wie vom Wiesenpieper befinden sich vor allem südwestlich Reviers des
Kuckucks, außerhalb des Wirkraumes des Vorhabens. Ein Nachwies des Neuntöters, welcher auch als
Wirtsvogel dient, befindet sich südlich der Ausbautrasse im flächenbezogenen Wirkraum / Eingriffsbereich des
Vorhabens.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Die Vorbereitung des Baufeldes darf nur in der Zeit vom 01.10. bis 28.02. des Jahres durchgeführt werden
(V1).
Durch eine auf die Brutzeiten Rücksicht nehmende Baufeldräumung (Fällung / Rückschnitt) kann die
Beschädigung / Zerstörung einer Fortpflanzungsstätte i.S. des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG weitgehend
vermieden werden.
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung ((Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Nach der Beräumung ist bis zum Baubeginn im Rahmen der ökologischen Baubegleitung sicherzustellen, dass
keine für den Kuckuck bzw. seiner Wirtvögel als Nistplatz geeignete Habitatstrukturen entstehen.

Durch die zeitliche Beschränkung der Baufeldfreimachung wird die Gefahr der Zerstörung aktueller
Fortpflanzungs- und Ruhestädten vermieden.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Bei dem Eingriff handelt es sich nicht um die Zerstörung einer nachgewiesenen Fortpflanzungs- und Ruhestätte
des Kuckucks, vielmehr um eine potenzielle Fortpflanzungsstätte eines Wirtsvogels.

Aufgrund der hohen Anpassungsfähigkeit der Art und der vorhandenen Ausweichpotenziale (Habitatstrukturen,
Vorkommen von Wirtsvögel) mit einem umfangreichen Raum- und Nahrungsangebot ist davon auszugehen,
dass die ökologische Funktion der von dem Eingriff betroffenen potenziellen Fortpflanzungsstätte weiterhin im
räumlichen Zusammenhang erfüllen kann.
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d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)  ja nein
Das Brutrevier des Kuckucks befindet sich deutlich außerhalb des Eingriffsbereiches/Wirkraumes der Ausbautrasse.
Ein Nachwies des Neuntöters, welcher auch als Wirtsvogel dient, befindet sich südlich der Ausbautrasse im
flächenbezogenen Wirkraum / Eingriffsbereich des Vorhabens.

Im Zuge der Baufeldräumung kann es daher grundsätzlich auch zu Verletzungen von Jungvögeln bzw. eine
Beschädigung der Gelege kommen.

Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und der geringen Verkehrsbelastung (1.350 KFT/24 h),
welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau der Landesstraße eine über das allgemeine
Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte Kollision nicht festgestellt.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A – Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen /
Gehölzschnitt) auf den Zeitraum zwischen dem 1. Oktober und dem 28.
Februar
Um zu vermeiden, dass im Eingriffsbereich brütende Vögel verletzt oder getötet werden bzw. ihre
Entwicklungsstadien beschädigt oder zerstört werden, erfolgen die im Zuge der Baufeldfreimachung
erforderlichen Fällungen und Schnittmaßnahmen sowie sonstige Vegetationsrückschnitte (Mahd)
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar (vgl. § 39 Abs. 5 BNatSchG). Nach der Räumung ist
bis zum Baubeginn im Rahmen der ökologischen Baubegleitung sicherzustellen, dass keine für die
Klappergrasmücke als Nistplatz geeigneten Habitatstrukturen im Baufeld entstehen.

Durch die zeitliche Beschränkung der Baufeldberäumung wird die Gefahr einer Verletzung / Tötung
von Vögeln bzw. die Beschädigung oder Zerstörung ihrer Fortpflanzungsstadien ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Der Kuckuck ist eine lärmunempfindliche Art (vgl. GARNIEL & MIERWALD 2010). Die Effektdistanz
beträgt 300 m gemessen vom Straßenrand wie auch bei seinen Wirtsvögeln dem Neuntöter und dem
Wiesenpieper.

Ein potenzielles Brutrevier eines Wirtsvogels ist durch den Bau direkt betroffen und geht daher
anlagenbedingt verloren. Ein Ausweichen der Art in nahe gelegene Habitate ist durch die hohe
Anpassungsfähigkeit der Art und der vorh. potenziellen Ausweichquartiere und Vorkommen von
Wirtsvögeln anzunehmen.

Bei dem Ausbau handelt es sich jedoch um eine bestehende Trasse mit geringer Verkehrsbelastung
(1.350 KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll. Eine Verschlechterung bzw. signifikante
Störwirkungen des Kuckucks und dessen Wirtsvögel gegenüber der Bestandssituation sind nicht zu
erwarten. Eine Verschlechterung der Lokalpopulation im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben ist
ausgeschlossen.
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b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“

Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Mäusebussard (Buteo buteo)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Mäusebussard (Buteo buteo)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V RL Deutschland
Europäische Vogelart 3 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Lebensraum des Mäusebussards sind Waldränder und Feldgehölze.

Der Mäusebussard bewohnt vor allem kleine Waldgebiete mit angrenzenden, offenen Landschaften, wo er fast
ausschließlich seine Nahrung sucht. Im Umfeld des Waldes bevorzugt er Weiden, Wiesen, Heide und
Feuchtgebiete oder durch Menschen kurzgehaltene Vegetation. Bruten in Höhen über 1000 Meter über dem
Meeresspiegel sind selten. Oft sind Mäusebussarde entlang von Autobahnen auf Pfosten sitzend zu sehen, da sie
diese und andere Wege bei der Jagd absuchen

Bei der Nistplatzwahl werden Waldkanten kleinerer Altholzbestände bevorzugt, seltener wird das Innere
geschlossener Wälder oder schmale Grenzstreifen zwischen Feldern oder Einzelbäume besiedelt. Zunehmende
Besiedlungen baumarmer Landschaften wurden auf Kontrollflächen beobachtet. Dabei wurde auch ein hoher Anteil
von Bruten in Pappelreihen festgestellt, aber auch auf Einzelbäumen und in Kleingehölzen im Abstand von unter
hundert Metern zu Einzelgehöften. Diese Neubesiedlungen wurden schon davor als nicht selten bezeichnet. Es gibt
erfolgreiche Bruten in direkter Nähe zu Häusern im Siedlungsbereich.

Die Wahl der Art des Nistbaums, der meistens an der Basis mindestens 20 Zentimeter Durchmesser hat, ist vom
lokalen Angebot abhängig. In Brandenburg dominiert dabei die Kiefer, gefolgt von Eiche, Buche, Erle, Birke oder
Weide, auf der Schwäbischen Alb die Buche, weit vor Eiche, Fichte, Tanne u. a., wobei das Nest dort im Mittel in
etwa 18 Meter Höhe gebaut wird. Das Nest wird am Stammende in Astabzweigungen oder in Stammnähe auf
Seitenästen angelegt. Der Mäusebussard ist standorttreu. Er sucht sein Horst jedes Jahr aufs Neue auf.

Ein mehr oder weniger großer Teil des Mäusebussardbestandes verlässt im Herbst die Brutgebiete. Besonders
Jungvögel der heimischen Vorkommen fliegen im Herbst in westliche Richtungen, bei ausgeprägten Schneelagen
verlassen auch Altvögel das Brutgebiet. Wie Ringfunde belegen, rasten und überwintern Mäusebussarde aus
Nordeuropa, aber auch aus Ostdeutschland in NRW. An einem schönen Oktober- oder Märztag kann man an
geeigneter Stelle durchaus mehrere Dutzend Mäusebussarde innerhalb weniger Stunden durchziehen sehen.
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4.2 Verbreitung
Der Mäusebussard ist der in Mitteleuropa am weitesten verbreitete Greifvogel. Seit der Einführung der ganzjährigen
Schonzeit (1970) ist eine deutliche Zunahme der Population festzustellen. In seinem europäischen
Verbreitungsgebiet sind es vor allem nordische Länder, in denen das Zugverhalten besonders stark ausgeprägt ist.
Ein Großteil der skandinavischen Populationen überwintern in Mittel- und Südwesteuropa.
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen (2018) wurde der Mäusebussard mit einer Brut im Südwesten des
Untersuchungsraumes erfasst. Der besetzte Horst befindet sich in einer mittelalten Buche. Im Rahmen der
Horstkartierung in der 300m – Zone des Untersuchungsraumes wurden im Frühjahr 2018 zuvor neun Horste von
Großvögeln erfasst, welche sich auf die Waldungen im Südwesten des Untersuchungsgebietes beschränken. Im
Rahmen der nachfolgenden Horstkontrollen wurde die vorgenannte Brut des Mäusebussards belegt.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Die Fortpflanzungs- und Ruhestätte (Brutrevier) des Mäusebussards befindet sich südwestlich der Ausbautrasse
in einem Abstand von ca. 100 m. Dies ist deutlich außerhalb des flächenbezogenen Wirkraums /
Eingriffsbereiches der Ausbautrasse. Ein Verlust und eine Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist
ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) ja  nein
Das Brutrevier des Mäusebussards befindet sich deutlich außerhalb des Eingriffsbereiches/Wirkraumes der
Ausbautrasse. Verletzungen und Tötungen der Art können daher ausgeschlossen werden.

Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und der geringen Verkehrsbelastung (1.350 KFT/24 h),
welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau der Landesstraße eine über das allgemeine
Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte Kollision nicht festgestellt.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
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oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Der Mäusebussard gehört zu den eher lärmunempfindlichen Arten (vgl. GARNIEL & MIERWALD 2010).
Die Effektdistanz beträgt 400 m gemessen vom Straßenrand. Die Fluchtdistanz / Horstschutzzone
beträgt 100 m (FLADE 1994).

Das Revier bzw. der aktuelle Horststandort befindet sich in 100 m Entfernung zum Vorhaben. Die
Hostschutzzone ist dabei eingehalten.

Bei dem Ausbau handelt es sich jedoch um eine bestehende Trasse mit geringer Verkehrsbelastung
(1.350 KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll. Eine Verschlechterung bzw. signifikante
Störung des Reviers gegenüber der Bestandssituation ist nicht zu erwarten. Eine Verschlechterung der
Lokalpopulation im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Neuntöter (Lanius collurio)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Neuntöter (Lanius collurio)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art - RL Deutschland
Europäische Vogelart V RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Der Neuntöter ist ein Brutvogel reich strukturierter, offener bis halb offener Landschaften in thermisch günstiger Lage.
Dazu gehören z. B. Heckenlandschaften, Trocken- und Magerrasen, frühe Stadien von Sukzessionsflächen,
Feldgehölze, Weinberge, Streuobstwiesen, Ödländer, Moore, verwilderte Gärten usw. Die Nester befinden sich meist
in bis zum Boden Deckung bietenden Hecken oder Gebüschen.
Die ersten Neuntöter kehren ausnahmsweise schon Mitte April, zumeist Ende April bis Anfang Mai aus den
Winterquartieren zurück, wobei es sich bei den Erstankömmlingen meistens um Männchen handelt. Brutortstreue ist
vorhanden. Der Neuntöter zieht dann in kleinen Trupps von 2 bis 7 (15) Exemplare, rastet auf Koppeln und Weiden
mit Sträuchern, auch in Obstbaumgelände oder sogar Hausgärten. Der Wegzug beginnt u. U. schon Ende Juli, in
seltenen Ausnahmen werden Vögel noch im Oktober angetroffen. Nahrung: größtenteils Insekten, aber auch
Wirbeltiere einschließlich Jungvögeln und kleinen Reptilien, ausnahmsweise Kleinsäuger; hortet Nahrung.

4.2 Verbreitung
In Deutschland liegt der Verbreitungsschwerpunkt in Mittelgebirgsregionen mit extensiver Wiesenbewirtschaftung und
hohem Heckenanteil, in großen Mooren oder anderen sogenannten Brachflächen.
Die Bestände des Neuntöters in Mitteleuropa haben in den letzten Jahrzenten deutlich abgenommen. „Der Verlust an
Lebensräumen wie Streuobstwiesen und Heckenlandschaften und der zunehmende Schwund an Insekten als
Nahrungstiere hat die hessischen Bestände auf aktuell unter 10.000 Brutpaare sinken lassen.
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen (2018) wurde der Neuntöter mit zwei Brutpaaren im Bereich des
strukturreichen Offenlandes nachgewiesen. Die Art besiedelt hier die Hecken zwischen der L 3190 sowie einen
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nördlich angrenzenden Trockenbiotop sowie das mit Hecken und Streuobst bestandene Wiesentälchen auf der
Südseite der Ausbautrasse.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten

(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Eine Fortpflanzungs- und Ruhestätte (Brutrevier) befindet sich südlich im Böschungsbereich der
Trasse und somit im direkten Eingriffsbereich des Vorhabens. Hier kommt es zur Überformung der
Straßenböschung und zum Verlust der Gehölz-/Heckenbestände, was zur Zerstörung einer
Fortpflanzungs- und Ruhestätte führt.
Ein zweites Brutrevier befindet sich nördlich in einem Abstand von ca. 100 m zur Ausbautrasse. Dieser
Bereich befindet sich nicht mehr im flächenbezogenen Wirkraum bzw. Eingriffsbereich der
Ausbautrasse.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Die Vorbereitung des Baufeldes darf nur in der Zeit vom 01.10. bis 28.02. des Jahres durchgeführt werden.
Durch eine auf die Brutzeiten Rücksicht nehmende Baufeldräumung (Fällung / Rückschnitt) kann die
Beschädigung / Zerstörung einer Fortpflanzungsstätte i.S. des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG weitgehend
vermieden werden. Die Zerstörung eines besetzten Nestes kann durch die Vermeidungsmaßnahme verhindert
werden. Der vollständige Funktionsverlust der Fortpflanzungs- und Ruhestätte ist nicht vermeidbar.
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum
zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Nach der Beräumung ist bis zum Baubeginn im Rahmen der ökologischen Baubegleitung sicherzustellen, dass
keine für den Neuntöter als Nistplatz geeignete Habitatstrukturen entstehen.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Aufgrund der vorhandenen Ausweichpotenziale (Habitatstrukturen im Umfeld wie u.a. die südlich im
Wiesentälchen befindliche Streuobstfläche, Feldhecken) mit einem umfangreichen Raum- und
Nahrungsangebot ist davon auszugehen, dass die ökologische Funktion der vom Eingriff betroffenen
Fortpflanzungs- und Ruhestätten weiterhin im räumlichen Zusammenhang erfüllt werden kann.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?  ja nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Eine Verletzung bzw. Tötung im Zuge der Baufeldräumung ist durchaus möglich. Nach momentanem
Kenntnisstand befindet sich ein Brutrevier des Neuntöters im flächenbezogenen Wirkraum /
Eingriffsbereichs (bau- sowie anlagenbedingt).
Der Neuntöter gehört zu den Arten, die keine besondere Kollisionsgefährdung aufweisen (vgl. GARNIEL &
MIERWALD 2010, BAUER ET AL. 2005). Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und  der
geringen Verkehrsbelastung (1.350 KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau
der Landesstraße eine über das allgemeine Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte
Kollision nicht festgestellt.
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b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum zwischen dem
1. Oktober und dem 28. Februar

Um zu vermeiden, dass im Eingriffsbereich brütende Vögel verletzt oder getötet werden bzw. ihre
Entwicklungsstadien beschädigt oder zerstört werden, erfolgen die im Zuge der Baufeldfreimachung
erforderlichen Baumfällungen, Gehölzschnittmaßnahmen sowie sonstige Vegetationsrückschnitte
(Mahd) zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar (vgl. § 39 Abs. 5 BNatSchG).

Durch die zeitliche Beschränkung der Baufeldberäumung wird die Gefahr einer Verletzung / Tötung von
Vögeln bzw. die Beschädigung oder Zerstörung ihrer Fortpflanzungsstadien ausgeschlossen.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Der Neuntöter ist eine gegenüber verkehrsbedingten Lärmwirkungen wenig empfindliche Art.
Auswirkungen durch sonstige verkehrsbedingte Störungen sind bis zu einem Abstand von 200 m vom
Straßenrand zu erwarten (s. GARNIEL &MIERWALD 2010). Die Fluchtdistanz ist mit <10 bis 30 m gering
(FLADE 1995).

Ein Brutrevier geht anlagebedingt verloren. Das zweite Brutrevier, nördlich der Trasse, befindet sich im
Abstand von 100 m zum Vorhaben und somit innerhalb der Effektdistanz von 200 m, jedoch außerhalb der
Fluchtdistanz des Neuntöters.

Bei dem Ausbau handelt es sich jedoch um eine bestehende Trasse mit geringer Verkehrsbelastung (1.350
KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll. Eine Verschlechterung bzw. signifikante Störung des
Reviers gegenüber der Bestandssituation sind nicht zu erwarten. Eine Verschlechterung der
Lokalpopulation im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?
Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“



Hessen Mobil; Straßen- und Verkehrsmanagement
L 3190 zw. NK 5619 021 und NK 5620 005 Station: 2,650 - 4,243
ASB – Unterlage 19.3 - Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

KH Planwerk GmbH 45

Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Pirol (Oriolus oriolus)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Pirol (Oriolus oriolus)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V- RL Deutschland
Europäische Vogelart V RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Der Pirol ist eine Charakterart lichter, vorzugsweise feuchter Laubwälder und gewässerbegleitender
Auwälder. Zu den häufiger bewohnten Lebensräumen des Pirols gehören neben naturnahen Laubwäldern auch
Pappelforste, Alleen oder alte Obstwiesen (MUNLV 2007, BAUER ET AL. 2005). Die Reviergröße variiert in
Abhängigkeit von der Lebensraumausstattung zwischen 4 ha und 50 ha (BAUER ET AL. 2005).

4.2 Verbreitung
Der Pirol ist Brutvogel der West- und Zentralpaläarktis, der in Mitteleuropa eine lückenhafte Verbreitung
aufweist (BAUER ET AL. 2005). In Deutschland konzentrieren sich die Vorkommen auf die Ebenen und die
tieferen Mittelgebirgslagen (RHEINWALD 1993). In den südhessischen Niederungen ist der Pirol weit
verbreitet, während er in Nordhessen zu den seltenen Brutvögeln gehört (HGON 2010).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen gelang ein Nachweis des Pirols ca. 40-50 m nördlich der Ausbautrasse
im Bereich des mit Buchen und einzelnen Eichen bestandenen Waldes. Die Art konnte hier nur einmal singend im
Gebiet verhört werden. Dennoch wird hier ein Brutverdacht ausgesprochen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
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6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten
(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Eine Fortpflanzungs- und Ruhestätte (Brutrevier) befindet sich nördlich in ca. 40 m Abstand zur
Trasse. Dieser Bereich befindet sich nicht mehr im flächenbezogenen Wirkraum bzw.
Eingriffsbereich der Ausbautrasse.
Eine Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann aus-
geschlossen werden.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden? ja  nein

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Im Eingriffsbereich befinden sich keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art.
Tötungen am Nest können daher ausgeschlossen werden.
Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und  der geringen Verkehrsbelastung (1.350 KFT/24 h),
welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau der Landesstraße eine über das allgemeine
Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte Kollision nicht festgestellt.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Der Pirol gehört zur Gruppe der Brutvögel mit mittlerer Lärmempfindlichkeit (s. GARNIEL &
MIERWALD2010). Gegenüber verkehrsbedingten Störungen ist eine Effektdistanz von 400 m und ein
kritischer Schallpegel von 58 dB(A) tags in 10 m Höhe (nach RLS-90) anzunehmen (GARNIEL &
MIERWALD 2010). Die Fluchtdistanz des Pirols ist mit <20 bis 40 m gering (FLADE 1994).
Die Effektdistanz gliedert sich in den Distanzbereich vom Straßenrand bis 100 m Abstand und von 100 m
bis 400 m Abstand. Im 100 m Bereich ist bei der zugrunde zu legenden DTV von über 50.000 Kfz eine
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Beeinträchtigung von 100 % anzunehmen. Im darüber hinausgehenden Bereich ist bei einer Überlagerung
von Isophone und 400 m Effektdistanz 40 % Beeinträchtigung und darüber hinaus 20 % Beeinträchtigung
anzunehmen.
Für den Bereich 0-100 m vom Straßenrand wurde ein Revier nachgewiesen. Das Revier wird durch den
Ausbau (Bereich 0-100 m vom Straßenrand) zu 100% beeinträchtigt (nach Garniel & Mierwald 2010),
allerdings erst ab einer Verkehrsmenge von über 50.000 KFZ/24 h. Die Verkehrsmenge der Ausbautrasse
liegt hier nur bei 1.350 KFT/24 h und somit deutlich unter 58 dB(A) tags.
Mit einer Fluchtdistanz <20 bis 40 m liegt das Brutrevier des Pirols außerhalb bzw. am Rande.

Bei dem Ausbau handelt es sich jedoch um eine bestehende Trasse mit geringer Verkehrsbelastung (1.350
KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll. Eine Verschlechterung bzw. signifikante Störung des
Reviers gegenüber der Bestandssituation ist nicht zu erwarten. Eine Verschlechterung der Lokalpopulation
im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Rauchschwalbe (Hirundo rustica)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Rauchschwalbe (Hirundo rustica)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art 3 RL Deutschland
Europäische Vogelart V RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Als Kulturfolger leben Rauchschwalben vor allem im ländlichen Raum, wo sie Kuhställe und Scheunen zum Bau ihrer
Nester aufsuchen. Gekippte Fenster, die Einlass in das Innere der Ställe bieten, sind eine wichtige Voraussetzung
dafür, dass sich Rauchschwalben überhaupt ansiedeln können. Zur Nahrungssuche sind sie auf eine offene
Landschaft (Felder und Wiesen) angewiesen und fehlen daher in städtischen Zentren.
Nach Ankunft aus ihrem afrikanischen Winterquartier baut die Rauchschwalbe ihr Nest an eine senkrechte Wand im
Gebäudeinneren, oder auch auf Vorsprüngen und Balken. Es besteht aus lehmiger Erdmasse, die mit Speichel
durchsetzt und mit Grashalmen oder Haaren verstärkt wird. Rauchschwalben nisten - wie die verwandten
Mehlschwalben - oft zu mehreren nebeneinander. Es gibt aber auch viele Einzelpaare. Etwa 60 bis 90 % der
mitteleuropäischen Vögel brüten auch ein zweites Mal im Jahr.
Die Nahrung der Rauchschwalben besteht aus Fluginsekten aller Art wie Fliegen, Mücken und Blattläusen; sie jagen
meist im näheren Umkreis ihrer Nester über offenen Grünflächen, bei ungünstigem Wetter auch in großen Scharen
dicht über Gewässern, wo sie schlüpfende Mücken erbeuten, oder in Ställen. Ihre Flughöhe variiert je nach
Wetterlage, was ihnen auch den weit verbreiteten Ruf als Wetterboten einbrachte.

4.2 Verbreitung
Die über ganz Europa, Nord-Afrika, Eurasien und Nord-Amerika verbreitete Rauchschwalbe ist von der Meereshöhe
bis in die Mittelgebirge anzutreffen. Die Höhengrenze ihrer Verbreitung liegt meist zwischen 800 und 1000 mNN, in
den Alpen ausnahmsweise bis 1700 mNN.
Der Rauchschwalben-Bestand in Europa wird auf 16 bis 36 Millionen Brutpaare geschätzt. In Mitteleuropa brüten
davon etwa 4 bis 6 Millionen Paare, mit Schwerpunkten in Russland, Bulgarien, Polen und Deutschland. In
Deutschland und seinen Nachbarländern gehen die Zahlen seit den 70er Jahren merklich zurück. Im Osten und
Süden Europas gelten sie bisher noch als stabil.
Rauchschwalben sind Zugvögel, die die Zeit von Ende März bis Mitte September bei uns verbringen. Als
ausgesprochene Langstreckenzieher überwintern sie im südlichen Afrika.



Hessen Mobil; Straßen- und Verkehrsmanagement
L 3190 zw. NK 5619 021 und NK 5620 005 Station: 2,650 - 4,243
ASB – Unterlage 19.3 - Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

KH Planwerk GmbH 51

Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde die Rauchschwalbe im Bereich des Hofgutes Leustadt
nachgewiesen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Eine Fortpflanzungs- und Ruhestätte (Brutrevier) befindet sich nördlich am Ende des Vorhabens im Bereich des
Hofgutes Leustadt im Nahbereich (bis 50m) der Trasse, jedoch nicht im flächenbezogenen Wirkraum bzw.
Eingriffsbereich der Ausbautrasse. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der Art werden nicht zerstört oder beschädigt.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) ja  nein
Im Eingriffsbereich befinden sich keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art. Tötungen am Nest können daher
ausgeschlossen werden.

Die Rauchschwalbe gehört als wendiger und guter Flieger nicht zu den Arten, die eine besondere
Kollisionsgefährdung aufweisen (vgl. GARNIEL & MIERWALD 2010).
Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und der geringen Verkehrsbelastung (1.350
KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau der Landesstraße eine über das
allgemeine Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte Kollision nicht festgestellt.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja nein
6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
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a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,
Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Die Rauchschwalbe, als Kulturfolger im Siedlungsbereich lebend, gehört zur Gruppe der Brutvögel mit
schwacher Lärmempfindlichkeit. Selbst am Brutplatz sind Lärmwirkungen kaum von Relevanz. Eine
populationsrelevante Störung ist im Zusammenhang mit dem geplanten Bauvorhaben ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!sind die
Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung mit
Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Rotmilan (Milvus milvus)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Rotmilan (Milvus milvus)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V RL Deutschland
Europäische Vogelart V RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Der Rotmilan ist eine Charakterart der offenen bis halboffenen Landschaften, in der sich kleinere Wälder, Feldgehölze
und Baumreihen als Brutplätze mit ausgedehnten Wiesen- und Ackerflächen zur Nahrungssuche abwechseln. Er
bevorzugt zur Reviergründung aus Thermikgründen Hanglagen, aber auch hügelige Gegenden in Höhen bis zu 860 m
(Glutz von Blotzheim et al. 1971, Ortlieb 1989).
Insgesamt wird ein sehr breites Nahrungsspektrum mit lokalen Spezialisierungen genutzt, wobei der Rotmilan im
Gegensatz zu anderen Greifvögeln körperlich nicht in der Lage ist, größere Beutetiere ab Hühner- oder Hasengröße zu
fassen und zu töten (Ortlieb 1989). Seine Hauptbeute besteht daher vor allem aus Kleinsäugern, besonders Mäusen,
Aas und im Frühjahr oft sogar Regenwürmern. Größere Beutetiere jagt er meist anderen Greifen ab oder sammelt sie
als Aas, oft als Verkehrsopfer. Häufig ist er auch über Mülldeponien zu sehen, wo er Abfälle aufnimmt oder Kleinsäuger
und Insekten jagt.

4.2 Verbreitung
Der Rotmilan gilt als echter Europäer, da er ein global betrachtet relativ kleines Verbreitungsgebiet mit bandförmigem
Schwerpunkt von der Iberischen Halbinsel über Frankreich bis nach Deutschland besiedelt (Hagemeijer & Blair 1997).
Seine Hauptverbreitung im Weltmaßstab besitzt dieser eleganteste einheimische Greifvogel in Deutschland, größere
Bestände nisten auch in Frankreich und Spanien. Innerhalb Deutschlands ist die Art besonders stark in Mittel- und
Ostdeutschland vertreten, die höchsten Dichten weltweit werden im nordöstlichen Harzvorland erreicht.
So kommt es, dass eine der seltensten Vogelarten der Welt vielerorts in Deutschland noch zum alltäglichen Anblick
gehört und als "Gabelweihe" einen hohen Bekanntheitsgrad besitzt.

Von den 10.000 bis 13.000 Paaren in Deutschland beherbergt Hessen einen Brutbestand von etwa 1.100 (1996)
bzw. 960 Paaren im Jahr 2000 (Hormann in Vorb.) und damit fast zehn Prozent des deutschen und fünf Prozent des
weltweiten Bestandes. Im nordhessischen Schwalm-Eder-Kreis brüteten 1996 zwischen 150 und 170 bzw. etwa 130
Paare im Jahr 2000. Einen Verbreitungsschwerpunkt in Deutschland stellt das östliche Harzvorland dar. In Hessen
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weisen der Vogelsberg und Teile Nordhessens auch im weltweiten Maßstab vergleichsweise hohe bis sehr hohe
Dichten auf.
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde der Rotmilan im Untersuchungsraum als regelmäßiger
Nahrungsgast registriert. Die Art flog als Paar mehrfach von Norden kommend in das Untersuchungsgebiet ein und
patrouillierte während der Nahrungsflüge das beweidete Grünland südlich der L3190 sowie das Offenland im
Bereich des nördlich Trockenbiotops.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Hinweise auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten liegen aus dem Untersuchungsraum nicht vor.
Eine Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann ausgeschlossen werden.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) ja  nein
Im Eingriffsbereich befinden sich keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art. Tötungen am Nest können daher
ausgeschlossen werden.

Da der Rotmilan gerne Aas auch von Straßenrändern aufnimmt, besteht eine erhöhte Kollisionsgefahr für den
Rotmilan mit dem fließenden Verkehr (vgl. GARNIEL & MIERWALD 2010). Andererseits ist auf Grund unter
Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und der geringen Verkehrsbelastung (1.350 KFT/24 h), welche
laut Prognose zudem sinken soll, bei dem Ausbau der Landesstraße eine über das allgemeine Lebensrisiko
herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte Kollision nicht festgestellt

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)
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Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Der Rotmilan gehört zur Gruppe der Brutvogelarten, die kein spezifisches Abstandsverhalten zu Straßen zeigen.
Optische Signale sind entscheidend für sein Abstandsverhalten gegenüber Verkehrstrassen. Als Effektdistanz
nehmen GARNIEL & MIERWALD 2010 die artspezifische Fluchtdistanz von 200 m bis 300 m an.

Der Rotmilan ist Nahrungsgast im Nahbereich der Ausbautrasse, alternative Nahrungshabitate stehen dem
Rotmilan in der näheren Umgebung der Ausbautrasse auch weiterhin zur Verfügung.

Als Nahrungsgast ist der Rotmilan unempfindlich gegenüber den projektspezifischen Störwirkungen
(Flächeninanspruchnahme / Lärm). Eine signifikante Störung von Rotmilanen ist nicht zu erwarten.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Schwarzspecht (Dryocopus martius)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Schwarzspecht (Dryocopus martinus)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art
Europäische Vogelart

--
V
......

RL Deutschland
RL Hessen
ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Der Schwarzspecht ist eine typische Art alter strukturreicher Buchen- und Laub-Nadelholzmischwälder. Seine
Nisthöhlen legt er bevorzugt in alten Rotbuchen, z.T. aber auch in Althölzern anderer Arten (u.a. Kiefer) an (vgl.
BAUER ET AL. 2005, HGON 2010). Die Bruthöhlen werden oft mehrfach genutzt - „im Burgwald wurde im Mittel alle
sieben Jahre eine neue Höhle pro Brutrevier nachgewiesen“ (HGON 2010).
Ab Ende März/Anfang April beginnt die Eiablage. Die Brutzeit endet Mitte Juli bis Mitte August (vgl. MUNLV 2007,
BAUER ET AL. 2005). Die Adulten sind größtenteils Standvögel, die Jungtiere siedeln i.d.R. im weiteren Umkreis der
elterlichen Reviere. Die Reviergröße eines Brutpaares umfasst eine Waldfläche von mindestens 250 ha bis 400 ha
(BAUER ET AL. 2005).

4.2 Verbreitung
Die Verbreitung des Schwarzspechts erstreckt sich über die gemäßigte und boreale Zone von Südwest-Europa bis
nach Nordjapan und Sachalin (BAUER ET AL. 2005). In Deutschland sind vor allem die waldreichen
Mittelgebirgsregionen besiedelt. In der nordwestdeutschen Tiefebene fehlt der Schwarzspecht weitgehend
(RHEINWALD 1993). In Hessen weist der Schwarzspecht einen Bestand von 3.000 bis 4.000 Revieren auf und ist
annährend auf allen Messtischblättern nachgewiesen (HGON 2010).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde der Schwarzspecht zur Brutzeit mehrfach im
Untersuchungsraum nachgewiesen. Zudem konnten in Waldungen des Untersuchungsgebietes ältere
Schwarzspechthöhlen aufgefunden werden. Hierbei handelt es sich um eine ältere Fichte im Norden sowie ältere
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Buchenstämme. Dennoch liegt für das Jahr 2018 kein Brutverdacht der Art innerhalb des Untersuchungsraumes
vor. Die Art wird als Randbrüter einer Buchenaltholzinsel südwestlich des Untersuchungsgebietes nachgewiesen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Eine Fortpflanzungs- und Ruhestätte (Brutrevier) des Schwarzspechtes wurde nicht im Wirkraum des Vorhabens
und direkten Umfeld nachgewiesen.

Eine Zerstörung / Beschädigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der Arte kann ausgeschlossen werden.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) ja  nein
Im Eingriffsbereich befinden sich keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art.
Tötungen am Nest können daher ausgeschlossen werden.
Der Schwarzspecht gehört zu den Arten, die keine besondere Kollisionsgefährdung aufweisen (vgl.
GARNIEL & MIERWALD 2010).
Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und der geringen Verkehrsbelastung (1.350
KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau der Landesstraße eine über das
allgemeine Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte Kollision nicht festgestellt.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Der Schwarzspecht gehört zur Gruppe der Brutvögel mit mittlerer Lärmempfindlichkeit (s. GARNIEL &
MIERWALD 2010). Gegenüber verkehrsbedingten Störungen ist eine Effektdistanz von 300 und ein
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kritischer Schallpegel von 58 dB(A) tags in 10 m Höhe (nach RLS-90) anzunehmen (GARNIEL &
MIERWALD 2010).
Die durch Brutzeitbeobachtungen im Rahmen der Kartierung nachgewiesene zwei Paare befinden sich in
einem Abstand von etwa 300 m zum Vorhaben, die Effektdistanz ist eingehalten.

Bei dem Ausbau handelt es sich um eine bestehende Trasse mit geringer Verkehrsbelastung (1.350
KFT/24 h, Schallpegel deutlich unter 58 dB(A)), welche laut Prognose zudem sinken soll. Eine
Verschlechterung bzw. signifikante Störung des Reviers gegenüber der Bestandssituation ist nicht zu
erwarten. Eine Verschlechterung der Lokalpopulation im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben ist
ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Stieglitz (Carduelis carduelis)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Stieglitz (Carduelis carduelis)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art -- RL Deutschland
Europäische Vogelart V RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Der Stieglitz ist eine typische Art offener und halboffener, reich strukturierter Landschaften. Wesentliche
Habitatstrukturen sind lockere Baumbestände und Gebüschgruppen mit dazwischen liegenden offenen Flächen wie
z. B. samentragende Staudenfluren. Die in Gehölzen brütende Art ist dabei bevorzugt in siedlungsnahen
Lebensräumen und gut durchgrünten Siedlungsflächen anzutreffen (BAUER ET AL. 2005).
Der Stieglitz verteidige keine großen Territorien, sondern nur die unmittelbare Nest-Umgebung für ihre Familie. Das
Revier des Stieglitzes dient nur der Paarung sowie der ungestörten Brut und Jungenaufzucht. Die eigentlichen
Nahrungsgebiete dagegen werden gemeinsam mit den Stieglitz-Nachbarn genutzt. So kann es zur Bildung kleiner
Brutkolonien mit durchschnittlich drei bis fünf Paaren kommen. Hin und wieder finden sich dann auch mehrere
Nester auf einem einzigen großen Baum.
Stieglitze bevorzugen Nistplätze hoch oben in der Baumkrone. Ist ein geeigneter Ort gefunden, fängt das Weibchen
etwa Mitte April mit dem Nestbau an. Das kleine napfförmige Nest in Astgabeln oder auf Astenden jeweils gebaut.
Der Stieglitz ist Kurzstrecke- bzw. Teilzieher, dessen Hauptüberwinterungsgebiete sich im Mittelmeerraumund in
Westeuropa befinden. Die Besetzung der Reviere beginnt i.d.R. in der 2. Märzhälfte. Die Erstbrutbeginnt ab Ende
April / Anfang Mai. Folgebruten beginnen bis Anfang August. Die Jungvögel späterer Brüten verlassen das Nest oft
erst Ende August / Anfang September (BAUER ET AL. 2005).
Der Brutplatz wird jährlich neu gewählt, zwischen Erst- und Zweitbrut erfolgt häufig ein Wechsel des Brutstandortes.
Die Sterblichkeit liegt bei 63 % Adulte/Jahr. Die Generationslänge beträgt weniger als 3,3 Jahre. Die Art unterliegt in
Abhängigkeit von der Entwicklung der Nahrungspflanzen erheblichen Bestandsschwankungen und weist einen
ausgeprägten Brutnomadismus sowie fehlende Territorialität auf.
Der Bestand ist im Wesentlichen von geeigneten Nahrungsflächen abhängig (BAUER ET AL. 2005).

4.2 Verbreitung
Der Stieglitz ist ein Brutvogel der borealen, gemäßigten und mediterranen Zone der West- und
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Zentralpaläarktis (BAUER ET AL. 2005). In Deutschland ist der Stieglitz flächendeckend verbreitet
(RHEINWALD 1993). Auch in Hessen ist der Stieglitz annähernd flächendeckend vertreten. Lediglich in
großflächig waldbestockten Gebieten fehlen Nachweise (s. HGON 2010). Der landesweite Brutbestand
wird aktuell auf 30.000 bis 38.000 Reviere geschätzt (HGON 2010).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde der Stieglitz mit zwei Brutrevieren im Untersuchungsgebiet
nachgewiesen. Ein Nachweis befindet sich am Waldrand in ca. 220 m Abstand zum Vorhaben.
Der zweite Nachwies befindet sich ebenfalls im Bereich des nördlichen Waldrandes im oberen Böschungsbereich
der Ausbautrasse.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?  ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Eine Fortpflanzungs- und Ruhestätte (Brutrevier) befindet sich nördlich im Nahbereich (bis 25m) der Trasse. Dieser
Bereich befindet sich im flächenbezogenen Wirkraum bzw. Eingriffsbereich der Ausbautrasse. Hier kommt es zur
Überformung der Straßenböschungen und zum Verlust der Gehölz-/Baumbestände, was zu einer Zerstörung einer
Fortpflanzungs-/Ruhestätte führt.

Ein weiteres Brutrevier befindet sich im Wald ca. 220 m von der Ausbautrasse entfernt. Dieser Bereich ist
außerhalb des flächenbezogenen Wirkraums. Die ökologische Funktion der von dem Vorhaben betroffenen
Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang ist nicht gestört und auch weiterhin als
erfüllt anzusehen.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?  ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Durch eine auf die Brutzeiten Rücksicht nehmende Baufeldräumung kann die Beschädigung / Zerstörung einer
Fortpflanzungsstätte i.S. des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG vermieden werden.

V 1A Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum zwischen
dem 1. November und dem 28. Februar

Die erforderlichen Fällarbeiten werden auf die Herbst- und Wintermonate beschränkt. Hierdurch werden auch
Fortpflanzungsstättenverluste des i.d.R. zwischen April und August brütenden Stieglitz ausgeschlossen. Der
Stieglitz kann auf ein im Umfeld vorhandenes Ausweichquartier zurückgreifen.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

Der Stieglitz ist eine typische Art offener und halboffener, reich strukturierter Landschaften mit lockeren
Baumbeständen und Gebüschgruppen und dazwischen liegenden offenen Flächen wie Staudenfluren. Die in
Gehölzen brütende Art ist dabei bevorzugt in siedlungsnahen Lebensräumen und gut durchgrünten
Siedlungsflächen anzutreffen. Der Brutplatz wird jährlich neu gewählt, zwischen Erst- und Zweitbrut erfolgt häufig
ein Wechsel des Brutstandortes. Das weitere Umweld des Plangebietes, vor allem östlich des Plangebietes, stelt
einen reich strukturierten Lebensraum und gut strukturierten Siedlungsflächen dar. Die ökologische Funktion im
räumlichen Zusammenhang wird durch das Vorhaben nicht gestört und kann weiterhin für die Art gewahrt werden.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein
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Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?
 (Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)  ja  nein

Im Zuge der Baufeldräumung ist grundsätzlich auch eine Verletzung / Tötung von Jungvögeln bzw. eine
Beschädigung der Gelege möglich.

Der Stieglitz gehört zu den weit umherstreifenden Vogelarten mit einem hohen allgemeinen Lebensrisiko
gegenüber Kollisionen.
Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und der geringen Verkehrsbelastung (1.350
KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau der Landesstraße eine über das
allgemeine Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte Kollision nicht festgestellt.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 1 Beschränkung der Baufeldfreimachung (Baumfällungen / Gehölzschnitt) auf den Zeitraum zwischen
dem 1. Oktober und dem 28. Februar
Durch die Beschränkung der Baufeldräumung auf die Herbst- und Wintermonate kann eine unmittelbare
Schädigung von Tieren und ihrer Fortpflanzungsstadien ausgeschlossen werden. Der Verbotstatbestand nach § 44
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG tritt nicht ein.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Der Stieglitz gehört zur Gruppe der Brutvögel mit schwacher Lärmempfindlichkeit (Gruppe 4 nach GARNIEL &
MIERWALD 2010). Gegenüber verkehrsbedingten Störungen wird eine Effektdistanz von 100 m angegeben.

Im Rahmen der Bestandserfassung wurden zwei Reviere innerhalb erfasst. Davon geht ein Revier
anlagebedingt verloren. Das zweite Revier befindet sich deutlich außerhalb der Effektdistanz. Eine weitere
Störung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art kann somit ausgeschlossen werden.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“
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Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“

Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die oben
dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit
Art. 16 FFH-RL erforderlich ist

liegen 4 die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf. in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung mit
Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Turteltaube (Streptopelia turtur)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Turteltaube (Streptopelia turtur)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art 2 RL Deutschland
Europäische Vogelart 2 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand
Bewertung nach Ampel-Schema:

unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-
unzureichend schlecht

GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Die Turteltaube ist von den vier bei uns vorkommenden Wildtauben nicht nur die kleinste ihrer Art. Im Frühjahr und
im Sommer lässt der Vogel unermüdlich ein schnurrendes Girren vernehmen. Das Balzrepertoire der kleinen
Täubchen ist beeindruckend. In der Zeit der Liebeswerbung wird im wahrsten Sinne in höchster Vollendung
"geturtelt. Das flache, dünn gebaute Nest liegt meist nicht sehr hoch auf Büschen und Bäumen. Gegen Störungen
sind die Turteltauben äußerst empfindlich und verlassen beim geringsten Anlass ihr Gelege, zu dem sie meist nie
mehr zurückkehren. Turteltauben hört man eher als das man sie zu Gesicht bekommt, denn diese Taubenart lebt
scheu und zurückgezogen in der gehölzreichen Feldflur und an Waldrändern. Außerhalb der Brutzeit sind
Turteltauben überwiegend in offenen Landschaften zu finden, wobei sie eine Vorliebe für das Rasten auf dünnen
Telefonleitungen zeigen. Während die Türkentaube und die Ringeltaube, sofern sie überhaupt wegziehen, bereits
im Mittelmeerraum überwintern, ist die afrikanische Savanne der Winterlebensraum der regelmäßig wegziehenden
Turteltaube. Sie muss also die Sahara überfliegen.

4.2 Verbreitung
Das ursprüngliche Verbreitungsgebiet der Türkentaube reichte von der europäischen Türkei bis nach Japan.
In den 1930er Jahren begann die spektakuläre Ausbreitung der Türkentauben nach Europa sowie England,
Schottland, Wales und Irland.
Sie breiten sich weiter nach Westen und Osten aus, in einigen Bereichen auch noch nach Norden; die
Vorstoßgeschwindigkeit hat sich aber deutlich verlangsamt, viele der suboptimalen Bruthabitate wurden wieder
geräumt. Da die Taube in einigen Staaten jagdbares Wild ist, spielt auch der Abschuss als bestandslimitierender
Faktor eine Rolle. Im Jahr 1970 wurden sie auf den Bahamas zufällig eingeführt und besiedelten von dort aus 1982
Florida. Bis zum Jahr 1999 sind sie in 22 Staaten der USA nachgewiesen worden und sie breiten sich weiter aus.
Die Turteltaube steht seit 2007 als gefährdete Art auf der Roten Liste der Brutvögel Deutschlands (Südbeck et al.
2007) und in Hessen auf der Vorwarnliste (HGON et al. 2006). Der aktuelle Bestand in Hessen wurde auf
2000 bis 6000 Brutpaare geschätzt (HGON et al. 2006; HGON 2010).
Vorhabenbezogene Angaben
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5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum
nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen

Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde die Turteltaube mit einem Brutrevier am Südrand der L3190
nachgewiesen. Die Art besiedelt hier die strukturreichen Baumhecken im Übergang zu mäßig mageren
Frischwiesen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Eine Fortpflanzungs- und Ruhestätte (Brutrevier) befindet sich südlich im Nahbereich (bis 25m) der Trasse. Dieser
Bereich befindet sich jedoch nicht im flächenbezogenen Wirkraum bzw. Eingriffsbereich der Ausbautrasse.

Ein direkter Verlust bzw. Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sind ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) ja  nein
Im Eingriffsbereich befinden sich keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art.
Tötungen am Nest können daher ausgeschlossen werden.
Die Turteltaube unterliegt keinem besonderen Kollisionsrisiko. Unter Berücksichtigung der bereits
vorhandenen Straße und der geringen Verkehrsbelastung (1.350 KFT/24 h), welche laut Prognose zudem
sinken soll, wird für den Ausbau der Landesstraße eine über das allgemeine Lebensrisiko herausgehende
Gefährdung durch verkehrsbedingte Kollision nicht festgestellt.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja nein
6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
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a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,
Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Die Turteltaube ist sehr empfindlich gegenüber Störungen (Lärm, optische Beunruhigung und verlassen
beim geringsten Anlass ihr Gelege, zu dem sie meist nie mehr zurückkehren.

Für die Turteltaube wird eine Effektdistanz von 500 m (Gruppe 2 nach GARNIEL & MIERWALD 2010)
angegeben sowie ein kritischer Schallpegel von 55 dB(A) tags (nach RLS-90) anzunehmen (GARNIEL &
MIERWALD 2010). Die Fluchtdistanz der Turteltaube beträgt 5 bis 25 m (FLADE 1994).
Die im Rahmen der Kartierung nachgewiesene Brutrevier befindest sich in einem Abstand von etwa 25 m
zum Vorhaben, also innerhalb der Effektdistanz von 500 m und am Rande der Fluchtdistanz von 25 m.

Bei dem Ausbau handelt es sich um eine bestehende Trasse mit geringer Verkehrsbelastung (1.350
KFT/24 h, Schallpegel deutlich unter 55 dB(A)), welche laut Prognose zudem sinken soll. Eine
Verschlechterung bzw. signifikante Störung des Reviers gegenüber der Bestandssituation ist nicht zu
erwarten. Eine Verschlechterung der Lokalpopulation im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben ist
ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Waldlaubsänger (Phylloscopus sibilatrix)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Waldlaubsänger (Phylloscopus sibilatrix)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art - RL Deutschland
Europäische Vogelart 3 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Der Waldlaubsänger ist ein Brutvogel in Laub- und Laubmischwäldern, bevorzugt in Eichen-Hainbuchen-
und in Rotbuchenwäldern mit schwach entwickelter Kraut- und Strauchschicht. Dichten werden mit 2-4,
maximal 10 Revieren/10 ha angegeben (GEDEON ET AL. 2014). Der Waldlaubsänger ist ein Bodenbrüter,
das Nest wird unter altem Gras, Wurzeln und Laubstreu gebaut, das Gelege umfasst 5-8 Eier, es gibt 1
Jahresbrut (SÜDBECK ET AL. 2005). Der Brutbestand in Hessen umfasst 20-30.000 Brutpaare und zeigt
nach einer starken Abnahme wieder eine Verbesserung des Bestandstrends (STAATLICHE
VOGELSCHUTZWARTE FÜR HESSEN, RHEINLAND-PFALZ UND SAARLAND 2014).

4.2 Verbreitung
Das Verbreitungsgebiet des Waldlaubsängers reicht im Westen von Frankreich und Großbritannien über
die gemäßigte und boreale Zone bis nach Westsibirien im Osten. In Hessen ist die Art flächendeckend
verbreitet. Der Bestand in Deutschland hat seit den 1990er Jahren stark abgenommen (GEDEON et al.
2014).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde der Waldlaubsänger mit fünf Brutrevieren (Abstand zur Trasse
zwischen 95 bis 200 m) in den Wäldern des Untersuchungsgebietes nachgewiesen werden. Die Art besiedelt dabei
ausschließlich die Waldungen im Südwesten des Gebietes. Fünf weitere Brutreviere wurden außerhalb der 200 m-
Zone im Süden und Westen der L 3190 registriert.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
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6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder
Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der
Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Die Fortpflanzungs- und Ruhestätten (Brutreviere) befindet sich südlich deutlich außerhalb des flächenbezogenen
Wirkraums / Eingriffsbereiches der Ausbautrasse (Abstand 150 bis 300 m).

Ein direkter Verlust sowie eine Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) ja  nein
Im Eingriffsbereich befinden sich keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art. Tötungen am Nest können
daher ausgeschlossen werden.

Der Waldlaubsänger gehört nicht zu den Vogelarten, die einem erhöhten verkehrsbedingten Kollisionsrisiko
unterliegen, da Straßenräume nicht zu den regelmäßig aufgesuchten Lebensraumstrukturen der Art gehören
(vgl. BAUER ET AL. 2005). Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und der geringen
Verkehrsbelastung (1.350 KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau der
Landesstraße eine über das allgemeine Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte
Kollision nicht festgestellt.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Die Art gehört zur Gruppe der Brutvögel mit schwacher Lärmempfindlichkeit (s. GARNIEL & MIERWALD 2010).
Gegenüber verkehrsbedingten Störungen wird – ohne Berücksichtigung etwaiger Schutzmaßnahmen – eine
Effektdistanz von 200 m (gemessen ab Straßenrand) angegeben.
Die Art weist fünf Brutplätze innerhalb der Effektdistanz auf.
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Bei dem Ausbau handelt es sich um eine bestehende Trasse mit geringer Verkehrsbelastung (1.350
KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll. Eine Verschlechterung bzw. signifikante Störung der
Reviere gegenüber der Bestandssituation ist nicht zu erwarten. Eine Verschlechterung der
Lokalpopulation im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben ist ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Weidenmeise (Parus montanus)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Weidenmeise (Parus montanus)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art - RL Deutschland
Europäische Vogelart V RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Die Weidenmeise ist ein Brutvogel in Gehölzbeständen, die ausreichend morsche Strukturen bieten, gerne in
Auwäldern, Fichten- und Kiefernforsten und in montanen Nadelwäldern. Höchste Dichten finden sich in Auwäldern.
Die Siedlungsdichte liegt hier bei 3-13 Revieren/10 ha (GEDEON ET AL. 2014). Die Weidenmeise ist ein
Höhlenbrüter, das Nest wird von der Meise in morsches Holz gehackt, das Gelege umfasst 7-9 Eier, es gibt 1
Jahresbrut (SÜDBECK ET AL. 2005). Der Brutbestand in Hessen umfasst 10-15.000 Brutpaare mit deutlichen
Bestandsrückgängen und einem sich verschlechternden Erhaltungszustand (STAATLICHE
VOGELSCHUTZWARTE FÜR HESSEN, RHEINLAND-PFALZ UND SAARLAND 2014).

4.2 Verbreitung
Das Verbreitungsgebiet der Weidenmeise reicht im Westen von Frankreich und Großbritannien über die gemäßigte
und boreale Zone bis zum Pazifischen Ozean im Osten. Verbreitungslücken in Europa sind der Mittelmeerraum,
Irland und Island sowie die osteuropäische Steppenzone. In Hessen ist die Art flächendeckend verbreitet. Während
der Bestand in Deutschland in den 1990er Jahren stabil war, ist der Trend seit den späten 1990er Jahren negativ.
Die Abnahme erfolgte vorwiegend in Wäldern, nicht aber in halboffenen Landschaften und Siedlungsräumen
(GEDEON et al. 2014).
Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Rahmen der avifaunistischen Kartierungen wurde die Weidenmeise mit zwei Brutrevieren in den Wäldern des
Untersuchungsgebietes nachgewiesen. Die Art besiedelt dabei einen Waldbestand im Südwesten des Gebietes
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(Abstand zur Trasse ca. 180 m) sowie in den Gehölzbeständen in einem Seitentälchen westlich eines
Trockenbiotops im Norden (Abstand zur Trasse ca. 180 m).

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Die Fortpflanzungs- und Ruhestätten (Brutreviere) befindet sich südlich sowie nördlich der Ausbautrasse deutlich
außerhalb des flächenbezogenen Wirkraums / Eingriffsbereiches (Abstand 150 bis 200 m).

Ein direkter Verlust sowie eine Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sind ausgeschlossen.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) ja  nein
Im Eingriffsbereich befinden sich keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art. Tötungen am Nest können daher
ausgeschlossen werden.

Die Weidenmeise gehört nicht zu den Vogelarten, die einem erhöhten verkehrsbedingten Kollisionsrisiko
unterliegen, da Straßenräume nicht zu den regelmäßig aufgesuchten Lebensraumstrukturen der Art gehören (vgl.
BAUER ET AL. 2005). Unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Straße und der geringen
Verkehrsbelastung (1.350 KFT/24 h), welche laut Prognose zudem sinken soll, wird für den Ausbau der
Landesstraße eine über das allgemeine Lebensrisiko herausgehende Gefährdung durch verkehrsbedingte
Kollision nicht festgestellt.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja nein
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Die Weidenmeise gehört zur Gruppe der Brutvögel mit schwacher Lärmempfindlichkeit (Gruppe 4,
s. GARNIEL & MIERWALD 2010). Gegenüber verkehrsbedingten Störungen wird eine Effektdistanz von
100 m angegeben. Für den Bereich 0-100 m vom Straßenrand wurde kein Brutpaar nachgewiesen.

Eine weitere Störung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art kann somit ausgeschlossen werden.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein
c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen

vollständig vermieden? ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL
erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“



Hessen Mobil; Straßen- und Verkehrsmanagement
L 3190 zw. NK 5619 021 und NK 5620 005 Station: 2,650 - 4,243
ASB – Unterlage 19.3 - Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

KH Planwerk GmbH 77

Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Inhaltsverzeichnis des Anhangs 1.4 - Reptilien
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Zauneidechse (Lacerta agilis) .................................................................................................2
Schlingnatter (Coronella austriaca) .........................................................................................7

Vorbemerkungen Reptilien
Erstellung erfolgt auf Grundlage der Eingriffsermittlung zur technischen Planung Stand
04/2020.

Im Bereich der geplanten Ausbaustrecke der L 3190 wurden im Zuge der faunistischen
Kartierung 2018 die Zauneidechse und Schlingnatter festgestellt.
Unter Betrachtung der künftigen Baustrecke wird deutlich, dass im Rahmen einer
Verbreiterung und geringfügigen Begradigung der Fahrbahntrasse Teil der Randgehölze und
Straßenböschungen unmittelbar von der Maßnahme betroffen sein werden.
Die Vorkommen der Zauneidechse und Schlingnatter befinden sich beidseits der
Ausbautrasse bis unmittelbar in den Nahbereich der bestehenden Fahrbahn heran.
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Zauneidechse (Lacerta agilis)
Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Zauneidechse (Lacerta agilis)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art V RL Deutschland
Europäische Vogelart 3 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
           unbekannt günstig ungünstig-      ungünstig-

                                                                                                                         unzureichend     schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

 Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Die Zauneidechse bewohnt reich strukturierte, offene Lebensräume mit einem kleinräumigen Mosaik aus
vegetationsfreien und grasigen Flächen, Gehölzen, verbuschten Bereichen und krautigen Hochstaudenfluren. Dabei
werden Standorte mit lockeren, sandigen Substraten und einer ausreichenden Bodenfeuchte bevorzugt. Geeignete
Lebensraumbedingungen findet die Art häufiger in Sekundärbiotopen wie z.B. Abgrabungsflächen und
sonnenexponierten Böschungen (vor allem Bahndämme, Wegränder).

4.2 Verbreitung
In Europa ist die Zauneidechse weit verbreitet. „Ihr Areal erstreckt sich im Norden von Südengland und Frankreich
über die Niederlande, Dänemark und Südschweden bis in das Baltikum. Südlich ist sie bis in die Pyrenäen und zum
Nordrand der Alpen sowie auf der Balkan-Halbinseln bis nach Griechenland verbreitet“ (BFN 2004). Deutschland ist
annähernd flächendeckend besiedelt.

In Hessen ist die Zauneidechse aus allen Naturräumen nachgewiesen. Gemieden werden lediglich die Höhenlagen
des Taunus. Schwerpunktvorkommen scheinen nach aktuellem Kenntnisstand in den naturräumlichen
Haupteinheiten D46 (Westhessisches Bergland), D47 (Osthessisches Bergland, Vogelsberg und Rhön) und D53
(Oberrheinisches Tiefland) zu liegen (ALFERMANN U. NICOLAY 2003).

Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Die von der Baumaßnahme betroffenen Flächen sind von der Zauneidechse offensichtlich nur in geringem Umfang
besiedelt. Die Zauneidechse wurde im Zuge der Durchgeführten Reptilienkartierung 2018 in vier von sechs
Probeflächen entlang des Ausbauabschnittes mit 8 Individuen nachgewiesen. Die nach Süden exponierten
Gehölzränder und Böschungen bieten der Art ausreichende Deckungsstrukturen sowie vorgelagerte
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Nahrungsflächen im Süden.

Die Hauptnachweispunkte befinden sich entlang der südlichen Böschungen der Landesstraße (Bereich Gehölzrand
zu Grünland, südexponiert Bau-km 0+750 bis Bau-km 0+850 und bei Bau-km 1+050) sowie beidseitig im Bereich der
Straßenböschungen (Ruderalfluren trockenerer Standorte) bei Bau-km 1+150 bis 1+200.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs-

oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden?   ja   nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Flächenverluste im Bereich der Straßenböschungen der südexponierten
Gehölzränder / Feldgehölze und Ruderalfluren betreffen potenzielle
Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Umfang von ca. 2.000 m².

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

Die Straße wird in diesem Bereich etwas begradigt, das Gefälle bzw. die Trassierung optimiert. Aus diesem
Grund müssen die hier direkt angrenzenden südexponierten Böschungen angepasst werden. Die Zerstörung
der Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Zauneidechse sind weder durch Schutzmaßnahmen noch im Rahmen
der ökologischen Baubegleitung zu vermeiden.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?   ja   nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)
Die der Zauneidechse als Lebensraum dienenden südexponierten Straßenböschungen gehen zum Teil oder
fast vollständig anlagebedingt verloren. Angrenzend an die in Anspruch genommen südexponierten
Böschungsflächen verbleiben nur wenige (Restflächen trockener Ruderalfluren/Gebüsche) für die Zauneidechse
geeigneten Habitate. Auch über die Besiedlungsdichte angrenzender verbleibender Flächen liegen keine
Kenntnisse vor. Die Möglichkeit eines erfolgreichen Ausweichens der Art in diese Restflächen ist aufgrund der
geringen Größe nicht gegeben.
Es wird daher davon ausgegangen, dass die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang nicht gewahrt bleibt.

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden?   ja   nein
Im räumlichen Zusammenhang zu den von der Baumaßnahme betroffenen Fortpflanzungs- und
Ruhestätten sind Flächen zur Entwicklung geeigneter Lebensraumstrukturen für die Zauneidechse zu
finden und zu entwickeln. Hier sind nachfolgende Maßnahmen durchzuführen:

A 10CEF Anlage eines strukturreichen Reptilienlebensraumes
Ein südlich des Baufeldes befindlicher Streuobstwiesenkomplex mit großen offenen Bereichen und
vorgelagerten Mähwiese soll durch eine Erhöhung des Strukturreichtums (durch Einbringen von Lesestein-
und Todholzhaufen sowie grabbaren Material zur Eiablage - Sandlinsen) optimiert werden, so dass der
Bereich den Reptilien, hier vor allem Zauneidechsen bereits (kurz) vor Baubeginn als Lebensraum zur
Verfügung steht. Hierzu soll u. a. das im Eingriffsbereich durch den Gehölzrückschnitt gewonnene Totholz
und Reisig verwendet werden.
Bei der Maßnahmenfläche handelt es sich um eine im Abstand von ca. 15 m südlich der Trasse befindliche
Fläche mit einer Größe von 2.500 m² (Bau-km 0+670 bis 0+800), welche als Zauneidechsenhabitat aufzuwerten
ist. Die Maßnahmenfläche ist aufgrund der Nähe zum Baufeld mit einem Retilienschutzzaun abzugrenzen und
zu schützen.
Die Eignung der Maßnahmenfläche wurde im Zuge der Erstellung eines gesonderten Faunistischen Gutachtens
zur Bewertung der Maßnahmenfläche (09/2020) geprüft. Im Ergbnis dieser Prüfung, ist diese südexponierte
Fläche durch die peplante Erhöhung der Strukturvielfalt als Ersatzlebensraum für Zauneidechsen geeignet.
Zudem weist sie einen deutlich hochwertigeren Lebensraum als die verlorengegangenen straßennahen
Habitate auf.
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Ziel der Maßnahme ist die Neuanlage von Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die Zauneidechse.

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein.  ja   nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere
(§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)

a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein
Im Zuge der Baufeldräumung und der damit verbundenen Erdbewegungen ist
grundsätzlich eine Verletzung / Tötung von Tieren bzw. eine Beschädigung der
Gelege möglich. Alle 8 kartierten Zauneidechsen befinden sich im
Eingriffsbereich.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?   ja  nein

V 2A Baufeldbegrenzung und Ausweisung von Bautabuflächen – Vergrämung von Reptilien aus
Straßenböschungen
Zur Minimierung des Verletzungs- / Tötungsrisikos ist das Baufeld im Bereich der Lebensräume
wärmeliebender Reptilien (Zauneidechse) auf ein Mindestmaß zu beschränken.

Die im Eingriffsbereich gelegenen südexponierten Straßenböschungen der Landestraße sind vor
Baubeginn (Rodungs- und Erdarbeiten) unattraktiv zu gestalten um hier lebende Zauneidechsen zu
Vergrämen. Die Vergrämung beginnt Ende April des dem Baubeginn vorhergehenden Jahres (nach der
Winterruhe der Zauneidechse und der Haselmaus), indem der Lebensraum durch die Entfernung
besonders gut geeigneter Habitatstrukturen wie flache Steine, Totholz, Altgrasbestände etc. für die Art
unwirtlich gemacht wird, so dass die Tiere freiwillig in angrenzende und im Vorfeld optimierte
Lebensräume abwandern.

Vor Baubeginn (Rodungs- und Erdarbeiten) und nach Beendigung der Vergrämungsphase wird das
Baufeld nach noch verbliebenen Reptilien, hier Zauneidechsen, durch entsprechendes Fachpersonal mit
spezifischen Kenntnissen zu Fang, Haltung und Wiederaussetzen der Tiere angesucht und ggf. vorhanden
Tiere abgesammelt und in die Fläche der CEF-Maßnahme (A10CEF) begleitet.

Während der gesamten Bauzeit ist das Baufeld selbst von Lockwirkungen für Reptilien freizuhalten.
Zwischenlagerungen von Gesteinsmaterialien im Baufeld sind zu vermeiden.
Die Maßnahme steht in Verbindung mit der vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme A10CEF – Anlage eines
strukturreichen Reptilienlebensraumes.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs-   ja   nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)
Gem. § 44 Abs.5 Nr.1 BNatSchG ist das artenschutzrechtliche Tötungsverbot nicht erfüllt, wenn das
Tötungs-/Verletzungsrisiko nicht signifikant erhöht ist und Vermeidungsmaßnahmen umgesetzt werden.
Nach der Durchführung der Vergrämungsmaßnahme verbleiben höchstens einzelne Individuen zurück.
Das ist grundsätzlich, auch bei einem Absammeln der Tiere, nicht zu vermeiden und geht somit immer
mit Eingriffen in Lebensräume von Zauneidechsen einher.
Nach Durchführung der Vermeidungsmaßnahme verbleibt kein signifikant erhöhtes Tötungs-
/Verletzungsrisikos der Zauneidechse

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein.   ja   nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden?   ja   nein
Generell können im Zuge der Bauausführung entstehende Erschütterungen (durch Baufahrzeuge,
Materialablagerungen etc.) zu Störungen der Lebensräume und Abwanderung der Tiere aus den
Lebensräumen führen. Da bereits vor dem Baubeginn schonende Maßnahmen zur Vergrämung und oder
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Umsiedlung (V2A in Verbindung mit A10CEF) in eigens geschaffene Ausweichlebensräume durchgeführt
wurden besteht keine Gefahr, dass erhebliche Störungen, d. h. solche die den Erhaltungszustand der
lokalen Population verschlechtern, zum Tragen kommen.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?   ja   nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden?   ja   nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein.   ja   nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG
erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein?   ja   nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose
und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
 weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA  – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG,
 ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL erforderlich!

 weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

 Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

 CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
 Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

 Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen
verbindlich festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

 tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass
keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit
Art. 16 FFH-RL erforderlich ist

 liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor
ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

 sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Schlingnatter (Coronella austriaca)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Schlingnatter (Coronella austriaca)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art 3 RL Deutschland
Europäische Vogelart 3 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Die Schlingnatter besiedelt meist trockene Lebensräume, die sehr oft steinige Elemente enthalten, also brüchige
Felsen, Geröllhalden, Steinbrüche und insbesondere Mauern, im Besonderen die unverfugten Mauern der
Weinberge. In den nördlichen Verbreitungsgebieten lebt sie auch in sandigen Heidegebieten.

Die Schlingnatter lebt sehr versteckt und ist kaum einmal offen zu sehen. Sie "sonnt" sich meist indirekt unter flachen
Steinen, durch deren Erwärmung oder man sieht nur eine Körperschlinge in einer Mauerspalte und der restliche
Körper liegt noch tiefer in der Mauer. Die Nahrung der Schlingnatter besteht aus Eidechsen, Blindschleichen und
kleinen Schlangen. Ob sie auch Jungmäuse in den Mäusebauten frisst ist umstritten. Das Weibchen bringt lebende
Junge zur Welt. Dabei platzt die Eihaut, des bis zu Reife im Mutterleib ausgetragenen Jungtieres während des
Geburtsvorgangs auf (Ovoviviparie). Der Embryo ernährt sich vom eigenen Eidotter und wird vom Mutterorganismus
nur mit Sauerstoff versorgt.

Die Schlingnatter ist eine ausgesprochen standorttreue Art, insbesondere hinsichtlich ihrer Sonnenplätze und
Tagesverstecke. Der mittlere Aktionsradius beträgt nur einige hundert Meter. Lineare Strukturelemente wie
Bahndämme, Trockenmauern oder Waldränder spielen bei Ausbreitungsbewegungen der Art eine wichtige Rolle.

4.2 Verbreitung
In Europa ist die Schlingnatter, mit Ausnahme Irlands, großer Teile Englands und des nördlichen Skandinaviens,
nahezu überall verbreitet (Günther & Völkl 1996). Im südlichen Mittelmeerraum ist sie nur lokal verbreitet.

Die Schlingnatter ist nahezu in ganz Europa verbreitet. Sie fehlt lediglich in Island und Irland sowie in weiten Teilen
Großbritanniens und Skandinaviens. In Dänemark gilt sie mittlerweile seit fast 100 Jahren als ausgestorben. Die
Höhenverbreitung der Schlingnatter reicht von Meeresniveau (z. B. Ostsee) bis hinauf in die alpinen Bereiche, wobei
sie hier sicherlich nur noch vereinzelt anzutreffen ist. Die höchsten bekannten Vorkommen liegen in der Sierra
Nevada (2.700 m ü. NN) sowie im Kaukasus (3.000 m ü. NN).
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In Deutschland ist die Schlingnatter allgemein verbreitet, wobei ein Verbreitungsschwerpunkt in den
wärmebegünstigten Mittelgebirgsregionen Süd- beziehungsweise Südwestdeutschlands liegt. Nach Norden splittert
sich das Areal in isolierte Vorkommen auf.
In Hessen befindet sich das Hauptvorkommen der Schlingnatter im Hessischen Bergland, im Rheintal, Taunusgebiet.

Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Die Schlingnatter konnte nur einmal im Plangebiet, speziell im Bereich einer südexponierten Straßenböschung auf
der Nordseite der L 3190 (Im Bereich des angrenzenden FFH-Gebietes bei Bau-km 1+150 bis Bau-km 1+200)
nachgewiesen werden. Bei der Fläche handelt es sich um eine Schlehenhecke (§-Biotop) sowie kleinflächig
angrenzend um ausdauernde Ruderalfluren trockener Standorte.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Keine Inanspruchnahme von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten. Die Trasse rückt in
diesem Bereich, zum Schutz des angrenzenden FFH-Gebietes, etwas (ca. 1,30 bis 2,5
m) von der Bestandstrasse in Richtung Süden ab. Das Baufeld, sowie der Arbeitsstreifen
werden hier auf ein Minimum begrenzt, so das Eingriffe in die sensiblen Bereiche (FFH-
Gebiet, Schlehenhecke) vermieden werden.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)  ja nein
Während der Bauzeit besteht das Risiko, dass Tiere den Arbeitsstreifen in ihren
Lebensraum einbeziehen und hier von Baufahrzeugen überfahren werden.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 2A Baufeldbegrenzung und Ausweisung von Bautabuflächen –
Vergrämung von Reptilien aus Straßenböschungen
Zur Minimierung des Verletzungs- / Tötungsrisikos ist das Baufeld im Bereich der Lebensräume
wärmeliebender Reptilien (Schlingnatter) auf ein Mindestmaß zu beschränken.

Das Baufeld ist im Bereich angrenzender Lebensräume der Schlingnatter durch einen Zaun (Bauzaun,
Holz-Lattenzaun) deutlich abzugrenzen. Die angrenzenden Lebensräume der Schlingnatter selbst
werden als Bautabuflächen ausgewiesen, Materialablagerung, Befahren etc. ist nicht zulässig.
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c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja  nein
oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)
Gem. § 44 Abs.5 Nr.1 BNatSchG ist das artenschutzrechtliche Tötungsverbot nicht erfüllt,
wenn das Tötungs-/Verletzungsrisiko nicht signifikant erhöht ist und Vermeidungsmaßnahmen
umgesetzt werden.

   Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja  nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-,

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden? ja  nein
Eine Empfindlichkeit gegenüber den mit dem Bauvorhaben verbundenen Störungen besteht bei der
Schlingnatter nicht, so dass störungsbedingte Auswirkungen auf die lokale Population nicht ableitbar
sind. So werden von der Art selbst Böschungen entlang viel befahrener Straßen besiedelt, sofern
wesentliche Habitatelemente vorhanden sind.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich? ja nein

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden? ja nein

   Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein. ja  nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!
weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG,
ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den Planunter-
lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen - zur
Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen
Population, d.h. einer erheblichen Störung

CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang

FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für die
oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich
festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor ggf.
in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Vorbemerkungen
Erstellung erfolgt auf Grundlage der Eingriffsermittlung zur technischen Planung Stand
04/2020.
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Prüfbogen für die artenschutzrechtliche Prüfung
Laubfrosch (Hyla arborea)

Allgemeine Angaben zur Art
1. Durch das Vorhaben betroffene Art
Laubfrosch (Hyla arborea)

2. Schutzstatus und Gefährdungsstufe Rote Listen

FFH-RL- Anh. IV - Art 3 RL Deutschland
Europäische Vogelart 2 RL Hessen

...... ggf. RL regional

3. Erhaltungszustand

Bewertung nach Ampel-Schema:
unbekannt günstig ungünstig- ungünstig-

unzureichend schlecht
GRÜN GELB ROT

EU
(http://bd.eionet.europa.eu/activities/Reporting/Article 17/)

Deutschland: kontinentale Region

(http://www.bfn.de/0316_bewertung_arten.html)

Hessen
(HMUKLV : Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, 3. Fassung 2015, Anhänge 3 und 4)

4. Charakterisierung der betroffenen Art
4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen
Lebensraum:

Der Sommerlebensraum der Tiere ist meist entfernt vom Wasser in Brombeer-(überwachsenen) Hecken, Sträuchern,
Gebüschen und in (feuchten) Wäldern in der Strauch- und Kronenschicht. Jungtiere häufig auch in den, den Hecken
vorgelagerten Hochstaudenfluren. Die Tiere überwintern in den oberflächennahen Bodenschichten in genügend
frostsicheren Überwinterungsquartieren (z.B. Erdhöhlen, Laubhaufen, unter Steinen und Wurzeln) auch in
Mauerspalten von Kellern, unter efeubewachsenen Hauswänden in mehreren Metern Höhe.

Winterquartier liegt oftmals im Sommerlebensraum (Laubmischwälder, Feldgehölze, Saumgesellschaften,
laubstreureiche Hecken, Gärten).

Gesamthabitat: Biotopkomplex aus drei Teiljahreslebensräumen: Ruf- oder Reproduktionsgewässer, terrestrisches
Umland (Sommerlebensräume) und Winterhabitat
Diese Teiljahreslebensräume müssen innerhalb bestimmter Entfernungen zueinander liegen und die Korridore
dazwischen müssen über spezifische Umweltqualitäten verfügen.

Fortpflanzung:

Wanderungsphase zum Laichgewässer: April – Mai (Männchen treffen ca. 6-8 Tage vor Weibchen ein) Laichperiode:
Hauptlaichzeit ist Mai bis Juni, oft nur wenige Tage, je nach Witterung.

Fortpflanzungszeit: Mai-Juni (Spätlaicher), Eiablageplätze sind meist sonnenexponierte, temporäre oder
pflanzenreiche Flachwasserzonen. Es gibt ein Laichzyklus pro Weibchen und Jahr. Mehrfachpaarungen mit zeitlichen
Abständen sind bei einzelnen Weibchen durchaus möglich. Geschlechtsreife erreicht nach 2 Jahren.

Wanderungsphasen:
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Adulte Tiere unternehmen nach der Laichzeit zielgerichtete Wanderungen an Land in die terrestrischen
Sommerquartiere. Als Strauch- und Baumbewohner während der Sommermonate sind Sitzwarten in der
Kronenregion von Bäumen bis in einer Höhe von 25 m belegt. Die Wanderphase zum Winterlebensraum findet im
Zeitraum zwischen Ende September bis Anfang/Mitte Oktober statt.
Der Aktionsradius des Laubfrosches beträgt < 2 km. Die Tiere wandern richtungsorientiert zw. Winterquartier und
Laichgewässer. Als Wanderungskorridore dienen bandförmige Biotoptypen wie Gräben, Raine, feuchte Senken.

Gefährdung:
Einschränkungen der Hochwasserdynamik mit einhergehendem Verlust der Standortvielfalt in der Aue
Intensivierung der Landbewirtschaftung im direkten Umfeld (Einzugsgebiet) der Laichgewässer, insbesondere
Umwandlung von Grünland in Ackerflächen
Beseitigung von Hecken und Gebüschen im Umfeld von Ruf- und Laichgewässer
Rekultivierung von Abbaustellen mit Beseitigung von Gewässern und Kleinstrukturen
Zerschneidung von Lebensräumen, insbesondere Trennung von Laichgewässern und Landlebensräumen /
Winterquartieren
Absinken des Grundwassers durch die Eintiefung von Fließgewässern, wodurch Kleingewässer in den Auen zu
schnell (= während der Larvenentwicklung) trockenfallen bzw. erst gar nicht mehr entstehen
Sukzession von Kleingewässern und zunehmender Besiedlung durch Großwasserkäfern, Großlibellen oder
andere Amphibienarten, Einsetzen von Fischen in Laichgewässer
Gewässerbelastung durch Schadstoffe i.w.S.
Zunehmende Isolierung von (Rest-) Populationen

4.2 Verbreitung
Verbreitung und Bestandssituation:
Europa: Der Europäische Laubfrosch ist in Europa weit verbreitet und fehlt nur im äußersten Westen und Norden. Im

Osten kommt er bis weit in die Ukraine und in den Kaukasus vor.
Deutschland: Hier ist der Laubfrosch in Tiefebenen und Hügelländern weit verbreitet, hat aber größere

Verbreitungslücken in eher sommerkühlen Regionen im Nordwesten und Westen, teils auch durch starke
Bestandsrückgänge in den meisten westlichen Bundesländern bedingt. Aktuelle Verbreitungsschwerpunkte
befinden sich u. a. in Mecklenburg-Vorpommern, in der Mittelelbe-Niederung Sachsen-Anhalts und
Niedersachsens sowie im Bereich des Leipziger Tieflandbeckens.

Hessen: In Hessen ist der der Verbreitungsschwerpunkt in den zentralen Niederungen von Hessen zu finden, in den
Rheinauen fehlt er hingegen. Die größten und vernetzten Vorkommen finden sich in der Gersprenzaue
zwischen Dieburg und Babenhausen sowie in den Grünlandgebieten der Wetterau, in der Horloffaue sowie
der Wetterniederung zwischen Licht und Hungen. Bedeutsame Einzelvorkommen befinden sich im NSG
Bingenheimer Ried (Kreis Friedberg) sowie dem NSG Nachtweide von Patershausen bei Dietzenbach (Kreis
Offenbach). Weitere Gegenden mit guten Vorkommen sind der Übergangsbereich von Vogelsbergkreis und
Landkreis Marburg-Biedenkopf, die Schwalmniederung bei Treysa, der Raum Fritzlar-Wabern-Felsberg, das
Nidda- und Niddertal bei Ranstadt bzw. Stockheim, der südwestl. Main-Kinzig-Kreis sowie der Mönchbruch
südlich des Frankfurter Flughafens.

Vorhabenbezogene Angaben
5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen sehr wahrscheinlich anzunehmen
Im Zuge der Planung zum Ausbau der L 3190 zwischen Florstadt/Nieder-Mockstadt und Glauburg/Stockheim
wurden aufgrund der Artenpotenzials der im Plangebiet vorhandenen Biotopstrukturen verschiedenste faunistische
Erhebungen im Zeitraum Frühjahr bis Herbst 2018 (BFM/KH Planwerk GmbH 2018a und 2018b) durchgeführt.

Aus der Literatur (Hessen-Forst „Der Laubfrosch in Hessen“ geht hervor das im Wetteraukreis sowie auch an den
Nidderauen bei Stockheim bedeutsame Laubfrosch-Vorkommen zu verzeichnen sind. Die faunistische Erhebung /
Kartierung der Amphibien (Frühjahr 2018) hat ergeben, dass sich die L 3190 im Wanderkorridor der
Frühjahreswanderung zum Laichgewässer befindet.

Der Laubfrosch wurde im Zuge der Bestanderfassung (Frühjahrszählung 2018) entlang der des Ausbauabschnittes
der L3190 mit einer geringen Individuenzahl (9 Ind.) festgestellt. Da die Frühjahrswanderung zum Laichgewässer in
der vorliegenden Untersuchung nicht vollständig erfasst werden konnte, ist die tatsächliche Anzahl der die L 3190
querenden Individuen als weitaus höher einzustufen

Ein Wanderkorridor zwischen dem nördlichen der L 3190 gelegenen Waldbestand westlich Hof Leustadt (Bau-km
0+400) und den südöstlich gelegenen Gewässern im NSG „Nidderauen von Stockheim“  konnte in der
Faunistischen Untersuchung deutlich bestätigt werden. So ist vom Westen bis zum Hof Leustadt (Bau-km 0+400 bis
Bau-km 1+600) eine deutliche Wanderrichtung nach Süden über die L 3190 zu verzeichnen. Jedoch auch weiter
östlich, nach dem Hofgut Leustadt bis zum Bauende (Bau-km 1+740), wurde der Laubfrosch nachgewiesen.
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Im Rahmen der Erhebungen an den Laichgewässern südlich der L 3190 bzw. westlich der Nidder wurden bis zu 20
Rufer verhört. Das Hauptvorkommen des Laubfrosches mit über 50 Rufern wurde jedoch in einem Gewässer (LG6)
unmittelbar nördlich der L3190 registriert. Das hohe Vorkommen (50 Rufer) an den nördlich der L 3190 gelegenen
Laichgewässer, lässt auf einen weiteren Wanderkorridor des Laubfrosche vom nördlichen Waldgebiet zur
Nidderaue und den hier befindlichen Laichgewässern nördlich der L 3190 schließen.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG
6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder

Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der

Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? ja  nein
(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)
Fortpflanzungs- und Ruhestätten (Laichgewässer, Winterquartiere) sind nicht durch das Vorhaben betroffen.
Die Laichgewässer des Laubfrosches befinden sich ca. 400 bis 1.100 m südöstlich des Vorhabens.
Winterquartiere befinden sich innerhalb des nördlich an das Vorhaben angrenzenden Waldgebietes.

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich? ja nein
Gem. § 15 BNatSchG (1) ist die Prüfung von Vermeidungsmaßnahmen
grundsätzlich erforderlich.

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zu-
sammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maß-
nahmen (CEF) gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? ja nein
(Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt)

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF)
gewährleistet werden? ja nein

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung,
Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein. ja  nein

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)
a) Können Tiere gefangen, verletzt od. getötet werden?
 (Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)  ja nein

Im Zuge der Wandertätigkeiten des Laubfrosches im Frühjahr zum Laichgewässer und damit verbundenen
Querungen der Straße (L 3190) kommt es durch den Betrieb der Straße zu Verletzungen /Tötungen. Bei der
Trasse handelt es sich um eine bestehende Trasse mit geringem Verkehrsaufkommen (1.375 KfZ/24 h),
welches zudem gemäß der Verkehrsprognose noch sinken soll.

Im Zuge der faunistischen Erhebung zum Vorhaben konnte ein Wanderkorridor des Laubfrosches zwischen
dem nördlich der L3190 gelegenen Waldbestand und den südöstlich gelegenen Laichgewässern in der
Nidderaue bestätigt werden. Aufgrund der hier zur Frühjahrswanderung bereits zu beklagenden Straßenopfer
ist in diesem Abschnitt weiterhin von Verletzungen und Tötungen wandernder Individuen bei ausbleibenden
Gegenmaßnahmen auszugehen. Eine signifikante Verschlechterung bzw. Erhöhung des Tötungsrisikos bei der
geringen Verkehrsmenge, welche zudem rückläufig ist, ist nicht zu erwarten.

Die Rückwanderung der Amphibien im Sommer/Herbst erfolgt sehr diffus, ein erhöhtes Tötungsrisiko ist hier
ebenfalls nicht zu erwarten.
Anlagenbedingt kommt es im Zuge des Ausbaus zu einer Verbeiterung des Querschnittes der Straße
(Verbreiterung der Straße um ca. 1,0 m) im Bereich der Bau-km 0+400 bis Bau-km 1+600, welche zu einer
geringen Verlängerung der Querungsstrecke der Tiere über die L 3190 führt. Diese geringfügige Verbreiterung
führt ebenfalls zu keinem erhöhten Tötungsrisiko bei geleichbleibender bzw. sinkender Verkehrsbelastung.
Baubedingt kann es während der Wanderphase des Laubfrosches zu einem erhöhten Tötungsrisiko aufgrund
der erhöhten Frequentierung der Strecke durch Baumfahrzeuge kommen sowie Störungen des
Wanderkorridors durch temporäre Aufschüttungen/Abgrabungen/Materiallagerungen innerhalb des Baufeldes,
welche ebenfalls zu Verletzungen und Tötungen der Individuen führen können.
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b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 4A – Bauzeitenregelung für Amphibien (hier Laubfrosch)
Zur Vermeidung bauzeitlicher Gefährdungen oder Tötungen der Art erfolgen die Arbeiten im
Böschungsbereich der Straße außerhalb der Hauptwanderphase April-Mai (Hinwanderung) und ggf. in
Abstimmung mit der ökol. Bauüberwachung Ende September – Anfang/Mitte Oktober (Rückwanderung des
Laubfrosches).

Durch die Beschränkung der Bauzeit in den Hauptwanderphasen können die Tiere währen der Wanderung und
Querung der Straße geschützt werden.

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaß-
nahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- ja
nein oder Tötungsrisiko?
(Wenn JA - Verbotsauslösung!)
Ein signifikantes erhöhtes Risiko verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahme nicht.

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein. ja nein

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
a) Können wild lebende Tiere während der

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs-
und Wanderungs-
zeiten erheblich gestört werden?  ja nein
Im Zuge der Baumaßnahme kann es baubedingt (durch Eingriffe/ Arbeiten im Böschungsbereich) sowie
auch betriebsbedingt zu Störungen der Tiere im Zuge Ihres Wanderverhaltens kommen, vor allem bei der
konzentrierten Frühjahrswanderung vom nördlich der Trasse gelegenen Waldgebiet (Winterquartier) zum
südöstlich gelegenen Laichgewässer.

b) Sind Vermeidungs-Maßnahmen möglich?  ja nein
V 4A – Bauzeitenregelung für Amphibien (hier Laubfrosch)
Zur Vermeidung bauzeitlicher Störungen und Tötungen der Art erfolgen die Arbeiten im Böschungsbereich
der Straße außerhalb der Hauptwanderphase April-Mai (Hinwanderung) und in Abstimmung mit der ökol.
Bauüberwachung Ende September – Anfang/Mitte Oktober (Rückwanderung des Laubfrosches).

c) Wird eine erhebliche Störung durch o.g. Maßnahmen
vollständig vermieden?  ja nein

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein.  ja   nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
Nr. 1- 4 BNatSchG ein? ja  nein
(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen)
Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen!

weiter unter Pkt. 8 „Zusammenfassung“

Wenn JA – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH-
RL erforderlich!

weiter unter Pkt. 7 „Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen“
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Zusammenfassung

Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen sind in den
Planunter- lagen dargestellt und berücksichtigt worden:

  Vermeidungsmaßnahmen - auch populationsstützende Maßnahmen -
zur Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der
lokalen Population, d.h. einer erheblichen Störung

  CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen
Zusammenhang FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen
Erhaltungszustandes der

  Population über den örtlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliches Monitoring und Risikomanagement für
die oben dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen
verbindlich festgelegt

Unter Berücksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Maßnahmen

tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine
Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16
FFH-RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG vor
ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in
Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfüllt!
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Darstellung der Betroffenheit allgemein häufiger Vogelarten
Es bedeuten:
n = nachgewiesen, p = potenziell vorkommend, b = besonders geschützt, s = streng geschützt, I = regelmäßiger Brutvogel, II = Nahrungsgast,
III = Neozoe o. Gefangenschaftsflüchtling

Dt. Artname Wiss. Artname Vorkommen
n =
nachgewiesen
p = potenziell

Schutzstatus
nach § 7
BNatSchG
b = besonders

geschützt
s = streng

geschützt

Status
I = regelmäßiger
Brutvogel
III = Neozoe oder
Gefangenschafts-
flüchtling

Brutpaar-
bestand
in Hessen

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.1
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.2
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.3
BNatSchG
1)

Erläuterung zur Betroffenheit
(Art / Umfang / ggf. Konflikt-Nr. incl.
Angabe zu Verbot gem. § 44 Abs.1 Nr.1
BNatSchG, ob bau- oder
betriebsbedingtes Tötungsrisiko größer ist
als allgemeines Lebensrisiko)

Hinweise auf
landespflegerische
Vermeidungs-/
Kompensations-
Maßnahmen im Rahmen
der Eingriffsregelung

(Maßn.-Nr. im LBP)2)

Amsel Turdus merula n b I 545.000 x x
Brutnachweise im gesamten
Untersuchungsraum vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen

V1 - Bauzeitenregelung

Bachstelze Motacilla alba n b I 45.000 –
55.000

Brutzeitbeobachtung südliche der L3190
im Bereich des strukturierten Offenlandes
Keine Betroffenheiten

Blaumeise Parus
caeruleus n b I 348.000 x x

Brutnachweise im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Buchfink Fringilla
coelebs n b I 487.000 x x

Brutnachweise im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Buntspecht Dendrocopus
major n b I 69.000 –

86.000 x x

Brutnachweise im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)
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Darstellung der Betroffenheit allgemein häufiger Vogelarten
Es bedeuten:
n = nachgewiesen, p = potenziell vorkommend, b = besonders geschützt, s = streng geschützt, I = regelmäßiger Brutvogel, II = Nahrungsgast,
III = Neozoe o. Gefangenschaftsflüchtling

Dt. Artname Wiss. Artname Vorkommen
n =
nachgewiesen
p = potenziell

Schutzstatus
nach § 7
BNatSchG
b = besonders

geschützt
s = streng

geschützt

Status
I = regelmäßiger
Brutvogel
III = Neozoe oder
Gefangenschafts-
flüchtling

Brutpaar-
bestand
in Hessen

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.1
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.2
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.3
BNatSchG
1)

Erläuterung zur Betroffenheit
(Art / Umfang / ggf. Konflikt-Nr. incl.
Angabe zu Verbot gem. § 44 Abs.1 Nr.1
BNatSchG, ob bau- oder
betriebsbedingtes Tötungsrisiko größer ist
als allgemeines Lebensrisiko)

Hinweise auf
landespflegerische
Vermeidungs-/
Kompensations-
Maßnahmen im Rahmen
der Eingriffsregelung

(Maßn.-Nr. im LBP)2)

Dorngras-
mücke

Sylvia
communis n b I 74.000 –

90.000

Brutzeitbeobachtung südliche der L3190 im
Bereich des strukturierten und
strukturarmen Offenlandes

Keine Beeinträchtigungen

Eichelhäher Garrulus
glanarius n b I 53.000-

64.000 x x

Brutnachweise im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Fasan Phasianius
colchicus n b I 2.000 –

5.000

Brutzeitbeobachtung südlich der Trasse, im
Bereich des strukturierten Offenlandes
(Streuobst/Hecken) sowie im strukturarmen
Offenland (Acker)
Keine Beeinträchtigung

Fichtenkreuz-
schnabel

Loxia
curvirostra n b I 500 –

5.000

Brutzeitverdacht im Bereich des Waldes
(mit Buchenaltholzbestand und Resten von
Eichen südlich der Ausbautrasse, kein
Vorkommen im Eingriffsbereich
Keine Beeinträchtigung

Gartenbaum-
läufer

Certhia
brachydactyla n b I 50.000 –

70.000 x x

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Gartengras-
mücke Sylvia borin n b I 150.000

Brutzeitverdacht im Bereich des
strukturierten Offenlandes des Hofgutes
Leustadt nördlich der Ausbautrasse
Keine Beeinträchtigungen
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Darstellung der Betroffenheit allgemein häufiger Vogelarten
Es bedeuten:
n = nachgewiesen, p = potenziell vorkommend, b = besonders geschützt, s = streng geschützt, I = regelmäßiger Brutvogel, II = Nahrungsgast,
III = Neozoe o. Gefangenschaftsflüchtling

Dt. Artname Wiss. Artname Vorkommen
n =
nachgewiesen
p = potenziell

Schutzstatus
nach § 7
BNatSchG
b = besonders

geschützt
s = streng

geschützt

Status
I = regelmäßiger
Brutvogel
III = Neozoe oder
Gefangenschafts-
flüchtling

Brutpaar-
bestand
in Hessen

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.1
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.2
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.3
BNatSchG
1)

Erläuterung zur Betroffenheit
(Art / Umfang / ggf. Konflikt-Nr. incl.
Angabe zu Verbot gem. § 44 Abs.1 Nr.1
BNatSchG, ob bau- oder
betriebsbedingtes Tötungsrisiko größer ist
als allgemeines Lebensrisiko)

Hinweise auf
landespflegerische
Vermeidungs-/
Kompensations-
Maßnahmen im Rahmen
der Eingriffsregelung

(Maßn.-Nr. im LBP)2)

Gimpel Pyrrhula
pyrrhula n b I 20.000 –

40.000 x x

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Grünspecht Picus viridis n s I 5.000 –
8.000 x x

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen
(A13),

Grünfink Carduelis
chloris n b I 195.000

Brutzeitverdacht im Wald (mit
Buchenaltbestand und Resten von Eichen)
nördlich der Ausbautrasse sowie im
Bereich des Hofgutes Leustadt
(Strukturreiches Offenland); keine
Vorkommen im Eingriffsbereich
Keine Beeinträchtigung

Hausrot-
schwanz

Phoenicurus
ochruros n b I 58.000 –

73.000

Brutzeitverdacht südlich der Trasse, im
Bereich des strukturierten Offenlandes
(Streuobst/Hecken) sowie im strukturarmen
Offenland (Acker), Kein Vorkommen im
Eingriffsbereich
Keine Beeinträchtigung
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Darstellung der Betroffenheit allgemein häufiger Vogelarten
Es bedeuten:
n = nachgewiesen, p = potenziell vorkommend, b = besonders geschützt, s = streng geschützt, I = regelmäßiger Brutvogel, II = Nahrungsgast,
III = Neozoe o. Gefangenschaftsflüchtling

Dt. Artname Wiss. Artname Vorkommen
n =
nachgewiesen
p = potenziell

Schutzstatus
nach § 7
BNatSchG
b = besonders

geschützt
s = streng

geschützt

Status
I = regelmäßiger
Brutvogel
III = Neozoe oder
Gefangenschafts-
flüchtling

Brutpaar-
bestand
in Hessen

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.1
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.2
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.3
BNatSchG
1)

Erläuterung zur Betroffenheit
(Art / Umfang / ggf. Konflikt-Nr. incl.
Angabe zu Verbot gem. § 44 Abs.1 Nr.1
BNatSchG, ob bau- oder
betriebsbedingtes Tötungsrisiko größer ist
als allgemeines Lebensrisiko)

Hinweise auf
landespflegerische
Vermeidungs-/
Kompensations-
Maßnahmen im Rahmen
der Eingriffsregelung

(Maßn.-Nr. im LBP)2)

Hecken-
braunelle

Prunella
modularis n b I 148.000 x -

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Kernbeißer
Coccothrauste
s
coccothrauste
s

n b I 25.000 –
47.000 x x

Brutzeitverdacht im Bereich des Waldes
nördlich sowie südlich der Ausbautrasse,
vorhanden – Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Kleiber Sitta europaea n b I 88.000 –
110.000 x x

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Kolkrabe Corvus corax n b I 1.200 –
1.500 x x

Brutzeitverdacht im Bereich des Waldes
südlich der Ausbautrasse, vorhanden –
Störung von Brut- und Nahrungshabitaten
nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)
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Darstellung der Betroffenheit allgemein häufiger Vogelarten
Es bedeuten:
n = nachgewiesen, p = potenziell vorkommend, b = besonders geschützt, s = streng geschützt, I = regelmäßiger Brutvogel, II = Nahrungsgast,
III = Neozoe o. Gefangenschaftsflüchtling

Dt. Artname Wiss. Artname Vorkommen
n =
nachgewiesen
p = potenziell

Schutzstatus
nach § 7
BNatSchG
b = besonders

geschützt
s = streng

geschützt

Status
I = regelmäßiger
Brutvogel
III = Neozoe oder
Gefangenschafts-
flüchtling

Brutpaar-
bestand
in Hessen

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.1
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.2
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.3
BNatSchG
1)

Erläuterung zur Betroffenheit
(Art / Umfang / ggf. Konflikt-Nr. incl.
Angabe zu Verbot gem. § 44 Abs.1 Nr.1
BNatSchG, ob bau- oder
betriebsbedingtes Tötungsrisiko größer ist
als allgemeines Lebensrisiko)

Hinweise auf
landespflegerische
Vermeidungs-/
Kompensations-
Maßnahmen im Rahmen
der Eingriffsregelung

(Maßn.-Nr. im LBP)2)

Kohlmeise Parus major n b I 4.500.000 x

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Misteldrossel Turdus
viscivorus n b I 20.000 –

30.000 x x

Brutzeitverdacht im Bereich des Waldes
südlich der Ausbautrasse, vorhanden –
Störung von Brut- und Nahrungshabitaten
nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung
des Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Mönchsgras-
mücke

Sylvia
atricapilla n b I 326.000 –

384.000 x x

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Nachtigall
Luscinia
megarhyncho
s

n b I 5.000-
10.000

Brutzeitverdacht im Bereich des
strukturierten Offengeländes
(Streuobst/Hecken) südlich der
Ausbautrasse, vorhanden, Kein
Vorkommen im Eingriffsbereich
Keine Beeinträchtigung

Rabenkrähe Corvus corone n b I 150.000 x

Brutzeitverdacht im Bereich des
strukturierten Offenlandes
(Streuobst/Hecken) sowie im Waldgebiet
südlich der Ausbautrasse, vorhanden.
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)
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Darstellung der Betroffenheit allgemein häufiger Vogelarten
Es bedeuten:
n = nachgewiesen, p = potenziell vorkommend, b = besonders geschützt, s = streng geschützt, I = regelmäßiger Brutvogel, II = Nahrungsgast,
III = Neozoe o. Gefangenschaftsflüchtling

Dt. Artname Wiss. Artname Vorkommen
n =
nachgewiesen
p = potenziell

Schutzstatus
nach § 7
BNatSchG
b = besonders

geschützt
s = streng

geschützt

Status
I = regelmäßiger
Brutvogel
III = Neozoe oder
Gefangenschafts-
flüchtling

Brutpaar-
bestand
in Hessen

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.1
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.2
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.3
BNatSchG
1)

Erläuterung zur Betroffenheit
(Art / Umfang / ggf. Konflikt-Nr. incl.
Angabe zu Verbot gem. § 44 Abs.1 Nr.1
BNatSchG, ob bau- oder
betriebsbedingtes Tötungsrisiko größer ist
als allgemeines Lebensrisiko)

Hinweise auf
landespflegerische
Vermeidungs-/
Kompensations-
Maßnahmen im Rahmen
der Eingriffsregelung

(Maßn.-Nr. im LBP)2)

Ringeltaube Columba
palumbus n b I 220.000 x

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Rotkehlchen Erithacus
rubecula n b I 240.000 x x

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Schwarz-
meise

Aegithalos
cauatus n b I 15.000 –

20.000 x

Brutzeitverdacht im Bereich des Waldes
südlich der Ausbautrasse, vorhanden
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Schwarzmilan _Milvus
migrans n s II 350 - 450

Als Nahrungsgast im Untersuchungsraum
Waldbestände nördlich der Ausbautrasse
sowie strukturiertem Offenland
(Streuobst/Hecke) südlich der Trasse
Keine Betroffenheiten

Singdrossel Turdus
philomelos n b I 11.000 –

125.000 x

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)
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Darstellung der Betroffenheit allgemein häufiger Vogelarten
Es bedeuten:
n = nachgewiesen, p = potenziell vorkommend, b = besonders geschützt, s = streng geschützt, I = regelmäßiger Brutvogel, II = Nahrungsgast,
III = Neozoe o. Gefangenschaftsflüchtling

Dt. Artname Wiss. Artname Vorkommen
n =
nachgewiesen
p = potenziell

Schutzstatus
nach § 7
BNatSchG
b = besonders

geschützt
s = streng

geschützt

Status
I = regelmäßiger
Brutvogel
III = Neozoe oder
Gefangenschafts-
flüchtling

Brutpaar-
bestand
in Hessen

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.1
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.2
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.3
BNatSchG
1)

Erläuterung zur Betroffenheit
(Art / Umfang / ggf. Konflikt-Nr. incl.
Angabe zu Verbot gem. § 44 Abs.1 Nr.1
BNatSchG, ob bau- oder
betriebsbedingtes Tötungsrisiko größer ist
als allgemeines Lebensrisiko)

Hinweise auf
landespflegerische
Vermeidungs-/
Kompensations-
Maßnahmen im Rahmen
der Eingriffsregelung

(Maßn.-Nr. im LBP)2)

Sommergold-
hähnchen

Regulus
ignicapilla n b I 96.000 –

131.000

Brutzeitverdacht im Bereich des
strukturierten Offengeländes
(Streuobst/Hecken) sowie im Waldgebiet
südlich der Ausbautrasse, vorhanden.
Kein Vorkommen im Eingriffsbereich
Keine Beeinträchtigung

Star Sturnus
vulgaris n b I 186.000 –

243.000 x x

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Sumpfmeise Parus palustris n b I 50.000 –
60.000 x - x

Brutnachweise mit jeweils 2-5 Ind. im
gesamten Untersuchungsraum, außer im
Bereich der Ackerflächen, vorhanden – in
allen Funktionsräumen; Störung von Brut-
und Nahrungshabitaten nicht
ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Tannenmeise Parus ater n b I 89.000 –
110.000

Brutzeitverdacht im Bereich des Waldes
südlich der Ausbautrasse, vorhanden, Kein
Vorkommen im Eingriffsbereich
Keine Beeinträchtigung

Turmfalke Falco
tinnunculus n b II 3.500 –

6.000
Als Nahrungsgast im Untersuchungsraum
(Offenland, Ackerflächen) vorhanden
Keine Beeinträchtigung
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Darstellung der Betroffenheit allgemein häufiger Vogelarten
Es bedeuten:
n = nachgewiesen, p = potenziell vorkommend, b = besonders geschützt, s = streng geschützt, I = regelmäßiger Brutvogel, II = Nahrungsgast,
III = Neozoe o. Gefangenschaftsflüchtling

Dt. Artname Wiss. Artname Vorkommen
n =
nachgewiesen
p = potenziell

Schutzstatus
nach § 7
BNatSchG
b = besonders

geschützt
s = streng

geschützt

Status
I = regelmäßiger
Brutvogel
III = Neozoe oder
Gefangenschafts-
flüchtling

Brutpaar-
bestand
in Hessen

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.1
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.2
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.3
BNatSchG
1)

Erläuterung zur Betroffenheit
(Art / Umfang / ggf. Konflikt-Nr. incl.
Angabe zu Verbot gem. § 44 Abs.1 Nr.1
BNatSchG, ob bau- oder
betriebsbedingtes Tötungsrisiko größer ist
als allgemeines Lebensrisiko)

Hinweise auf
landespflegerische
Vermeidungs-/
Kompensations-
Maßnahmen im Rahmen
der Eingriffsregelung

(Maßn.-Nr. im LBP)2)

Waldbaum-
läufer

Certhia
familiaris n b I 26.000

470.000 x x

Brutzeitverdacht im Bereich des Waldes mit
Buchenaltholzbestand und Resten von
Eichen nördlich der Ausbautrasse
vorhanden
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Waldkauz Strix aluco n b I 5.000 –
8.000 x x

Brutzeitverdacht im Bereich des Waldes mit
Buchenaltholzbestand und Resten von
Eichen nördlich der Ausbautrasse
vorhanden
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung
des Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Weidenmeise Parus
montanus n b I >10.000 x

Brutzeitrevier (1 Ind.) und Brutzeitverdacht
im Bereich des Waldes südlich sowie
nördlich der Ausbautrasse vorhanden
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Wiesenschaf-
stelze Motacilla flava n b I 8.000 –

12.000

Brutverdacht im Bereich der strukturarmer
Offenlandschaft (Ackerflächen) vorhanden,
kein Vorkommen im Eingriffsbereich
Keine Beeinträchtigung

Wintergold-
hähnchen

Regulus
regulus n b I 84.000 –

113.000 x

Brutzeitverdacht im Bereich des Waldes
südlich sowie nördlich der Ausbautrasse,
vorhanden
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)
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Darstellung der Betroffenheit allgemein häufiger Vogelarten
Es bedeuten:
n = nachgewiesen, p = potenziell vorkommend, b = besonders geschützt, s = streng geschützt, I = regelmäßiger Brutvogel, II = Nahrungsgast,
III = Neozoe o. Gefangenschaftsflüchtling

Dt. Artname Wiss. Artname Vorkommen
n =
nachgewiesen
p = potenziell

Schutzstatus
nach § 7
BNatSchG
b = besonders

geschützt
s = streng

geschützt

Status
I = regelmäßiger
Brutvogel
III = Neozoe oder
Gefangenschafts-
flüchtling

Brutpaar-
bestand
in Hessen

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.1
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.2
BNatSchG

potenziell
betroffen
nach
§ 44 Abs.1
Nr.3
BNatSchG
1)

Erläuterung zur Betroffenheit
(Art / Umfang / ggf. Konflikt-Nr. incl.
Angabe zu Verbot gem. § 44 Abs.1 Nr.1
BNatSchG, ob bau- oder
betriebsbedingtes Tötungsrisiko größer ist
als allgemeines Lebensrisiko)

Hinweise auf
landespflegerische
Vermeidungs-/
Kompensations-
Maßnahmen im Rahmen
der Eingriffsregelung

(Maßn.-Nr. im LBP)2)

Zaunkönig Troglodytes
troglodytes n b I 203.000 x

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

Zilpzalp Phylloscopus
collybita n b I 293.000 x

Brutzeitverdacht im gesamten
Untersuchungsraum, außer im Bereich der
Ackerflächen, vorhanden – in allen
Funktionsräumen; Störung von Brut- und
Nahrungshabitaten nicht ausgeschlossen;
Verlust von potenziellen
Fortpflanzungsstätten; Einschränkung des
Nistangebotes

V1 – Bauzeitenregelung;
Anlage von

Gehölzbeständen (A13)

1) Verbotstatbestand trifft nur für regelmäßig genutzte Fortpflanzungsstätten zu. V1 = Bauzeitenregelung
2) Solche Maßnahmen, die dazu beitragen, den Eintritt des Verbotstatbestands zu verhindern. Wären über die Eingriffsregelung keine Maßnahmen vorgesehen, müssten diese zumindest bei der Beseitigung
regelmäßig genutzter Fortpflanzungsstätten über das Artenschutzrecht festgesetzt werden bzw. wäre darzulegen, dass geeignete, derzeit nicht besetzte Ausweichmöglichkeiten im räumlichen Zusammenhang
bestehen.


